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Liebe Freunde der IGFM,
China ist eine gefährliche und mächtige 
Diktatur. In der Außenpolitik sucht Chi-
na keine Partnerschaft, sondern Hegemo-
nie. Das wohlklingende Projekt einer neu-
en Seidenstraße offenbart die langfristige 
Strategie Chinas: Es bindet schwache Staa-
ten durch Kreditvergabe an sich und er-
wartet dafür politisches Wohlverhalten – 
zum Beispiel bei Abstimmungen in der 
UNO. Das funktioniert bereits in Ostasi-
en, ebenfalls in Teilen Afrikas. In Latein-
amerika wird es versucht.

Der aggressiven Außenpolitik ent-
spricht eine aggressive Innenpolitik. Bei 
Diktaturen sind das zwei Seiten einer Me-
daille. Wir dokumentieren deshalb wei-
terhin gravierende Menschenrechtsver-
letzungen in China: Die Zwangsarbeit, 
die Verfolgung der Uiguren, die Unter-
drückung Tibets, die Abschaffung der 
Demokratie in Hongkong sowie die Ein-
schränkung der Religionsfreiheit, von der 
insbesondere Christen und Muslime be-
troffen sind. In dieser Sonderausgabe der 
Zeitschrift „Menschenrechte“ erfahren Sie 
in fünf Beiträgen Näheres dazu. Mit Sorge 
sehen wir die militärischen Drohgebärden 
gegenüber Taiwan. Wird die demokratisch 
regierte Republik das nächste Opfer sein?

Im September 2020 fand in der Gedenk-
stätte Zuchthaus Cottbus ein Tribunal zum 
Thema „Zwangsarbeit in politischer DDR-
Haft“ statt – eine Kooperationsveranstaltung 
der Union der Opferverbände Kommunisti-
scher Gewaltherrschaft (UOKG), des Men-
schenrechtszentrums Cottbus und der Inter-
nationalen Gesellschaft für Menschenrechte 
(IGFM), gefördert durch das Amt der Staats-
ministerin für Kultur und Medien.

Im 30. Jahr der Deutschen Einheit wur-
de mit diesem Tribunal ein besonders un-
menschliches Kapitel der SED-Diktatur 
aufgearbeitet. Ich empfehle Ihnen dazu 
den Bericht von Karl Hafen.

Mit dieser Sonderausgabe wollen wir 
Ihnen einen aktuellen thematischen und 
geographischen Überblick zur Arbeit der 
IGFM geben. Ich wünsche Ihnen eine an-
regende und informative Lektüre.

Edgar Lamm, Vorsitzender  
IGFM – Deutsche Sektion e.V. 

EDITORIAL INHALT

FALLBETREUUNG / LOBBYARBEIT
Aktion „Gefangene des Monats“: Eine aktuelle Übersicht� 4

Iran: Für Gerechtigkeit im Iran – Nasrin Sotoudehs  
Einsatz unter Lebensgefahr� 6

INFORMATIONEN
China: „Wer sich dem System nicht anpasst, der wird unter  
Druck gesetzt“ – Interview mit Robert Rother� 10

Tibet: „Wir dürfen die Menschenrechtsverletzungen in Tibet  
nicht hinnehmen“ – 55 Jahre „Autonome Region Tibet“� 12

Hongkong: „Ihr Völker der Welt – Schaut auf diese Stadt!“� 15

China: „Bereits in Hongkong erweist sich die Pekinger Führung  
als schamlos vertragsbrüchig“� 18

Vietnam: „Die Regierung möchte niemals, dass die  
Menschen an Gott glauben“ – Interview mit Nguyen Van Dai� 20

Malediven: Paradies für Urlauber – aber nicht für Andersgläubige� 23

Belarus: Die Brutalität eines Regimes gegen die Opposition� 27

Südkaukasus: Spiel mit dem Feuer� 29

Nicaragua: Gesetzentwurf über „ausländische Agenten“� 31

Aufarbeitung: Tribunal: Zwangsarbeit in politischer DDR-Haft� 32

MRZ Cottbus: Aus der Erinnerungslandschaft Deutschlands  
nicht mehr wegzudenken � 35

PROJEKTARBEIT
Ägypten: Christen im Müllviertel Kairos� 37

Ukraine: Das Recht auf ein faires Verfahren� 38

Östliche Partnerschaft: „Erzähl mir etwas über den Krieg“� 40

HUMANITÄRE HILFE
Irak/Jesiden: Nach sechs Jahren Flüchtlingslager  
Chance auf Rückkehr� 42

Arbeitsgruppe Wittlich: 40 Jahre Not- und Aufbauhelfer� 45

Rumänien: Nicht Spitzennoten zählen, sondern die  
Sehnsucht nach Bildung� 48

Irak: Familienzusammenführung� 51

Impressum
Herausgeber
Internationale Gesellschaft  
für Menschenrechte –  
Deutsche Sektion e.V. (IGFM)  
Edisonstraße 5
D-60388 Frankfurt
Tel.: (+)49 (0) 69-42 01 08-0
E-Mail: info@igfm.de;  
Internet: menschenrechte.de; igfm.de
USt ID Nr. DE 1142 35 684

Spendenkonto:  
IGFM – Deutsche Sektion e.V.,  
IBAN DE04 5502 0500 0001 4036 01,  
BIC BFSWDE33MNZ;  
Bank für Sozialwirtschaft

Redaktion: Michaela Koller (Leitung),  
Karl Hafen

Satz und Layout: Gestaltungsfrage UG,  
Manuel Kimmerle, Kißlegg

Coverfoto: Nasrin Sotoudeh (picture alliance)

Druck: johnen-druck, Bernkastel-Kues

Diese Zeitschrift wird an Mitglieder und Förde-
rer der IGFM kostenlos verschickt. Hier geäu-
ßerte Meinungen stimmen nicht unbedingt mit 
der Meinung des Herausgebers überein.

Wenn Sie keine Informationen mehr von uns 
erhalten möchten, können Sie der Verwendung 
Ihrer personenbezogenen Daten für weitere 
Zusendungen jederzeit widersprechen. Weitere 
Informationen zum Datenschutz finden sie un-
ter www.igfm.de/datenschutz

Die 49. IGFM-Jahresversammlung findet 
am 13./14. März 2021 im GSI in Bonn statt. 
Ob als Präsenz- oder als online-Veranstal-
tung werden wir rechtzeitig bekanntgeben.



4    �  menschenrechte 2020

Januar 2020
China
Der chinesische Gemeindeleiter Qin Defu 
von der protestantischen Untergrund-
kirche „Early Rain Covenant Church“ in 
Chengdu (Provinz Sichuan/Südwestchi-
na) wurde wegen sogenannter „illega-
ler Geschäftstätigkeit“ am 29. November 
2019 zu vier Jahren Gefängnis verurteilt. 
Der Vater von vier Adoptivkindern war für 
die Schriften seiner Kirche verantwortlich. 
Mit ihm zusammen waren im Dezember 
2018 der bekannte Pastor Wang Yi sowie 
rund 160 andere Mitglieder dieser Kirche 
verhaftet worden. 

Februar 2020
Ägypten
Der koptisch-orthodoxe Christ Rami Ka-
mil, Koordinator der christlichen Men-
schenrechtsgruppe „Maspero Youth Uni-
on“, wurde am 23. November 2019 durch 
eine Kampfgruppe der „Nationalen Si-
cherheitskräfte“ festgenommen, die sein 

Haus gestürmt hatte. Er sei angeblich ei-
ner terroristischen Vereinigung beigetre-
ten und habe diese finanziert, den öffent-
lichen Frieden gestört und seine Mitbürger 
gegen den Staat sowie Christen gegen Mus-
lime aufgebracht, dies insbesondere in den 
Sozialen Medien. Kamil setzt sich für die 
Gleichberechtigung der christlichen Min-
derheit in Ägypten sowie einen wirksame-
ren Schutz derselben vor extremistischer 
Gewalt ein. 

März 2020
China
Der 70-jährige Bischof Augustinus Cui 
Tai von der staatlich nicht anerkannten 
römisch-katholischen Untergrundkirche 
wird seit 2007 ohne Gerichtsprozess festge-
halten, obwohl er erkrankt ist. Wiederholt 
stand er auch unter Hausarrest. Zu chinesi-
schen Feiertagen erhält er Hafturlaub, den 
er bei Familienangehörigen verbringt. Vor 
Redaktionsschluss ist er das letzte Mal am 

Dezember 2019
Iran
Die iranischen Christen Shahrooz Eslam-
dous und Abdolreza Matthias Haghnejad 
kamen mit sieben weiteren Angehörigen 
der im Iran verfolgten „Kirche des Iran“ 
im Februar 2019 ins Gefängnis. Haghnejad 
ist Pastor dieser Freikirche und wurde von 
Soldaten der Iranischen Revolutionsgar-
den während einer Kirchenversammlung 
in der Stadt Rasht festgenommen. Sieben 
der Inhaftierten durften im März 2019 ge-
gen Zahlung einer hohen Kaution das Ge-
fängnis verlassen. Im Juli mussten sich alle 
neun Christen, die ursprünglich Muslime 
waren, wegen angeblicher „Gefährdung 
der nationalen Sicherheit“ und der „Wer-
bung für Zionismus“ vor Gericht verant-
worten, was ihnen aufgrund ihrer religi-
ösen Aktivitäten zur Last gelegt wird. Die 
beiden Christen wurden am 13. Oktober 
2019 zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt, 
was für Haghnejad durch einen Sonderer-
lass am 25. Februar 2020 bestätigt wurde.

Aktion „Gefangene des Monats“
Bitte setzen Sie sich weiter ein!

VON MICHAEL A KOLLER

Freilassungen
Iran

Die christliche Konvertitin und Bür-
gerrechtlerin Fatemeh (Mary) Mo-
hammadi, die wegen „Störung der 
öffentlichen Ordnung durch Teilnah-
me an einer illegalen Versammlung“ 
angeklagt und im Evin-Gefängnis in 
Teheran inhaftiert war, ist am 26. Fe-
bruar 2020 auf Kaution freigelassen 
worden. Die IGFM hatte zusammen 
mit der evangelischen Nachrichten-

agentur Idea geplant, sie zur „Gefangenen des Monats März 
2020“ zu benennen. 
Mary nahm am 12. Januar 2020 an öffentlichen Demonstratio-
nen in Teheran auf dem Azadi-Platz teil, als Sicherheitskräfte sie 
festnahmen. Sie veröffentlichte am Tag ihrer Verhaftung eine 
Reihe von Meldungen auf Twitter, in denen sie die Desinforma-
tionspolitik der iranischen Regierung im Zuge des Flugzeugab-
schusses am 8. Januar 2020 kritisierte. 

Bereits im November 2017 wurde Mary erstmals bei einem Haus-
kirchentreffen verhaftet und für sechs Monate im berüchtigten 
Evin-Gefängnis inhaftiert. Die Vorwürfe lauteten: Mitgliedschaft 
in evangelikalen Gruppen, christliche Aktivitäten und Gefährdung 
der nationalen Sicherheit durch staatsfeindliche Propaganda. Im 
Jahr darauf, am 29. September 2018, wurde sie vom Geheim-
dienst scharf verhört. Im Juli 2019 griff eine Frau sie in einem Bus 
tätlich an und warf ihr vor, sie trage ihr Kopftuch nicht ordentlich. 

Vietnam
Der vietnamesische Pastor A Dao ist am 
18. September vorzeitig aus der Haft 
entlassen worden. Der evangelische 
Christ aus der Bergregion Zentralviet-
nams war „Gefangener des Monats April 
2020“. Der 39-Jährige leitete die „Mon-
tagnard Evangelikale Kirche Christi“. Im 
August 2016 kehrte der Gemeindeleiter 

aus Timor Leste (Osttimor) von einer Konferenz über Religions-
freiheit zurück und wurde kurz darauf verhaftet. Weitere Details 
lesen Sie in der Novemberausgabe von „Religionsfreiheit im Fo-
kus“, Beilage im Innenteil dieser Zeitschrift.

FALLBETREUUNG / LOBBYARBEIT
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Nepal
Der in Nepal inhaftierte Pastor Kes-
hab Acharya (Pokhara/Provinz Gan-
daki), „Gefangener des Monats Juli 
2020“ ist bereits Anfang Juli gegen 
Zahlung einer Kaution von umge-
rechnet 2.100 Euro freigekommen. 
Medienberichten zufolge war die Zeit 
im Gefängnis für ihn sehr schwierig. 
Der 32-jährige Vater von zwei kleinen 
Kindern war am 23. März 2020 inhaf-

tiert worden, nachdem er ein Heilungsgebet gegen das Corona-
virus im Internet veröffentlicht hatte. Drei Männer und eine Frau 
von der Polizei klingelten abends an seiner Tür, gaben sich als 
Christen aus und baten um ein gemeinsames Gebet. Als der Pas-
tor sie in die Wohnung hereingelassen hatte, nahmen sie den Va-
ter von zwei kleinen Kindern vor den Augen seiner Familie fest. 
Vor seiner Inhaftierung hatte der Pastor Beschimpfungen und 
Morddrohungen durch Anrufer erhalten. 
Die Polizei warf ihm zunächst „Irreführung der Öffentlichkeit“ 
vor. Der Internetprediger habe in den Sozialen Medien Falsch-
informationen über das Virus verbreitet. Am 8. April sollte er 

zunächst auf Kaution freigelassen werden. Als er das Gefängnis 
verlassen wollte, wurde er erneut festgesetzt. Nun lautete der 
Vorwurf, er habe religiöse Gefühle verletzt und missioniert. Am 
13. Mai wurde Pastor Acharya in ein anderes Gefängnis im Dist-
rikt Dolpa verlegt, der als abgelegenste Region des Landes gilt. 

Iran
Hauskirchenleiter Joseph Shahba-
zian, „Gefangener des Monats Sep-
tember 2020“, ist gegen Zahlung ei-
ner Kaution von umgerechnet rund 
84.000 Euro nach 54 Tagen Haft frei-
gelassen worden. Mitarbeiter des Ge-
heimdienstes der Iranischen Revoluti-
onsgarden waren am 30. Juni in den 
Versammlungsraum seiner Gemeinde 
im Südwesten der Hauptstadt Tehe-
ran eingedrungen, als der 56-Jährige 

gerade einen Gottesdienst feierte. Sie nahmen ihn sowie weite-
re Christen wegen „Propaganda gegen das Regime“ und „Ge-
fährdung der nationalen Sicherheit durch Verbreitung eines zi-
onistischen Christentums“ mit.

19. Juni abgeholt worden und seitdem ist 
sein Aufenthaltsort nicht bekannt.

Mai 2020
Pakistan
Der 20-jährige christliche Student der 
Gesundheitswissenschaften an der High 
School in Bahawalnagar (Provinz Punjab) 
Sunny Waqas trainierte am 29. Juni 2019 
gerade Cricket hinter dem Haus eines 
Freundes, als er verhaftet wurde. Nach ei-
nem Streit unter Mitspielern hatte ihn sein 
Nachbar Bilal Ahmad wegen der Beleidi-
gung des islamischen Propheten Moham-
med angezeigt, was dem pakistanischen 
Strafrechtsparagraphen 295 C zufolge mit 
dem Tode bestraft wird. Der junge Christ 
habe Flugblätter mit blasphemischen In-
halten in einer Tasche mit sich geführt.

Juni 2020
Nordkorea
Der südkoreanische Pastor Kim Kuk-gi 
von der Presbyterianischen Kirche, der 
seit 2003 als Missionar in der chinesi-
schen Grenzstadt Dandong wirkte, wur-
de im Dezember 2014 unter ungeklärten 
Umständen in Nordkorea inhaftiert. Er sei 
ein „ruchloser Terrorist“, südkoreanischer 
Spion, habe sich an einer Schmutzkampag-
ne gegen Nordkorea beteiligt und religiöse 
Propaganda einer Untergrundkirche ver-

breitet. Der Pastor hatte nordkoreanischen 
Flüchtlingen geholfen. Der staatliche Fern-
sehsender KCTV berichtete im Juni 2015, 
dass Pastor Kim vor dem Obersten Ge-
richtshof in der Hauptstadt Pjöngjang zu 
lebenslanger Haft verurteilt wurde. 

August 2020
Eritrea
Die fünf eritreisch-orthodoxen Mönche Ki-
breab Tekie, Tewelde Gebremedhin, Kida-
nemariam Tekeste, Gebretensae Zemicha-
el, Gebretensae Tewoldemedhin aus dem 
Kloster Debre Bizen wurden am 13. Juni 
2019 in der Kleinstadt Ghinda in der nörd-
lichen Küstenregion Eritreas festgenom-
men. Drei von ihnen sind älter als 70 Jah-
re. Nachdem sie zunächst in der örtlichen 
Polizeistation festgehalten wurden, verlor 
sich danach jede Spur. Weder die gegen 
sie erhobenen Vorwürfe noch ihr Gesund-
heitszustand sind bislang bekannt gewor-
den. Die Mönche hatten vor ihrer Verhaf-
tung die fortlaufenden staatlichen Eingriffe 
in Kirchenangelegenheiten beklagt. 

Oktober 2020
Nordkorea
Der christliche Missionar Zhang Wen Shi, 
wie sein chinesischer Name lautet, der auch 
unter seinem früheren koreanischen Na-
men Jang Moon Seok bekannt ist, wurde 

im November 2014 von nordkoreanischen 
Agenten aus der chinesischen Grenzstadt 
Changbai entführt. In China wurde er förm-
lich verhaftet und schließlich zu 15 Jahren 
Gefängnis verurteilt. Über die konkreten 
Vorwürfe gegen ihn ist nichts bekannt. Der 
Missionar versorgte bedürftige Grenzgän-
ger aus Nordkorea mit Kleidung und Quar-
tier. Jang alias Zhang sprach mit ihnen über 
seinen Glauben, den einige annahmen. 

November 2020
Pakistan
Asif Pervaiz sitzt seit 2013 hinter Gittern 
und wurde am 8. September 2020 wegen 
Blasphemie (Gotteslästerung) zum Tode 
verurteilt. Sein ehemaliger Vorgesetzter in 
einer Strumpfwarenfabrik hatte ihn 2013 
angezeigt. Er warf Pervaiz vor, sich in meh-
reren Textnachrichten an sein Mobiltele-
fon tagelang herablassend über den Islam, 
insbesondere den islamischen Propheten 
Mohammed, geäußert zu haben. Der Ver-
urteilte verteidigte sich, sein ehemaliger 
Chef habe den Vorwurf aus Rache erho-
ben, weil Pervaiz den Wechsel zum Islam 
abgelehnt habe.

Allmonatlich finden Sie Gefangenenpor
träts mit Apellbriefen im Newsletter  
„Religionsfreiheit im Fokus (siehe zwei 
Ausgaben in der Heftmitte)



Für Gerechtigkeit im Iran
Nasrin Sotoudehs Einsatz unter Lebensgefahr

EINE CHRONOLO GIE 
VON VALERIO KRÜGER

IRAN

Nasrin Sotoudeh, zweifache Mutter, 
Symbolfigur der iranischen Menschen- 
und Bürgerrechtsbewegung, wurde we-
gen ihres Einsatzes für die Menschen-
rechte und gegen den Kopftuchzwang 
im Iran zu 33 Jahren Haft und 148 Peit-
schenhieben verurteilt. Oft hat sie Men-
schen vor Gericht verteidigt, die sonst 
keinen Anwalt gefunden hätten, dar-
unter Menschenrechtsaktivisten und 
-aktivistinnen, insbesondere Frauen-
rechtlerinnen, sowie Angehörige von 
Minderheiten. Das Europäische Parla-
ment zeichnete im Jahr 2012 die 1963 in 
Teheran geborene Rechtsanwältin für 
ihren mutigen Einsatz für Menschen-
rechte mit dem Sacharow-Preis für geis-
tige Freiheit aus. Sie gehört dem Kurato-
rium der IGFM an.
Unter der repressiven Führung des Iran 
sind die Menschenrechte und die poli-
tische Opposition stark eingeschränkt. 
Frauen sind aufgrund der strikten Aus-
legung des islamischen Rechts durch die 
Regierung mit besonders harter Unter-
drückung und vielen Einschränkungen 
konfrontiert.

Dienstag, 11. August 2020
Die iranische Menschenrechtsverteidi-
gerin Nasrin Sotoudeh tritt im berüch-
tigten Evin Gefängnis in Teheran in den 
Hungerstreik. Sie protestiert damit gegen 
unfaire Gerichtsverhandlungen sowie die 
fortdauernde Inhaftierung von Bürger-
rechtlern trotz der hohen Gefahr einer 
Infektion mit dem Coronavirus. Das Re-
gime setzt diese bewusst dem Risiko aus, 
sich in den überfüllten Gefängnissen unter 
schlechten hygienischen Bedingungen mit 
COVID-19 anzustecken. Im März gab hin-
gegen ein Sprecher der Justiz bekannt, dass FO

TO
: A

RA
SH

 A
SH

O
UR

IA
N

FALLBETREUUNG / LOBBYARBEIT

6    �  menschenrechte 2020



menschenrechte 2020     � 7

EINE CHRONOLO GIE 
VON VALERIO KRÜGER

die iranische Regierung wegen der Epide-
mie vorübergehend 85.000 Häftlinge frei-
gelassen hatte. Bereits Mitte März trat die 
Rechtsanwältin Sotoudeh mit drei weite-
ren politischen Gefangenen für mehrere 
Tage in einen Hungerstreik.

Montag, 17. August 2020
Mehrere Teams der iranischen Staatssi-
cherheit fahren – in Taxis als Tarnung – 
bei Reza Khandan, dem Ehemann von 
Nasrin Sotoudeh, vor. Sie stürmen in die 
Wohnung und nehmen die gemeinsame 
Tochter Mehraveh Khandan mit. Sie habe 
„Sicherheitsverbrechen“ und „Beamtenbe-
leidigung“ begangen, lautet der Vorwurf. 
Die 20-Jährige wird Stunden später gegen 
Kaution wieder entlassen. Für Nasrin So-
toudeh steht fest: Das ist „schockierend 
und unmenschlich“. Das iranische Regime 
hat inzwischen zudem die Bankkonten der 
Anwältin eingefroren.

Donnerstag, 20. August 2020
Die bekannteste politische Gefangene im 
Iran in das Gefängniskrankenhaus einge-
liefert. Sie ist sehr geschwächt, hat einen 
niedrigen Blutdruck und Blutzucker. Aber 
ihr Wille ist ungebrochen. Sie wird weiter 
ihre Gesundheit und ihr Leben riskieren, 
um nun auch noch gegen das Vorgehen 
der Justiz sowie des Sicherheitsapparates 
bei der Festnahme ihrer Tochter zu pro-
testieren und eine Erklärung einzufordern.

Montag, 24. August 2020
Noch nach zwei Wochen ist Nasrin So-
toudeh im Hungerstreik, um gegen un-
faire Gerichtsverhandlungen sowie die 
fortdauernde Inhaftierung von Bürger-
rechtlern während der Coronavirus-Pan-
demie zu protestieren. Bei der IGFM und 
auch weltweit ist man in großer Sorge um 
die Menschenrechtsaktivistin.

Dienstag, 1. September 2020
Nasrin Sotoudeh schwebt nach 21 Tagen 
Hungerstreik in akuter Lebensgefahr. Ihr 
Gesundheitszustand hat sich zunehmend 
verschlechtert. Die im Teheraner Evin-Ge-
fängnis einsitzende Menschenrechtsvertei-
digerin hat bereits sechs Kilo abgenommen, 
leidet unter starken Blutdruckschwankun-
gen. Sie kann aufgrund von Brechreiz nicht 
genug Wasser zu sich nehmen. Trotz der 
Appelle anderer politischer Gefangener 

Die Menschenrechtssituation und die Meinungsfrei-
heit im Iran verschlechtern sich von Tag zu Tag. Es 
gibt massive Razzien und Morde an Demonstranten 
auf der Straße, Massenverhaftungen, Familien-
strafen, harte Gefängnisstrafen und Hinrichtungen 
sowie unfaire Gerichtsverfahren vor Geheimgerich-
ten ohne qualifizierte Anwälte und Druck auf politi-
sche Gefangene. Außerdem wird die Behandlung und 
Freilassung kranker Gefangener oft verhindert. 
Reza Khandan, Ehemann von Nasrin Sotoudeh

»

und iranischer Bürgerrechtler, den Hun-
gerstreik zu beenden, setzt die 57-Jährige 
diesen weiter entschlossen fort.

In Frankfurt fordert die IGFM die Welt-
öffentlichkeit auf, sich für die Freilassung 
der mutigen Frauenrechtsaktivistin einzu-
setzen und weiter Druck auf das iranische 
Regime auszuüben.

Dienstag, 8. September 2020
Heute wird Nasrin Sotoudeh in Berlin ge-
ehrt. Auf Vorschlag der Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) 
zeichnet der Deutsche Richterbund (DRB) 
sie mit dem Menschenrechtspreis 2020 
aus. Den Preis nimmt stellvertretend die 
iranische Frauenrechtlerin und Freundin 
von Nasrin Sotoudeh, Mansoureh Shojaee, 
entgegen. Seit 29 Tagen befindet sich die 

iranische Menschenrechtsverteidigerin im 
Hungerstreik, um gegen die Diktatur der 
Mullahs zu protestieren.

Aus dem Gefängnis heraus lässt Nas-
rin Sotoudeh wissen: „Die Mitglieder der 
iranischen Zivilgesellschaft, einschließlich 
mir, werden niemals die moralische Unter-
stützung vergessen, die unsere Aktivisten 
unter solch schwierigen Bedingungen be-
kommen haben.“ Sie widmet den Preis den 
vier politischen Gefangenen Amir-Hos-
sein Moradi, Saeed Tamjidi, Mohammad 
Rajabi und Navid Afkari, die kurz vor der 
Hinrichtung stehen.

Auch ihr Mann bedankt sich. Die Ver-
leihung während ihres Hungerstreiks be-
zeichnet Reza Khandan als „Zeichen der 
Weisheit der Entscheidungsträger dieser 
Auszeichnung“.

Nasrin Sotoudeh und ihr Ehemann Reza Khandan
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Donnerstag, 24. September 2020
Nach fünf Tagen wird die 57-jährige Men-
schenrechtsverteidigerin ohne medizini-
sche Behandlung aus dem Krankenhaus 
zurück ins Evin-Gefängnis gebracht. Die 
Gefängnisärzte sind schockiert darüber, 
dass sie in diesem Zustand zurückgeführt 
wird. Einer von ihnen protestiert sogar da-
gegen. Zwei Tage lang hat sie ihr Zimmer 
mit zehn weiteren Patienten geteilt. Der 
notwendige Mindestabstand angesichts der 
Möglichkeit einer Infektion mit dem Coro-
navirus ist dabei nicht eingehalten worden. 

Nasrin Sotoudeh steht für die iranische Demokratie-
bewegung und für alle Iranerinnen und Iraner, die für 
Rechtsstaatlichkeit und Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern eintreten. Sie demonstrierte durch ihren 
Hungerstreik gegen die katastrophalen Haftbedingungen 
in iranischen Gefängnissen und die damit verbundene 
Gefahr einer Ansteckung mit dem Coronavirus.
IGFM-Vorstandssprecher Martin Lessenthin

»

Die iranische Frauenrechtlerin Mansoureh Shojaee nahm die Auszeichnung stellvertretend entgegen. Anschließend stand ein gemeinsamer 
Termin mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier auf dem Programm. Die prominenteste politische Gefangene des Irans widmet den Men-
schenrechtspreis des Deutschen Richterbunds (DRB) vier zum Tode verurteilten Iranern. Auf dem Foto abgebildet sind v.l.n.r.: Wiebke Rückert, 
Leiterin des Referats für Menschenrechte des Auswärtigen Amts, Joachim Lüblinghoff, Vorsitzender des Deutschen Richterbundes, Mansoureh 
Shojaee, Journalistin und Frauenrechtsaktivistin, Omid Nouripour, Bundestagsabgeordneter, Barbara Stockinger, Vorsitzende des Deutschen 
Richterbundes, Martin Lessenthin, Vorstands- und Pressesprecher der IGFM.

IGFM-Vorstandssprecher Martin  
Lessenthin beim Eintrag in das Goldene 
Buch im Schloss Bellevue.

Dienstag, 15. September 2020
Vor dem iranischen Generalkonsulat in 
der Frankfurter Raimundstraße versam-
meln sich Unterstützer auf Einladung der 
IGFM, um bei einer Mahnwache für Nas-
rins Sotoudehs Freiheit einzutreten.

Samstag, 19. September 2020
Nach 40 Tagen Hungerstreik leidet Nasrin 
Sotoudeh unter Kurzatmigkeit, Herzprob-
lemen und sehr niedrigem Blutdruck. Sie 
wird auf die Intensivstation des Taleghani 
Hospitals eingewiesen.
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Mindestens sechs der Wärterinnen, die So-
toudeh im Krankenhaus Tag und Nacht am 
Krankenbett bewacht haben, sind mit CO-
VID-19 infiziert. Für Ehemann Reza Khan-
dan steht fest: „Dieses Vorgehen hat aus-
schließlich das Ziel gehabt, ihr Leben weiter 
in Gefahr zu bringen.“

Sonntag, 27. September 2020
Nach 48 Tagen beendet Nasrin Sotoudeh 
ihren Hungerstreik.

Donnerstag, 1. Oktober 2020 
Paukenschlag in Stockholm: Der „Alter-
native Nobelpreis“ der schwedischen Right 
Livelihood Foundation geht in diesem Jahr 
an Nasrin Sotoudeh. Die internationale 
Jury betont, dass Nasrin Sotoudeh trotz ih-
rer Inhaftierung und der ständigen Bedro-
hung ihrer Familie eine „trotzige Verfech-
terin der Rechtsstaatlichkeit“ sei.

Mit Nasrin Sotoudeh wird der US-ame-
rikanische Bürgerrechtsanwalt Bryan Ste-
venson, die indigene Rechts- und Umwelt-
aktivistin Lottie Cunningham Wren aus 
Nicaragua und der belarussische pro-de-
mokratische Aktivist Ales Bialiatski mit 
der von ihm gegründeten Menschen-
rechtsorganisation „Viasna“ (auch Wesna) 
als Preisträger des Jahres 2020 geehrt.

Donnerstag, 8. Oktober 2020
Die IGFM hält eine Mahnwache vor dem 
iranischen Generalkonsulat in München 
ab. Die IGFM fordert dabei die Freilas-
sung aller politischen Gefangenen, darun-
ter auch Nasris Sotoudehs. 

Donnerstag, 15. Oktober 2020
Die Frauenrechtlerin hat Herzprobleme 
sowie starke Schwierigkeiten beim Atmen. 
Das Regime in Teheran lenkt noch immer 
nicht ein. Die IGFM fordert die iranische 
Regierung auf, Nasrin Sotoudeh umge-
hend medizinische Behandlung zu ermög-
lichen und die 57-Jährige freizulassen.

Dienstag, 20. Oktober 2020
Nasrin Sotoudeh wird von Wärterinnen 
des Evin-Gefängnisses in Teheran aufge-
fordert, sich für den Transport in ein Kran-
kenhaus vorzubereiten. Sie wird aber in 
das südlich von Teheran gelegene Shar-e 
Rey-Gefängnis, auch Qarchak-Gefängnis 
genannt, verbracht. Die Haftbedingungen 
dort sind miserabel.

Es ist gut, gerecht und wichtig, dass Nasrin Sotoudeh 
nun den Alternativen Nobelpreis erhält, denn sie ist eine 
Symbolfigur für den Kampf von so vielen Leuten nach 
Freiheit und Selbstbestimmung. Sie braucht dringend 
nicht nur diese Auszeichnung, sondern vor allem die 
damit verbundene Aufmerksamkeit ob ihrer Lage im 
Gefängnis und der abstrusen und unglaublichen und 
unverantwortlichen Haftstrafe, der sie ausgesetzt ist.
Omid Nouripour, Außenpolitischer Sprecher der Grünen im Deutschen 
Bundestag, Politischer Pate von Nasrin Sotoudeh seit 2011

»

Nasrin Sotoudeh
Im Jahr 2010 verurteilte sie ein islami-
sches Revolutionsgericht zu elf Jahren 
Gefängnis wegen angeblicher „Propa-
ganda gegen das System“ und „Ver-
schwörung zum Schaden der nationa-
len Sicherheit“. Am 18. September 2013 
kam sie durch eine „Begnadigung“ vor-
zeitig frei. Danach arbeitete Nasrin So-
toudeh unter anderem an der Ver-
teidigung zweier junger Frauen, die 
öffentlich gegen das per Gesetz er-
zwungene Tragen des Kopftuches pro-
testierten und daraufhin ins Gefängnis 
kamen. Ohne Vorwarnung verhaftete 
das iranische Regime die Rechtsanwäl-
tin am 13. Juni 2018 erneut.
Sie verteidigte unter anderem die irani-
sche Friedensnobelpreisträgerin Shirin 

Ebadi vor Gericht. Gemeinsam mit ihr 
und anderen iranischen Bürgerrecht-
lern gründete sie im Jahr 2002 das Zen-
trum für Menschenrechtsverteidiger in 
Teheran (Defenders of Human Rights 
Centre – DHRC). Es war die einzige ira-
nische Menschenrechtsorganisation, 
die vor Ort tätig war. Allerdings wur-
de das Zentrum 2008 willkürlich und 
rechtswidrig von den iranischen Be-
hörden geschlossen und ein Jahr spä-
ter von regierungstreuen Milizen ver-
wüstet.

Über die trostlose Situation im Qar-
chak-Gefängnis berichtete die politische 
Gefangene Golrokh Ebrahimi Iraee in ei-
nem Brief vom 7. September 2020. Dem-
zufolge hätten Gefangene dort keine Mög-
lichkeit, sich selbst vor einer Ansteckung 
mit dem Coronavirus zu schützen. Hinzu 
kommt die schlechte Qualität der Gefäng-
nisverpflegung, der Mangel an allgemeiner 
Grundausstattung, Probleme mit dem Ab-
wassersystem, salzhaltiges Wasser und feh-
lende medizinische und sanitäre Einrich-
tungen. Kriminelle Häftlinge werden dort 
regelmäßig angestachelt, die politischen 
Gefangenen zu misshandeln. Qarchak ist 
ein Frauen-Gefängnis, in dem auch wei-
tere politische Gefangene inhaftiert waren 
oder sind. Dazu zählen unter anderem Gol-
rokh Ebrahimi Iraee, Marjan Davari und die 
australisch-britische Wissenschaftlerin Ky-
lie Moore-Gilbert.

Letzter Eintrag vor Redaktionsschluss:

Samstag, 7. November 2020
Aus medizinischen Gründen wird Nasrin 
Sotoudeh am heutigen Samstag unbefristet 
in den Hafturlaub entlassen. Ihr Ehemann 
Reza Khandan holt sie ab. Sie erhält nun 
umgehend medizinische Behandlung. Die 
Internationale Gesellschaft für Menschen-
rechte (IGFM), die sich seit Monaten mit 
verschiedenen Kampagnen für die Rechts-
anwältin einsetzt, begrüßt den Hafturlaub 
als ersten Schritt und fordert die vollstän-
dige Freilassung der zweifachen Mutter.
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„Wer sich dem System nicht anpasst, 
der wird unter Druck gesetzt“
Interview mit Robert Rother, Autor des Buchs „Drachenjahre:  
Wie ich 7 Jahre und 7 Monate im chinesischen Gefängnis überlebte“

CHINA

INFORMATIONEN

Ich bin beeindruckt und erschrocken. Ro-
bert Rother war sieben Jahre und sieben 
Monate in einem chinesischen Gefängnis. 
Er ist der erste Deutsche, der – wieder in 
Freiheit – über seine Erlebnisse öffent-
lich berichtet. Die IGFM ist wohl die erste 
Organisation, bei der er darüber spricht. 
Wieso hast Du in China gearbeitet?
Ich bin sehr früh im Investment tätig ge-
wesen. Ich habe mit 13 Jahren angefan-
gen, mit Aktien zu handeln. Bereits mit 17 
Jahren habe ich meine erste Aktiengesell-
schaft in Deutschland gegründet. Drei Jah-
re später habe ich meine Anteile verkauft. 
Im Jahr 2004, im Alter von 21 Jahren, bin 
ich durch einen Freund erstmals nach Chi-
na gekommen. Wie ich mit dem Transra-
pid vom Flughafen in die Innenstadt von 
Shanghai gefahren bin und die Skyline 
gesehen habe, war das faszinierend. Ich 
musste dann erst einmal lernen, wie Chi-
na überhaupt funktioniert, die Denkweise, 
die Umgangsformen und die Kultur, was es 
heißt, das Gesicht zu wahren. Das hat zu-
nächst Jahre gedauert…

Wie ging es dann weiter?
In Zeiten der Wirtschaftskrise kam ich 
schließlich ganz nach oben. Ich habe dann 
in eine Firma investiert, ein Investment-
portal, das sich Finance China nannte. 
Ich kaufte mir eine Lizenz von der chine-
sischen Regierung, chinesische Aktien-
informationen ins Englische zu überset-
zen. Aus westlicher Sicht wähnte ich mich 
auf der sicheren Seite. Wir haben alles le-
gal gemacht. Nach weiteren Investitionen 
sind wir schließlich so schnell gewachsen, 
dass wir die Aufmerksamkeit der chinesi-
schen Regierung auf uns gezogen haben. 
Das ging so weiter bis zum Jahr 2011. Im 
April kam ein Bekannter auf mich zu und 
meinte, dass die Leute in Peking, gemeint 
war die Regierung, meinem Projekt nicht 

günstig gegenüberstünden. Sie wollten es 
schließen. Ich dachte, ich hätte nichts zu 
befürchten, da ich alles legal gemacht hatte. 
Im Mai 2011 wurde ich nach einer Rückrei-
se über Hongkong an der Grenze verhaftet. 

Was haben Sie für einen Grund genannt?
Ich kam erst einmal für drei Tage in Un-
tersuchungshaft, dann wurde das auf sie-
ben Tage, schließlich in Intervallen verlän-
gert. Ich wurde regelmäßig verhört, zehn 
bis zwölf Stunden auf einen kleinen Stein 
gesetzt und gezwungen zu gestehen, Leute 
betrogen zu haben. Meine Partnerin wur-
de auch verhaftet und meine Firma sowie 
mein Privateigentum steckte sich die Poli-
zei in die Tasche. Das deutsche Konsulat 
besuchte mich alle drei Monate. Sie schau-
en, ob es einem gut geht und man relativ 
sicher ist. Mehr können sie legal nicht tun.

Du warst grausamen Verhörmethoden 
ausgesetzt…
Die erste Periode der Untersuchungshaft 
dauerte 13 Monate. Da wurde ich psy-
chisch unter Druck gesetzt. Sie drohten, 
wenn ich nicht sage, dass meine Partnerin 
die Chefin ist oder dass ich betrogen habe, 

dann erhalte ich die Todesstrafe. Man hat 
Spione eingesetzt, versucht, mich in der 
Zelle auszuhorchen. Ich wurde beleidigt, 
als „deutsches Stück Scheiße“ betitelt. Mir 
wurden gefälschte Aussagen meiner Part-
nerin vorgelegt und meine eigenen Aussa-
gen wurden gefälscht, was sich hinterher 
herausstellte. Sie versuchen, einen geistig 
so lange zu brechen, bis man gesteht. 

Hattest Du einen Anwalt? Wie lief der Fall 
vor Gericht?
Meine Mutter engagierte einen Anwalt, 
der durch das deutsche Konsulat vermit-
telt worden war. Er durfte mich nur ein-
mal im Monat im Beisein der Polizei besu-
chen. Dabei durften wir nicht über den Fall 
reden. Auch bekam er erst nach der ersten 
Periode von 13 Monaten, als der Fall von 
der Polizei an die Staatsanwaltschaft über-
geben wurde, Akteneinsicht. So erfuhr ich 
erst dann von den konkreten Anklage-
gründen, angeblicher Vertragsbetrug. Im 
Prozess drei Jahre nach der Inhaftierung 
wurde mein Anwalt mit den Worten be-
droht: Wenn Sie noch weitere Fragen stel-
len, kommen Sie auch in Untersuchungs-
haft. – Das Urteil lautete acht Jahre Haft 

Robert Rother und Man-Yan Ng
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Regel 30 Minuten, wenn Xi Jinping auf gro-
ßer Tour war, auch mal 45 Minuten oder 
eine Stunde. Dann folgte die chinesische 
Umerziehung durch die Polizei über den 
Kommunismus, die Seidenstraße oder die 
Verfassungsänderungen. Um 21 Uhr fing 
dann die Nachtruhe an. 

Was musstet Ihr produzieren?
Wir haben Hochfrequenztransformato-
ren hergestellt, zudem Spielzeugautos und 
Kofferdrehschlösser mit bekannten Lo-
gos sowie Weihnachtskarten auf Englisch, 
Deutsch und Spanisch.

Das Gespräch führte Man-Yan Ng vom 
IGFM-Arbeitskreis China bei der IGFM-Jah-
reshauptversammlung im März 2020, eine 

Woche nach Er-
scheinen des 
Buchs. Robert 
Rother, „Dra-
chenjahre: Wie 
ich 7 Jahre und 
7 Monate im chi-
nesischen Ge-
fängnis überleb-
te“, Edel Books, 
2020, 224 Seiten, 
17,95 Euro.

und 1,2 Millionen Renminbi Geldstrafe. 
Die Berufung ergab nichts anderes.

Wie hast Du die Strafe erlebt?
Nach drei Jahren und zwei Monaten kam 
ich in das Strafgefängnis von Dongguan. 
Es ist die Hölle. Es sind knapp 5.000 In-
haftierte dort, in 15 Blöcken aufgeteilt. In 
jedem Block sind 350 Leute. Ich saß in ei-
nem Block, in dem die Hälfte Ausländer 
waren. Mit 18 Insassen waren wir in Zel-
len von 19 Quadratmetern untergebracht. 
Es war ein großer Raum, in dem wir schlie-
fen und aßen. Es gab darin zwei Plumps-
klos und ein Waschbecken. 

Hast Du Folter oder sonstige unmensch-
liche Misshandlungen während der Haft 
erlebt?
Folter ist normal in chinesischen Gefäng-
nissen. Wer sich dem System nicht anpasst, 
der wird unter Druck gesetzt. Das geht hin 
bis zu diesem berühmt-berüchtigten Ei-
senstuhl, an dem man mit den Händen und 
mit den Füßen festgekettet ist und die Sitz-
fläche ist nicht flach. Darauf stecken run-
de Röhrchen, die angespitzt sind, damit sie 
sich ins Gesäß reinbohren. Darauf sitzen 
Leute zwei Wochen. Das wird auch aus-
gestellt, dass es jeder sieht und dass es ab-

schreckt. Es gab auch Elektroschocks von 
den Füßen aufwärts bis schließlich an der 
Schläfe. Wir haben das „Hirn frittieren“ ge-
nannt, was sie gemacht haben. Die Men-
schen sind daran kaputt gegangen. Sie wa-
ren nicht mehr dieselbe Person. So wusste 
jeder: Wer sich dem Regime quer stellt, 
wird bestraft.

Was hast Du von Zwangsarbeit mitbe-
kommen?
Wir waren neun Stunden am Tag – und 
dies sieben Tage die Woche – in Zwangs-
arbeit. Wir mussten dabei eine bestimm-
te Stückzahl am Tag schaffen, sonst wur-
den wir bestraft. Wir mussten morgens 
um 5.30 Uhr aufstehen, dann gab es Früh-
stück, Reisbrei oder Nudeln. Um 6.45 Uhr 
mussten wir ins Fabrikgebäude marschie-
ren, wie bei der Armee. Die Arbeitszeit 
fing morgens um 7 Uhr an und ging bis 
12 Uhr. Dann gingen wir zum Mittages-
sen, schliefen kurz eine halbe Stunde und 
dann mussten wir um 13.45 Uhr wieder in 
die Fabrik marschieren, weil um 14 Uhr 
die Nachmittagsschicht anfing, die bis 18 
Uhr dauerte. Nach einem kurzen Abend-
essen mussten wir ab 19 Uhr die chinesi-
schen Nachrichten gucken. Das war ab-
solut, sehr, sehr wichtig. Das ging in der 

Folter und Menschenversuche an Muslimen in geheimen Lagern
Sayragul Sauytbay, verfolgte Kasachin aus Chinas nordwestli-
cher Provinz Xinjiang, gelang im Frühjahr 2018 die Flucht aus 
ihrer Heimat. Die 43-jährige Familienmutter wurde jedoch am 
21. Mai 2018 in Kasachstan festgenommen und ab 13. Juli 2018 
wegen illegalen Grenzübertritts vor Gericht gestellt. Durch die-
sen Prozess gelangte einer der ersten Berichte über Alltagsde-
tails aus Chinas geheimem Lagersystem zur Verfolgung muslimi-
scher Bürger ans Licht der Weltöffentlichkeit. Sauytbay erhielt 
im Juni 2019 in Schweden Asyl. Der deutschen Journalistin Ale-
xandra Cavelius erzählt sie ihre Geschichte für das im Juni er-
schienene Buch „Die Kronzeugin“. (IGFM-Freunden ist Caveli-
us durch den Titel „Ich bleibe eine Tochter des Lichts“ mit der 
Jesidin „Shirin“ und dem Psychologen Jan Kizilhan bekannt.)

Sauytbay wollte mit ihrer Familie 2016 nach Kasachstan aus-
wandern. Der Ehemann hat inzwischen mit ihren Kindern, einer 
Tochter und einem Sohn, die kasachische Staatsbürgerschaft 
zuerkannt bekommen. Die zuständige Behörde in China zog je-
doch den Reisepass der Mutter ein. Anfang 2017 wurde sie erst-
mals zu Verhören abgeholt, Ende des Jahres mit verbundenen 
Augen in ein Lager verschleppt und dort fünf Monate festgehal-
ten. Weil die Ärztin und Lehrerin neben Kasachisch auch Chine-
sisch beherrscht, wurde sie gezwungen an der „Umerziehung“ 
mitzuwirken und die Mitgefangenen in chinesischer Sprache zu 
unterrichten. 

Rund 2.500 Kasachen waren in dem Lager auf engstem Raum 
eingepfercht und durften keine Emotionen zeigen. Nachts hörte 
sie die Schreie aus der Folterkammer, und sie wurde Zeugin ei-
ner Gruppenvergewaltigung sowie von pharmazeutischen Men-
schenversuchen, die die Opfer äußerst apathisch zurückließ. 
Nachdem eine alte Frau sie umarmt hatte, wurde Sauytbay selbst 
mit Elektrostöcken malträtiert. Wer über das Lagersystem be-
richtet, muss damit rechnen getötet zu werden. Als die Sicher-
heitskräfte ihr drohten, sie auch zur „Umerziehung“ in ein Lager 
zu stecken, sah sie nur noch die Flucht als Ausweg. Sauytbay hat 
gegenüber Medien berichtet, regelmäßig Drohanrufe zu erhalten.

Schätzungen von Menschenrechtsorganisationen zufolge 
befinden sich mehr als eine Million chinesische Staatsbürger 
muslimischen Glaubens, überwiegend Uiguren, in „Umerzie-
hungslagern“. Im März dieses Jahres wur-
de öffentlich, dass mehr als 80.000 Uigu-
ren und Angehörige anderer Turkvölker, 
die in Lagern inhaftiert waren, zur Zwangs-
arbeit in verschiedene chinesische Provin-
zen gebracht wurden. 

Sayragul Sauytbay, Alexandra Cavelius, „Die Kron-
zeugin – Eine Staatsbeamtin über ihre Flucht aus der 
Hölle der Lager und Chinas Griff nach der Weltherr-
schaft“, Europa-Verlag, 2020, 352 Seiten, 22,- Euro. FO
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„Wir dürfen die  
Menschenrechtsverletzungen  
in Tibet nicht hinnehmen“

TIBET

VON INGMAR NIEMANN

55 Jahre „Autonome Region Tibet“

Wir haben im Jahr 2019 auf 60 Jahre 
seit dem tibetischen Volksaufstand vom 
10. März 1959 zurückgeblickt und am 9. 
September 2020 der 55 Jahre seit der Er-
richtung der „Autonomen Region Tibet“ 
gedacht. Auch das Jahr 2021 ist ein tibeti-
sches Gedenkjahr: Am 9. September 1951 
marschierten chinesische Truppen in der 
Hauptstadt Lhasa ein. Der Widerstand 
wurde bislang nicht gebrochen und eine 
eine echte Autonomie liegt in weiter Ferne.

Für die Führung der Volksrepublik Chi-
na ist das Gebiet dort sehr bedeutend: Das 
tibetische Hochplateau ist eine der wich-
tigsten geostrategischen Regionen der Welt. 
Wer diese Gebirgsregionen kontrolliert, der 
kontrolliert den Zugang in alle vier Him-
melsrichtungen, wie anlässlich der Grenz-
konflikte zwischen Indien, Nepal und Chi-
na immer wieder zu erfahren ist. Darüber 
hinaus ist Tibet reich an Rohstoffen wie 
etwa Kupfer, Blei, Zink, Uran, Lithium, Sil-
ber, Gold und für seine hohen Wachstums-
raten braucht das Reich der Mitte auch den 
Zugriff auf diese Ressourcen.

Aber das tibetische Hochplateau ist 
auch das Quellgebiet fast aller großen 
Flüsse Asiens. Mit seinen Gletschern und 
Hochgebirgsseen ist es zudem ein giganti-
scher Wasserspeicher. Wir reden hier vom 
dritten Pol, nach der Arktis und der Ant-
arktis das drittgrößte Gebiet auf der Welt, 
in dem Süßwasser in Massen gebunden 
wird. Mit seinem gigantischen Ausbaupro-
gramm für Staudämme kontrolliert China 
zunehmend stärker die Verwendung die-
ses Wassers, das für eigene Zwecke ab- und 
umgeleitet wird, zum Nachteil aller Länder, 
die erst dahinter an den Flussläufen liegen. 
Und alle Länder Asiens benötigen dieses 
Süßwasser als Existenzgrundlage. Daher 

FO
TO

: P
RI

VA
T

lässt sich ernsthaft sagen: Wer dieses tibe-
tische Hochplateau kontrolliert, der kont-
rolliert Asien.

Einverleibung Tibets durch  
Ausbau der Infrastruktur

An den Plänen für den Ausbau der Infra-
struktur zeigt sich, wie sehr Peking bemüht 
ist, sich die Provinz Tibet einzuverleiben. 
Dazu gehört der Ausbau des Straßennet-
zes, das in weitem Umfang geteert wer-
den soll, damit große Lastwagen sie nut-
zen können, sowie die Planung eines neuen 
Flughafens in der Nähe der Provinzhaupt-
stadt Lhasa. Dafür wurde bereits Agrar-
land von den tibetischen Bauern und ande-
ren Dorfbewohnern im Umfeld von Lhasa 
beschlagnahmt oder weit unter Marktwert 
gekauft. Doch reichen Peking der Ausbau 
des Straßennetzes sowie der neue Flugha-

fen bei Lhasa nicht, um Tibet logistisch zu 
versorgen und zu durchdringen. 

Die kommunistische Parteiführung för-
dert nicht zuletzt den Bau von Eisenbahn-
verbindungen vom chinesischen Tiefland 
auf das Dach der Welt. Im Jahr 2006 wurde 
dafür die Bahnverbindung zwischen Gol-
mud und Lhasa fertig gestellt. Aber auch 
dabei belässt es Peking nicht: Eine weite-
re Bahnverbindung von Chengdu nach 
Lhasa/ Pome ist in Planung. Mit beiden 
Zugverbindungen erreicht man in weni-
gen Tagen die tibetische Landeshauptstadt 
und damit ergibt sich für Hunderttausen-
de von Han-Chinesen die Möglichkeit, sich 
in Tibet anzusiedeln. Das Bild der Städte 
sowie die Lebensart und -weise der Men-
schen verändert sich. Die einst dominie-
renden tibetischen Sitten und Traditionen 
sind kaum noch zu erkennen. Tibet wird 
nach und nach chinesischer. 

Der Guide Topgyal Tsering und Ingmar Niemann bei dessen Reise durch den  
indischen Teil Tibets
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Wirtschaftsboom zu Lasten  
der Tibeter und ihrer Umwelt

Der kommunistischen Führung zufolge 
zeichnet sich gerade durch die Zuwande-
rung ein Wirtschaftsboom ab. Von tibeti-
scher Seite wird dies kritisch kommentiert, 
denn der Boom entsteht durch Raubbau 
an der Natur, insbesondere Abholzung der 
Waldgebiete, Abtransport von Rohstoffen 
in die Produktionsstätten des chinesischen 
Tieflands und auch durch den zunehmend 
boomenden Tourismus, der von den Chi-
nesen zu 100 Prozent kontrolliert wird. 
Touristen haben allerdings kaum Mög-
lichkeiten, sich frei in Tibet zu bewegen, 
sondern werden von chinesischen Guides 
dorthin geführt, wo es aus chinesischer 
Sicht opportun ist. Der Wirtschaftsboom 
wird daher nicht nachhaltig sein. Er ist le-
diglich ein Ausverkauf der Schätze des ti-
betischen Hochplateaus.

Von den wirtschaftlichen Entwicklun-
gen profitiert die einheimische Bevölke-
rung nicht. Sie werden auch nicht in die 
Minen- und Bergbauprojekte der chine-
sischen Autoritäten einbezogen. Ob die 
neue Mine an einem für die Tibeter hei-
ligen Berg errichtet wird oder nicht, spielt 
für die atheistische kommunistische Füh-
rung keine Rolle. Meist werden zu die-
sem Zweck auch tibetische Dorfbewohner 
und Nomaden zwangsumgesiedelt. Hinzu 
kommt eine stark steigende Umweltver-
schmutzung, die die Lebensverhältnisse 
dramatisch verschlechtert, einschließlich 
der Lagerung von Atommüll. Aber auch 
in den Städten, die aufgrund der Zuwande-
rung der Chinesen kaum noch als tibetisch 
bezeichnet werden können, ist ein Leben 
in der eigenen Kultur faktisch nicht mehr 
möglich. Weder wird die tibetische Spra-
che in Amtsstuben und Hochschulen ak-
zeptiert, noch gibt es Medien, die in der 
Provinz Tibet die Meinung der Einhei-
mischen wiedergeben. Tibeter sind damit 
längst Fremde im eigenen Land geworden.

Vertreter der Tibeter fordern daher ein 
sofortiges Ende der ökologischen Zerstö-
rung des immerhin zweieinhalb Millio-
nen Quadratkilometer großen tibetischen 
Hochlandes, Beendigung des Raubbaus 
von Rohstoffen, Rücksichtnahme auf die 
religiösen und kulturellen Werte der ein-
heimischen Bevölkerung, Achtung und 
Wahrung der Menschenrechte, einschließ-

lich des völkerrechtlichen Grundsatzes des 
Rückkehrrechtes von Flüchtlingen. Und 
schließlich steht am Ende der Liste natür-
lich auch die Forderung nach einer Au-
tonomie Tibets. Damit ist das Recht auf 
kulturelle Selbstverwaltung Tibets durch 
Tibeter gemeint, allerdings innerhalb der 
chinesischen Grenzen. 

Der friedliche Widerstand  
tibetischer Mönche

Der 14. Dalai Lama hat immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass es sich um einen 
friedlichen, gewaltfreien Weg zur Errei-
chung dieser Ziele handeln muss. Die tibe-
tische Exilregierung hat dies ebenso regel-
mäßig bestätigt. Die erfolglosen Gespräche 
der Tibeter mit den Vertretern Pekings 
sind für viele Betroffene eine große Ent-
täuschung. Daher kommt es immer wieder 
zu zivilem Widerstand gegen die chinesi-
schen Autoritäten, die offensichtlich nicht 
bereit sind, auf die friedlichen Bemühun-
gen der tibetischen Seite einzugehen.

Seit Jahrzehnten finden immer wieder 
Selbstverbrennungen statt, um auf die Un-
terdrückungspolitik Chinas und die damit 
verbundenen Qualen aufmerksam zu ma-
chen. Oft sind es tibetische Mönche, die 
sich öffentlich selbst anzünden, immer ver-
bunden mit zwei Forderungen: das Recht 
zur Rückkehr des 14. Dalai Lama nach Ti-
bet und ein Ende der gewaltsamen Un-
terdrückung. Diese hat die chinesische 
Führung als Reaktion auf den Protest der 
Mönche immer wieder verstärkt. Trotz-
dem prägen sich die Bilder lebender Fa-
ckeln im Weltbewusstsein ein. Es handelt 
sich um einen verzweifelten Einsatz für 
mehr Freiheit.

Eine zentrale Rolle im Widerstand spielt 
der Lamaismus als besondere Form des ti-
betischen Buddhismus. Hier wird die Kon-
frontation mit der kommunistischen Füh-
rung am deutlichsten. Schon Mao war der 
Auffassung, Religion sei Gift. Mit der Kul-
turrevolution zwischen 1966 und 1976 er-
reichte der Konflikt einen furchtbaren Hö-
hepunkt. Von ungefähr 1.000 Klöstern in 
Tibet wurden alle bis auf drei zerstört. Zwar 
wurden später einige dieser Stätten wie-
der aufgebaut, aber etwa 90 Prozent liegen 
nach wie vor in Trümmern.

Woser Rinpoche ist der Repräsentant seiner 
H.H. des 14. Dalai Lamas in der Mongolei.

Buddha bei Stok Tibetische Fahne

Kloster Thiksey
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Himalaya

Kloster Likir Klosterschüler

Burg in Leh

Die chinesische Führung kontrolliert 
zudem den gesamten religiösen Ablauf in 
den Klöstern. Der Besitz von Bildern des 
Dalai Lama wird mit schweren Repressi-
onen geahndet. Sogar die Aufnahme neu-
er Mönche wird von Staats wegen geregelt. 
Das Motiv dafür dürfte in der engen Ver-
bindung zwischen Staat und Religion in 
der Geschichte Tibets begründet liegen. 
Jahrhundertelang war der Dalai Lama die 
Führungspersönlichkeit beider Bereiche. 
Eine Schwächung der Religion bedeute-
te zugleich eine Schwächung der politi-

schen Spitze. Dies hat sich zwar 2011 im 
Exil geändert, denn die politische Verant-
wortung liegt seitdem in den Händen ei-
nes Ministerpräsidenten. Doch der 14. Da-
lai Lama ist nach wie vor ein Feindbild für 
die Kommunistische Partei Chinas. Daher 
bleibt der Druck, der auf den buddhisti-
schen Mönchen lastet, anhaltend hoch.

Nicht nur chinesisches Recht, son-
dern auch das atheistische Gedankengut 
des Marxismus-Leninismus wird als geis-
tiges Lehrmaterial in den Meditations-
zentren der althergebrachten tibetischen 
Kultur geprüft. Dies ist ein Stück des Kul-
turkampfes, der sich in Tibet täglich ab-
spielt. Geistige Überlegenheit und Domi-
nanz soll dadurch dargestellt werden. Es ist 
eine Demütigung für die gläubigen Bud-
dhisten, eine Missachtung ihres Rechts 
auf freie Religionsausübung und ein Man-
gel an Respekt vor ihrer Kultur.

Acht Jahre nach dem Einmarsch Chi-
nas in der tibetischen Hauptstadt Lhasa 
fand ein Volksaufstand statt, währenddes-
sen der Dalai Lama flüchtete. Zunächst war 
der Kulturkampf in diesem Ausmaß nicht 
absehbar. Im Jahr 1951 hatten beide Sei-
ten, die kommunistische Führung unter 
Mao Zedong und die tibetische Führung, 
das 17-Punkte-Abkommen unterzeichnet, 
in dem es etwa in Punkt 7 heißt, die Zent-
ralbehörden würden den Klöstern unver-
ändert ihre Einkünfte belassen. Religion, 
Sitten und Gebräuche des tibetischen Vol-
kes sollten dem Vertrag zufolge respektiert 
und die Lamaklöster geschützt werden. 
Nichts anderes als die Einhaltung dieser 
vertraglichen Vereinbarungen verlangten 
die Tibeter und fordern es noch heute.

In den erfolglosen Gesprächsrunden 
zwischen Vertretern des Dalai Lama und 

der Regierung in Peking ist einer der größ-
ten Streitpunkte die Tatsache, dass beide 
von unterschiedlichen Gebieten ausgehen. 
Das tibetische Siedlungsgebiet ist histo-
risch viel größer als die 1965 von Peking 
eingerichtete „Autonome Region Tibet“. 
Peking hat den tibetischen Raum mit der 
Gründung dieser Provinz faktisch mehr als 
halbiert. Die tibetischen Regionen Amdo 
und Kham im Nordosten und Osten wur-
den han-chinesischen Provinzen, Qinghai 
und Sichuan, zugeschlagen. Natürlich will 
die tibetische Exilregierung dies nicht ein-
fach hinnehmen und pocht auf eine Neu-
strukturierung der Gebiete.

 Peking ist aber nicht bereit nachzuge-
ben. Offensichtlich hat die kommunisti-
sche Führung noch nicht erkannt, dass die 
Tibeter nicht der gefährliche Gegner sind, 
für den sie die Chinesen halten. Es war im 
Jahr 763, als die Tibeter in China einfielen 
und die Hauptstadt und zwei Provinzen er-
oberten. Doch das ist lange her. Daraus im-
mer noch ein Bedrohungsszenario abzulei-
ten, ist geradezu grotesk.

Wie die freie Welt den  
Tibetern helfen kann

Tibet muss zurück auf die Tagesordnung 
der internationalen Politik. Wir dürfen 
nicht tatenlos zusehen, wie Menschen in 
vielfältiger Weise ihrer Heimat beraubt 
werden und wie eine Kultur heimlich 
stirbt. Wir dürfen die Menschenrechts-
verletzungen dort nicht hinnehmen. Ob 
in Deutschland oder bei internationalen 
Organisationen, Politiker weltweit müssen 
sich wieder des Themas annehmen. Peking 
muss klar gemacht werden, dass das Ge-
waltfreiheitsangebot der tibetischen Seite 
eine historische Chance ist, um die Pro-
bleme auf dem Dach einvernehmlich zu 
lösen. Diese Chance wird nicht ewig be-
stehen bleiben. Wer eine Eskalation in der 
Zukunft vermeiden will, muss heute han-
deln. Die Pekinger Führung muss ihr Des-
interesse an den Anliegen der Tibeter auf-
geben. Ein Kompromiss ist möglich, wenn 
man ernsthaft miteinander verhandelt.

Der Politikwissenschaftler Ingmar Niemann 
ist international tätiger Politikberater und 
Analyst und seit 2007 Dozent für Asienkun-
de an der Technischen Universität Mün-
chen. Er forscht selbst zum Thema Tibet.
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Am 1. Juli 2020 trat das „Sicherheitsgesetz“ 
für Hongkong in Kraft. Organe der Volks-
republik China haben jetzt weitreichende 
Vollmachten in der Hafenmetropole. Das 
Gesetz hat bereits zu massiven Einschrän-
kungen der Freiheit geführt. Behörden in 
Festlandchina können Untersuchungen 
gegen Verdächtige in Hongkong einleiten, 
ohne die dortige Justiz einzuschalten. Das 
Oberste Gericht der Volksrepublik kann 
Fälle aus Hongkong Staatsanwaltschaften 
und Gerichten in Festlandchina zuweisen. 
Verdächtige können ausgeliefert werden.

Führung mit harter Hand

Schon zu Jahresbeginn hatte Chinas Staats- 
und Parteichef Xi Jinping (66) einen sei-
ner engsten Gefolgsleute, den Hardliner 
Xia Baolong (67), zum neuen Direktor 
des Amtes für Hongkong und Macau beru-
fen. Dieses Amt ist in Peking beim Staats-
rat angesiedelt, der Zentralregierung unter 
Vorsitz des Ministerpräsidenten. Es fun-
giert auch als ständiges Büro der „Zentra-
len Koordinierungsgruppe für Hongkong 
und Macau“ der Kommunistischen Partei. 
Peking unterhält zudem in Hongkong und 
Macau Verbindungsbüros, die dort erheb-
liches politisches Gewicht haben. Auch de-
ren Leiter wurden im Januar ausgewech-
selt. Das Verbindungsbüro in Hongkong 
leitet jetzt Luo Huining (65).

Xia Baolong war bereits hart gegen die 
Christen in der ostchinesischen Provinz 
Zhejiang vorgegangen. Dort wurden von 
2014 bis 2016 mehr als 1.500 Kreuze von 
christlichen Kirchen entfernt. Auch Gebäu-
deteile von evangelischen und katholischen 
Kirchen wurden abgerissen. Betroffen war 
besonders die Diözese Wenzhou. Deren 
inzwischen verstorbener Bischof, Vincent 
Zhu Weifang, schrieb 2014, damals 87 Jah-
re alt, in einem Hirtenbrief schockiert von 

Hongkonger vor dem Kanzleramt
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„Ihr Völker der Welt –  
Schaut auf diese Stadt!“

HONGKONG

Die Lage in Hongkong hat sich dramatisch verschlechtert

einer „Kampagne, wie sie nur in der Kul-
turrevolution“ vorgekommen sei.

Verhaftungswelle

In Hongkong haben sich inzwischen Partei-
en der Demokratiebewegung wie „Demo-
sisto“ selbst aufgelöst. Im September wur-
den, wie auch andere, die Abgeordneten 
der Demokratischen Partei, Lam Cheuk-
ting und Ted Hui, verhaftet. Gegen Kaution 
kamen sie zunächst wieder auf freien Fuß. 
Auch der junge Demokratie-Aktivist Jos-
hua Wong wurde für einen Tag festgenom-
men. „Heute Hongkong, morgen Taiwan, 
und dann der Rest der Welt“, hatte er im 
Mai in einem Interview erklärt. „Kommen 
Sie besser nicht nach Hongkong“, schrieb er 
Anfang Juli in der Tageszeitung „Die Welt“ 
an die Adresse der Deutschen, „das neue 
Gesetz bedroht auch Sie“.

In den Reisehinweisen des Auswärti-
gen Amtes heißt es, das „Sicherheitsgesetz“ 
sehe „für neue und nicht klar definierte 

Tatbestände der Sezession, der Subversi-
on, des Terrorismus sowie der Zusammen-
arbeit mit ausländischen Staaten Strafan-
drohungen bis zu lebenslanger Haft“ vor. 
Und: „Gleichzeitig werden auch Handlun-
gen, die außerhalb des Territoriums Hong-
kongs von Ausländern begangen werden, 
in den Anwendungsbereich des Gesetzes 
einbezogen. Es kann nicht gänzlich ausge-
schlossen werden, dass deutsche Staatsbür-
gerinnen oder Staatsbürger in Hongkong 
von Maßnahmen aufgrund des neuen Ge-
setzes betroffen werden. (...) Seien Sie be-
sonders vorsichtig und seien Sie sich be-
wusst, dass politische Äußerungen, auch in 
den sozialen Medien, als relevant betrach-
tet werden können.“

Tausende Bürger demonstrierten trotz-
dem mutig weiter. Es folgten Massenver-
haftungen. In der Internetzeitung „Hong 
Kong Free Press“ erschien ein Beitrag mit 
der Überschrift: „Was wird Hongkong 
nach über 10.000 Verhaftungen mit all sei-
nen Dissidenten machen?“

VON MICHAEL LEH
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Propaganda gegen Gewaltenteilung

Das „Sicherheitsgesetz“ steht in Schulen 
auf dem Lehrplan. Schulbücher mit chi-
nakritischen Passagen werden aussortiert 
und neue herausgegeben. Darin wird Pro-
paganda gegen eine Gewaltenteilung ver-
breitet – was insbesondere auf die Unter-
werfung der Justiz abzielt. Den Schülern 
soll jetzt – ganz im Einklang mit Peking – 
vermittelt werden, es habe noch nie eine 
Gewaltenteilung in Hongkong gegeben. 
Entscheidend sei die Zentralmacht.

So überraschte nicht, dass die Wahlen, 
die im September 2020 stattfinden sollten, 
unter dem Vorwand der Corona-Bekämp-
fung abgesagt wurden.

Zugleich wird die Pressefreiheit in 
Hongkong immer weiter eingeschränkt. 
Der chinakritische Medienunterneh-
mer Jimmy Lai, Herausgeber der Zeitung 
„Apple Daily“, wurde verhaftet. Nach 
Hinterlegung einer Kaution kam auch er 
zunächst wieder frei.

Hongkonger Demokraten im Exil

Wie „Apple Daily“ im September meldete, 
floh Sunny Cheung, ein prominenter Demo-
kratie-Aktivist. Ihm stand ein Prozess wegen 
des „Verdachts der Teilnahme an einer nicht 
genehmigten Versammlung“ bevor.

Am 23. August wollten zwölf Aktivisten 
mit einem Schnellboot nach Taiwan flüch-
ten. Die chinesische Küstenwache stoppte 
sie. Wie „Apple Daily“ am 16. September 
berichtete, wurden alle später ohne Kontakt 
zur Außenwelt in einem Gefangenenlager 
in Shenzhen eingesperrt. Allein schon we-
gen des Vorwurfs des illegalen Grenzüber-
tritts drohen ihnen bis zu einem Jahr Haft. 
Eine Sprecherin des Außenministeriums in 
Peking nannte sie „Separatisten“.

Immer mehr Hongkonger denken ans 
Auswandern. Taiwan hat frühzeitig Unter-
stützung angeboten. In den taiwanischen 
„Gesetzen und Vorschriften in Bezug auf 
Angelegenheiten von Hongkong und Ma-
cau“ heißt es: „Den Einwohnern Hong-
kongs oder Macaus, deren Sicherheit und 
Freiheit aus politischen Gründen unmit-
telbar bedroht sind, wird die erforderliche 
Hilfe gewährt.“

Großbritannien gibt spezielle Pässe für 
„British Nationals Overseas“ aus, abgekürzt 
BN(O)-Pässe. Mit ihnen wird ein Aufent-

haltsrecht für bis zu fünf Jahre in England 
gewährt mit Aussicht auf den Erwerb der 
vollen Staatsbürgerschaft. Die Nachfra-
ge nach diesen Pässen ist in Hongkong 
sprunghaft gestiegen. Wie die „South Chi-
na Morning Post“ im September melde-
te, gibt es derzeit fast 350.000 Inhaber von 
BN(O)-Pässen. Rund 2,9 Millionen vor 
1997 geborene Personen könnten sie bean-
tragen. Im Jahr 2019 seien 154.218 Pässe 
ausgestellt worden. Das seien fast achtmal 
mehr als im Vorjahr. China hat allerdings 

erklärt, diese Pässe nicht anzuerkennen.
Auch der frühere Hongkonger Abge-

ordnete Nathan Law ging ins Exil. Am 1. 
September sprach er in Berlin auf einer 
Kundgebung vor dem Auswärtigen Amt 
anlässlich des Besuchs des chinesischen 
Außenministers Wang Yi. Die Appease-
ment-Politik gegenüber China sei geschei-
tert, erklärte Law. Er forderte eine neue 
Strategie, bei der man auch „Sanktionen 
gegen Beamte der Regierungen in Peking 
und Hongkong erwägen“ müsse. 

Nathan Law vor dem Auswärtigen Amt
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 Sicherheitsgesetz auf dem Stundenplan einer Hongkonger Schule

RIP HK Democracy vor der chinesischen Botschaft

Hongkongerinnen auf dem Alexanderplatz

Hongkonger in Deutschland

Die Hongkongerin Amy Siu forderte be-
reits im Juni auf einer Kundgebung vor der 
chinesischen Botschaft in Berlin: „Bietet 
Asyl- und Einbürgerungsmöglichkeiten, 
ähnlich wie es England gerade in Aussicht 
stellt! Kein Hongkonger Bürger sollte ge-
zwungen sein, seine Kinder unter dem to-
talitären Regime aufzuziehen!“ Nach der 
Verabschiedung des „Sicherheitsgeset-
zes“ erklärte Amy Siu im Gespräch mit 
der IGFM, viele junge Hongkonger in 
Deutschland seien „im Herzen zerrissen“. 
Viele hätten ein Visum nur für das Studi-

um und seien unsicher, wie es für sie wei-
tergeht.

Politisch engagierte Hongkonger in 
Deutschland haben Angst, wegen Kritik 
an China und an dem Sicherheitsgesetz 
bei Rückkehr belangt zu werden. Sie fürch-
ten auch, Verwandte und Freunde könnten 
unter Druck gesetzt werden. Bei Demonst-
rationen in Deutschland verhüllen manche 
inzwischen ihr Gesicht, um auf Fotos nicht 
erkannt zu werden. Die ersten beiden Asyl-
suchenden aus Hongkong, die in Deutsch-
land bereits 2018 anerkannt wurden, sind 
Ray Wong und Li Tung-sing.

„Ihr Völker der Welt….Schaut auf diese 
Stadt….“, rief Berlins Bürgermeister Ernst 
Reuter am 9. September 1948 in seiner be-
rühmten Rede gegen die Blockade durch 
die Sowjetunion. Jetzt sind wir aufgerufen, 
auf Hongkong zu schauen. 
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Die chinesische Regierung hat der Sonderverwaltungszo-
ne Hongkong ein neues nationales Sicherheitsgesetz aufge-
zwungen. Gibt es noch Hoffnung auf Freiheit?
Kardinal Zen: Ich habe mich durch den gesamten Text des Geset-
zes durchgearbeitet. Ich denke, dass es ausreicht, Ihnen zu sagen, 
dass sie auf dieser Grundlage alles mit Ihnen machen können. Sie 
können Ihre Kommunikation kontrollieren, Ihr Haus ohne rich-
terlichen Beschluss durchsuchen, Sie ohne den Beistand eines 
Rechtsanwaltes verhaften, Sie in ein Gefängnis nach China brin-
gen und dort vor Gericht stellen. Nicht einmal nächste Famili-
enangehörige können Sie dort besuchen.

Fürchten Sie nicht die Konsequenzen, wenn Sie so stark für 
die Achtung der Menschenrechte in Hongkong und China 
eintreten?
Kardinal Zen: Jeder muss Angst haben, denn sie sind verrückt. 
Furcht ist jedoch kein guter Ratgeber. Wir müssen nach unse-
rem Gewissen reden und handeln. Ich rate den Menschen aber 
auch, unsere Feinde nicht zu provozieren, denn sie sind verrückt.

Wie sollte Ihrem Vorschlag zufolge die internationale Ge-
meinschaft auf die Lage reagieren?
Kardinal Zen: Ich stelle fest, dass die ganze Welt allmählich auf-
wacht und schon erkannt hat, wie bösartig die Kommunistische 
Partei Chinas ist.

Wie beurteilen Sie inzwischen das Abkommen zwischen 
dem Vatikan und China, das den Entscheidungsprozess für 
die Bischofsernennungen betrifft?
Kardinal Zen: Dieses geheime Abkommen sollte zuallererst ein-
mal veröffentlicht werden. Die pastoralen Leitlinien des Heili-
gen Stuhls für die staatliche Registrierung des Klerus in Chi-
na vom 28. Juni vorigen Jahres sind noch viel schlimmer. 
Sie fordern die Untergrundkirche dazu auf, der Chine-
sischen Katholisch-Patriotischen Vereinigung [die 
offiziell von der kommunistischen Regierung an-
erkannte katholische Gemeinschaft; Anm. d. 
Red.] beizutreten. Das ist eine schismatische 
Kirche! Es ist einfach unglaublich!

INFORMATIONEN

„Bereits in Hongkong erweist sich 
die Pekinger Führung als schamlos 
vertragsbrüchig“

CHINA

VON MICHAEL A KOLLER

Am 22. Oktober 2020 ist das vorläufige Ab-
kommen des Vatikans mit China über die 
Ernennung von Bischöfen erneuert wor-
den. Auch die Neuauflage gilt noch nicht 
unbegrenzt, sondern zunächst nur für 
zwei Jahre, was der chinesische Außen-
amtssprecher Zhao Lijian laut Medien-
berichten bekanntgab. Weder der Wort-
laut noch Details sind bislang bekannt. 
Wie Lijians taiwanisches Pendant, Spre-
cherin Joanne Ou, sagte, betone der Va-
tikan gegenüber der Regierung in Taipei 
den rein religionspolitischen Inhalt der 
Vereinbarung. Sie berühre keine diplo-
matischen oder politischen Fragen. Taipei 
will aber die Entwicklung aus eigenem In-
teresse weiter genau verfolgen: Der Apos-
tolische Stuhl ist das letzte Völkerrechts-
subjekt in Europa, dass die demokratisch 
verfasste Republik China auf Taiwan durch 
Botschafteraustausch anerkennt und sich 

noch nicht der Ein-China-Politik Pekings 
gebeugt hat.

Das Abkommen hat schon jetzt Aus-
wirkungen auf die Kirche in China mit ih-
ren rund zwölf Millionen Anhängern. Zwei 
Bischöfe der sogenannten „Untergrund-
kirche“ mussten Nachfolgern weichen, die 
sowohl von Rom als auch von Peking an-
erkannt sind. Sieben vormals exkommu-
nizierte Oberhirten, die lange nur durch 
Peking zugelassen waren, hieß der Papst 
wieder in der Gemeinschaft der katholi-
schen Kirche willkommen. Informationen 
der IGFM zufolge stehen ausgerechnet die 
auf Kooperation ausgerichteten, staatlich 
anerkannten Gemeinden im Fadenkreuz 
der zunehmend restriktiver agierenden 
staatlichen Religionsämter.

Die IGFM warnte vor der Verlängerung 
des vorläufigen Abkommens zwischen 
Apostolischem Stuhl und China und for-

derte die Veröffentlichung des Vertragstex-
tes. „Nur ein veröffentlichtes Abkommen 
schafft Klarheit, was die Vertragspartei-
en tatsächlich vereinbart haben. Bereits in 
Hongkong erweist sich die Pekinger Füh-
rung als schamlos vertragsbrüchig“, er-
klärte dazu der IGFM-Vorsitzende Edgar 
Lamm.

Nach Auffassung der IGFM ist zu er-
warten, dass die kommunistische Partei 
Chinas auf die Dauer den aus dem Ab-
kommen resultierenden Verpflichtungen 
nicht nachkommen wird. Der vorläufige 
Vertrag bildet die Grundlage für die Er-
nennung von Bischöfen und die Regelung 
von Bistumsgrenzen. Details werden bis-
lang geheim gehalten, kritisiert die IGFM.

Kritiker dieser Vereinbarung wie der 
frühere Bischof von Hongkong, Kardinal 
Joseph Zen Ze-kiun, beklagen, dass mit der 
Unterzeichnung Druck auf die Gläubigen 
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sie etwa Predigten nicht von den Behörden 
genehmigen lässt. Sie geht somit aber ein 
höheres Risiko ein.

 „Furcht ist kein guter Ratgeber“

Das neue Nationale Sicherheitsgesetz, 
das am 1. Juli 2020 für die Sonderverwal-
tungszone Hongkong in Kraft trat, höhlt 
die Grundfreiheiten wie Versammlungs-, 
Meinungs- und Pressefreiheit aus (siehe 
dazu den Bericht „Ihr Völker der Welt – 
Schaut auf diese Stadt!“ in diesem Heft). 
Das Prinzip „Ein Land, zwei Systeme“ ist 
damit aufgehoben. "Subversion", "Sezessi-
on" und "Kollaboration mit ausländischen 
politischen Kräften", so lauten Tatbestände 
in dem Gesetz, was auch zur Kriminalisie-
rung religiöser Aktivitäten, etwa die Pflege 
der Beziehungen zum Heiligen Stuhl und 
zur Weltkirche, führen kann. Das befürch-
ten auch katholische Gläubige aus Hong-
kong laut einer im Sommer veröffentlich-
ten Stellungnahme.

Michaela Koller befragte deshalb den 
ehemaligen Bischof von Hongkong, Kar-
dinal Joseph Zen Ze-kiun, zu seiner Sicht 
auf die Auswirkungen der neuen Rechtsla-
ge, siehe Kasten.
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der chinesischen Untergrundkirche ausge-
übt werde, sich der staatlich kontrollierten 
Chinesisch Katholisch-Patriotischen Ver-
einigung anzuschließen. Bislang genießt 
die Untergrundkirche jedoch vergleichs-
weise mehr interne religiöse Freiheit, weil 
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„Die Regierung möchte niemals, dass 
die Menschen an Gott glauben“

VIETNAM

Bevor er im Jahr 2020 wieder verliehen 
wurde, erging der Menschenrechtspreis 
des Deutschen Richterbundes zuletzt im 
Jahr 2017 an den Vietnamesen Nguyen 
Van Dai, einen der prominentesten Men-
schenrechtler seines Landes. Als Anwalt 
vertrat er viele politisch Verfolgte, Ver-
treter von Gewerkschaften und christ-
lichen Gemeinschaften und setzte sich 
für Demokratie sowie Rechtsstaatlich-
keit ein. Deswegen geriet er ins Faden-
kreuz der Behörden, die ihm „Propa-
ganda gegen die Sozialistische Republik 
Vietnam“ vorwarfen. Im Jahr 2010 er-
hielt Nguyen Van Dai den Stephanu-
spreis für verfolgte Christen.
Im Februar 2016 ernannten die Internati-
onale Gesellschaft für Menschenrechte 
(IGFM) und die evangelische Nachrich-
tenagentur Idea ihn zum „Gefangenen 
des Monats“ und baten darum, sich für 
ihn in Protestbriefen einzusetzen. Nguy-
en Van Dai saß insgesamt sechseinhalb 
Jahre hinter Gittern, von 2007 bis 2011 
und ab Dezember 2015, und stand von 
2011 bis 2015 unter Hausarrest. Im Juni 
2018 kam er – nach massiven internatio-
nalen Protesten – endlich frei und durfte 
nach Deutschland ausreisen. Noch zwei 
Monate zuvor hatte ihn das Volksge-
richt in Hanoi wegen der „Vorbereitung 
eines Umsturzversuches“ zu 15 Jahren 
Haft verurteilt. Michaela Koller befrag-
te ihn zu seinem Einsatz für die Men-
schenrechte, seiner politischen Verfol-
gung in Vietnam und danach, wie es nun 
in Deutschland für ihn weitergegangen 
ist. Das Gespräch zeigte deutlich, wie 
zentral das Recht auf freie Religions-
ausübung ist.

Interview mit dem Bürgerrechtler Nguyen Van Dai

VON MICHAEL A KOLLER

Was haben Sie vor Ihrer ersten Verhaf-
tung getan?
Ich lebte 1989 in Ostberlin und wurde dort 
Zeuge des Berliner Mauerfalls, den ich mit 
eigenen Augen sah. Ich verfolgte auch den 
Zusammenbruch des Regimes in Ostber-
lin und die friedlichen Revolutionen in den 
Ländern Osteuropas. Das war die Zeit, in 
der auch mein Glaube an den Sozialismus 
und Kommunismus kollabierte. Ich er-
wachte und sah seine böse Natur.

Ende des Jahres 1990 war ich gerade 20 
Jahre alt und entschied, nach Vietnam zu-
rückzukehren, in der Hoffnung, zu einer 
demokratischen Revolution in meinem 
Heimatland beitragen zu können.

So fasste ich den Entschluss, die juris-
tische Fakultät zu besuchen. Ich schloss 
1995 mein Jurastudium ab. Ich wurde im 
Jahr 2000 Christ und Menschenrechtsan-
walt, um evangelische Christen unter den 
Angehörigen der ethnischen Minderheit 
der H’Mong ebenso zu vertreten wie Lei-
ter evangelischer Gemeinden, die von der 
vietnamesischen Regierung nicht aner-
kannt wurden.

Im Jahr 2006 gründete ich das Komitee 
für Menschenrechte. Ich lieferte regelmä-
ßig für die vietnamesische Redaktion der 
BBC Beiträge, in denen ich für politische 
Pluralität in Vietnam eintrat. Ich gründe-
te Kurse für Studenten, um sie über ihre 
politischen Rechte und die Pressefreiheit 
aufzuklären. Es war der 6. März 2007, als 
einer meiner Kollegen ein paar Studen-
ten in meiner Kanzlei unterrichtete, als 
Sicherheitskräfte dort hereinplatzten und 
uns festnahmen.

Bei meinem Prozess argumentierte das 
Gericht, dass Vietnam ein Einparteiensys-

tem ist und mein Eintreten für politische 
Pluralität sei Propaganda gegen den Staat. 
Pressefreiheit zu diskutieren heiße, sich ge-
gen die Staatsmedien zu wenden und auch 
Propaganda gegen den Staat zu betreiben. 
Das endete damit, dass ich wegen die-
ses Vorwurfs gemäß Artikel 88 des Straf-
gesetzbuchs zu vier Jahren im Gefängnis 
und weiteren vier Jahren Hausarrest ver-
urteilt wurde.
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Sie haben evangelische Pastoren sowie 
Angehörige der Minderheit der H’Mong 
verteidigt. Worin bestanden deren Prob-
leme?
Ich verteidigte die Pastorin Thuy im Jahr 
2000, Pastor Nguyen Hong Quang im Jahr 
2005 und Pastor Than Van Truong im 
selben Jahr. Und vom Jahr 2000 bis zum 
Jahr 2006 half ich vielen Angehörigen der 
H’Mong, die Protestanten sind und beriet 
sie. Vor 2007 betrachtete die kommunisti-
sche Regierung Vietnams die Protestanten 
als ihre Feinde und Handlanger des Wes-
tens, um sie zu stürzen.

Die Sicherheitsbehörde der Provinz 
Phu Tho wollte die Gruppe von Pastorin 
Thuy abweisen, die sich dagegen wehr-
te. Sie wurde verhaftet und wegen Wider-
stands gegen Vollstreckungsbeamte ange-
klagt. So geschah es auch Pastor Nguyen 
Hong Quang in Saigon. Im Jahr 2005 ver-
schickte Pastor Than Van Truong zwei Bi-
beln, eine davon an den Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Vietnams 
und die andere an den Staatspräsidenten. 
Daraufhin wurde er von der Sicherheits-

behörde der Provinz Dong Nai verhaf-
tet. Nachdem die Staatsanwaltschaft noch 
nach vier Monaten keine Anklage zustan-
de brachte, ließ sie ihn in die psychiatrische 
Klinik von Dong Nai einweisen. Nach wei-
teren vier Monaten habe ich seine Vertei-
digung übernommen und er wurde frei-
gelassen.

Die Protestanten unter den H’Mong 
gerieten wegen ihres Glaubens an Jesus 
Christus in Schwierigkeiten. Die örtliche 
Regierung setzte sie unter Druck, ihrem 
Glauben abzuschwören. Sie haben das nie 
akzeptiert und so wurden sie mißhandelt. 
Als sie nach Hanoi kamen, half ich ihnen, 
ihre Beschwerden bei der Regierung Viet-
nams einzureichen.

Sie wurden am 16. Dezember 2015 er-
neut inhaftiert, nachdem Sie bereits zwi-
schen 2007 und 2011 im Gefängnis und 
anschließend nochmals vier Jahre in 
Hausarrest gesessen hatten. Der Vorwurf 
lautete stets „Propaganda gegen die So-
zialistische Republik Vietnam“, weil Sie 
sich für Rechtsstaatlichkeit und Demo-

FO
TO

: P
RI

VA
T

kratie eingesetzt hatten. Haben Sie nie 
daran gedacht, aufzugeben?
Seitdem ich zum Glauben an Jesus Christus 
gefunden habe, verstand ich diesen so, dass 
der Herr von mir erwartete, für die Freiheit 
meines Volkes und Demokratie in meinem 
Land einzutreten. Ich fühlte, wie ich jeden 
Tag, seit ich begonnen hatte zu glauben, wei-
ter reifte. Jedesmal, wenn Gott mir hilft, jede 
Herausforderung zu meistern, werde ich 
reicher an Erfahrungen. Ich möchte, dass 
die Menschen in Vietnam sehen, dass ich 
viele Dinge mit dem Segen Gottes bewir-
ken kann. Ich werde durch Vietnam reisen, 
um für Gott Zeugnis abzulegen, wenn mein 
Land frei und demokratisch sein wird.

Beschreiben Sie bitte die Haftbedingun-
gen, denen Sie im Gefängnis ausgesetzt 
waren.
Im Jahr 2007 war ich für mehr als zehn 
Monate im Haftzentrum 1 in Hanoi ein-
gesperrt. Jeden Tag gaben sie uns unge-
waschenes, schmutziges Gemüse, oftmals 
von Schädlingen befallen. Wir mussten 
dies mit dem dreckigen Wasser waschen, 
das man uns zuteilte, bevor wir es essen 
konnten. Fleisch erhielten wir nur rund 
100 Gramm in der Woche. Sauberes Was-
ser, um das wir baten, erhielten wir nicht. 
Wir mussten das schmutzige Wasser dann 
fünfmal durch Socken oder Gesichtshand-
tücher filtern, bevor wir in der Lage waren, 
es zu trinken. Zeitungslektüre und Fern-
sehschauen waren verboten.

Während meiner zweiten Haftzeit vom 
16. Dezember 2015 bis zum 7. Juni 2018 
war ich in der Haftanstalt B 14. Nach elf 
Monaten Untersuchungshaft sah ich erst-
mals wieder meine Frau. Dann muss-
te ich erneut drei Monate warten, dann 
fünf, dann vier und schließlich nochmals 
neun Monate. Ich traf meinen Verteidiger 
erst nach 26 Monaten Haft, was nur eine 
Stunde dauerte und unter ununterbroche-
ner Aufsicht der Polizei stattfand. Wäh-
rend dieser zweieinhalb Jahre sah ich nie 
die Sonne. Ich wurde in einer kleinen Zel-
le von sechseinhalb Quadratmetern mit ei-
ner weiteren Person festgehalten.

In dieser Zeit musste ich für mehr als 
20 Tage rohe Reiskörner essen. Die Nah-
rungsmittel waren oft abgestanden, sie ga-
ben Seife in unsere Suppe oder reichten 
uns Wasser mit einem unausstehlichen 
Gestank. Unsere Medikamente erhielten 

Nguyen Van Dai mit seiner Frau Vu Minh Khanh, die während seiner Gefangenschaft  
beständig für seine Freilassung betete, in Berlin
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wir mitten in der Nacht. Wir wurden da-
ran gehindert, Zeitung zu lesen oder Ra-
dio zu hören. Manchmal wurde uns die 
Wasserversorgung gekappt. Die Haftan-
stalt hielt Hähne, die bis zwei Uhr in der 
Früh krähten und um sechs Uhr von Neu-
em zu krähen begannen. Bei vielen Insas-
sen verursachte dies Schlaflosigkeit. Die 
Gefängnisleitung erdachte sich alle mög-
lichen Wege, uns Unannehmlichkeiten zu 
bereiten, um uns sowohl körperlich als 
auch psychisch zu schwächen.

Was war Ihre Kraftquelle, um das alles 
durchzustehen?
Allein Gottes Liebe und mein Glaube an 
Gott halfen mir, all meine Herausforde-
rungen zu überwinden, aber auch die Ge-
bete meiner Frau und aus der ganzen Welt.

Was machen Sie seit Ihrer Freilassung?
Ich danke Gott dafür, dass ich mit meiner 
Familie in Deutschland sein darf. Ich bin 
auch der deutschen Regierung dankbar, 
dass uns ein sicherer und guter Platz zum 
Leben gegeben wurde. Seit wir in Deutsch-
land angekommen sind, haben wir jeden 

Tag für Deutschland und für Vietnam ge-
betet. Ich fahre damit fort, soziale Netz-
werke wie Youtube, Facebook und Web-
blogs dazu zu nutzen, unter den Menschen 
in Vietnam Wissen über Menschenrechte 
und Demokratie zu verbreiten. Mein You-
tube-Kanal hat 87.000 Abonnenten, mei-
ner Internetseite folgen 66.000 Menschen. 
Regelmäßig appelliere ich an die Regierun-
gen Deutschlands, der Niederlande, Dä-
nemarks, der Schweiz, der EU sowie der 
Vereinigten Staaten und an Nichtregie-
rungsorganisationen, Menschenrechtsver-
stöße in Vietnam zu verurteilen. Ich habe 
sie auch dazu bewogen, auf die kommunis-
tische Regierung in Vietnam Druck aus-
zuüben, Gewissensgefangene freizulassen.

Wie sehen Sie die derzeitige Situation des 
Rechts auf Religionsfreiheit in Vietnam?
Vietnam hat keine richtige Religionsfrei-
heit. Aber die Kirche möchte unabhängig 
sein und akzeptiert die Einmischung der 
Regierung nicht. Und so wird sie immer 
noch verfolgt.

Pastoren und andere Gläubige aus der 
Region des zentralen Hochlandes erfah-

ren es oft als schwierig, ein Theologiestu-
dium, eine Gebetsgruppe oder einen Got-
tesdienst anzumelden. Freikirchen dürfen 
nie Gotteshäuser errichten. Die Regie-
rung versucht, Spaltung und Uneinigkeit 
in die Kirchen zu bringen. Sie versuch-
te sogar, leitende Pastoren zu korrumpie-
ren. Die kommunistische Regierung Viet-
nams möchte niemals, dass die Menschen 
an Gott glauben und dafür ihren Glauben 
an den Kommunismus aufgeben.

Was können wir hierzulande in dieser 
Lage tun?
Zuallererst möchte ich Sie bitten, für Re-
ligionsfreiheit in Vietnam zu beten. Beten 
Sie für die protestantischen Kirchen und 
Gläubigen, im Einsatz für Freiheit in Viet-
nam stark und verantwortlich zu bleiben. 
Beten Sie für die Pastoren und anderen 
Seelsorger, die im Gefängnis in Vietnam 
festgehalten werden. Leisten Sie humani-
täre Hilfe für die Familien der Pastoren 
und Missionare in Haft und unterstützen 
Sie Pastoren in besonders schwierigen Ge-
genden, damit sie sich um die Freikirchen 
kümmern können.

Nguyen Van Dai spricht weiter über Menschenrechte.
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Paradies für Urlauber – 
aber nicht für Andersgläubige

MALEDIVEN

VON WALTER FLICK

Menschenrechte und Religionsfreiheit auf den Malediven

Ahmed Shaheed, aus den Malediven 
stammender UN-Sonderberichterstatter 
für Religionsfreiheit, ist selbst schon zur 
Zielscheibe von Fanatikern geworden: Im 
Jahr 2017 wurde er im Internet der Blas-
phemie beschuldigt und dabei wurde sei-
ne Enthauptung gefordert. Die damals 
regierende Progressive Partei der Male-
diven von Ex-Präsident Abdulla Yameen 
(2013 bis 2018), ein Bruder von Ex-Dikta-
tor Maumoon Abdul Gayoom, hatte ihm 
zuvor öffentlich „üble Taten“ vorgewor-
fen. Shaheed, einst Politiker der libera-
len Maledivischen Demokratischen Par-
tei (MDP), war von 2005 bis 2007 sowie 
erneut zwischen 2008 und 2010 Außen-
minister seines Landes. Zusätzlich war er 
zwischen 2011 und 2012 Präsidentenbera-
ter zur Entradikalisierung der Malediven. 

Der Fall des liberalen Bloggers Ya-
meen Rasheed dürfte gezeigt haben, wie 

ernst derartige Drohungen zu nehmen 
sind: Der Regierungskritiker wurde 2017 
im Alter von 29 Jahren auf der Treppe sei-
nes Wohnhauses erstochen. Rasheeds Kri-
tik hatte sich insbesondere gegen die Aus-
breitung eines radikalen Islam gerichtet.

Erst im Oktober 2008 kam auf den Ma-
lediven mit seinen rund 400.000 Einwoh-
nern ein Präsident durch demokratische 
Wahlen an die Macht, damals der Refor-
mer Mohamed Nasheed, ein ehemaliger 
politischer Häftling. Von 1978 bis 2008 
hatte Diktator Maumoon Abdul Gayoom 
autokratisch regiert. Religionsfreiheit hin-
gegen gibt es immer noch nicht in dem In-
selstaat. Die Verfassung von 2008 definiert 
die Malediven in Artikel 2 als „eine sou-
veräne, unabhängige und demokratische 
Republik, die auf den Prinzipien des Islam 
gründet.“ Gemäß Artikel 10 (a) der Verfas-
sung ist der Islam Staatsreligion. Die Male-

diven haben 2006 den Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte ra-
tifiziert – allerdings unter Ausschluss des 
Artikels 18 über die „Religionsfreiheit“. 
Im Jahr 2005 hatte der höchste Islamische 
Rat der Malediven erklärt, dass Artikel 18 
der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte vom 10. Dezember 1948 gegen die 
Verfassung des Landes verstoße.

Keine Religionsfreiheit in  
der Verfassung 

Ein Licht auf die Menschenrechtslage der 
Malediven wirft die Bedrohung der Bür-
gerrechtsaktivistin Shahindha Ismail und 
die Auflösung der Menschenrechtsgrup-
pe MDN. Der damalige Präsident Abdulla 
Yameen hatte 2017 in einer Rede die Aus-
hebelung des Rechts auf Religionsfreiheit 
der Malediven verteidigt und den Islam als 
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einzige Religion des Landes bezeichnet; für 
weitere Religionen bleibe kein Raum. Of-
fiziell sind alle Staatsangehörigen sunniti-
sche Muslime.

Am 20. Dezember 2017 reagierte die 
Gründerin und Leiterin der Organisation 
Maldivian Democracy Network (MDN), 
Shahindha Ismail, darauf in einem Zwi-
schenruf auf Twitter: „Religionen außer-
halb des Islam existieren in der Welt, weil 
Allah es möglich gemacht hat. Nicht wahr?“ 
Wenige Tage später veröffentlichte der re-
gierungsnahe Online-Nachrichtendienst 
Vagathu einen Artikel, in dem Shahinda 
als Apostatin bezeichnet wurde. Shahinda 
erhielt sodann Todesdrohungen und wur-
de im Internet beschimpft. Anstatt sie zu 
beschützen, leitete die Polizei eine Untersu-
chung gegen sie ein. Die Behörden schlos-
sen ihre Organisation MDN endgültig im 
Dezember 2019. MDN hatte einen Bericht 
über religiöse Radikalisierung auf den Ma-
lediven herausgegeben und hatte Schulun-
gen zu Menschenrechtsfragen für Polizis-
ten ebenso angeboten wie Gespräche in 
einem Jugendcafé. Die MDN-Mitarbeiter 
mussten untertauchen oder ins Ausland 
gehen. Shahinda erhielt 2018 glücklicher-
weise durch eine Hamburger Stiftung für 
politisch Verfolgte die Möglichkeit, nach 
Deutschland zu kommen.

Religiöse Wirklichkeit vielfältig

Der Inselstaat im Indischen Ozean, der 
durch einen steigenden Meeresspiegel in-
folge des Klimawandels bedroht ist, lockt 

mit Traumständen und Taucherlebnissen 
Touristen an: Im Jahr 2019 kamen etwa 
1,7 Millionen Erholungssuchende, über-
wiegend aus Europa. Touristen, die in der 
Regel ihre Zeit auf den sogenannten Ho-
telinseln verbringen, bekommen kaum et-
was von der Lebenswirklichkeit und Men-
schenrechtssituation im Land mit. Von 
1196 Inseln mit einer Landmasse von ins-
gesamt 298 Quadratkilometern sind 220 
Inseln von Einheimischen bewohnt und 
144 Touristenanlagen vorbehalten. Dem 
Bericht „Religionsfreiheit“ des US-Außen-
ministeriums für 2019 zufolge kommen 
rund 200.000 registrierte und 63.000 nicht-
registrierte ausländische Arbeiter hinzu, 
meist aus Indien, Pakistan, Sri Lanka und 
Bangladesch. Darunter sind auch Buddhis-
ten, Hindus und Christen. Verschiedener 
Quellen zufolge wagen christliche Gastar-
beiter kaum private Treffen zu Gebet oder 
Gottesdienst. Beobachter gehen von meh-

Buddhistische Fischer aus Indien ka-
men wohl im 5. Jahrhundert als erste 
Siedler in das Inselreich. Im 12. Jahr-
hundert wurden die Malediven durch 
einen heute hoch verehrten arabi-
schen Reisenden islamisiert und wa-
ren von da an bis 1968 Sultanat, auch 
mit weiblichen Herrschern. Ab dem 
19. Jahrhundert bis zur Unabhängig-
keit 1965 waren sie britisches Protek-
torat. Seit 1968 ist der Staat eine Re-
publik mit Präsidialsystem.

reren hundert einheimischen Christen im 
Verborgenen aus. Hinzu kommt eine etwas 
größere Zahl von Hindus und Buddhisten.

Gesetzeslage zu Menschenrechten 
und Religionsfreiheit

In Artikel 10 (b) wird der (sunnitische) Is-
lam als Basis der Gesetzesstruktur festge-
legt. Artikel 142 schreibt vor, dass Richter 
die islamische Scharia anwenden müs-
sen, „wenn sie über Sachen befinden, über 
welche die Verfassung und die Gesetze 
schweigen.“ Zuweilen werden Hadd-Stra-
fen verhängt: Im Januar 2019 verurteil-
te ein Gericht auf der Insel Naifaru eine 
24-Jährige wegen außerehelichem Sex zur 
Steinigung. Der Oberste Gerichtshof hob 
das Urteil wegen juristischer Formfehler 
auf. In einem Regierungsbericht von 2019 
wird die Verurteilung von drei Erwachse-
nen und zwei Kindern zum Auspeitschen 
erwähnt.

Grundlegend ist Artikel 9 (d), dem-
zufolge kein Nichtmuslim maledivischer 
Staatsbürger sein kann. Demnach verlieren 
Konvertiten, die den Islam verlassen, per 
Gesetz die Staatsbürgerschaft und haben 
somit zum Beispiel kein Wahlrecht mehr. 
Aufgrund der Scharia können für „Glau-
bensabfall“ noch weitere, härtere Strafen 
angeordnet werden. Artikel 27 beschränkt 
die Meinungs- und Gedankenfreiheit, de-
ren Ausübung „nicht gegen die Grundsät-
ze des Islam verstoßen“ darf.

Auch das Bildungssystem unterliegt 
dem Islam. In Artikel 36 (c) der Verfas-
sung heisst es: „Ziel der Erziehung ist es, 
Gehorsam zum Islam zu lehren, Liebe zum 
Islam zu erwecken, die Achtung der Men-
schenrechte zu begünstigen......“ 

Des Weiteren schränkt das 1994 erlasse-
ne „Gesetz zum Schutz der religiösen Ein-
heit“ („Protection of Religious Unity Act“) 
die Religionsfreiheit ein, stellt die islami-
sche Lehre und Auslegung der Schriften 
unter staatliche Kontrolle und unterdrückt 
die Ausübung und Verbreitung nichtmus-
limischer Religionen.

In Artikel 6 dieses Gesetzes heißt es: „Es 
ist verboten, in den Malediven einen an-
deren Glauben als den Islam zu verkün-
den oder zu versuchen, jemanden zu einer 
anderen Religion als den Islam zu konver-
tieren.“ Artikel 7 untersagt das öffentliche 
Auslegen und Mitführen von Büchern so-

Shahinda Ismail
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wie die Übersetzung von Schriften über 
andere Religionen in die Landessprache 
Dhivevi. Diesbezügliche Gesetzesverstö-
ße sehen für Malediver zwei bis fünf Jahre 
Haft vor, für Ausländer Ausweisung. Artikel 
9 des „Gesetzes zum Schutz der religiösen 
Einheit“ besagt: „Nichtmuslimen, die in den 
Malediven leben, und Nichtmuslimen, wel-
che die Malediven besuchen, ist es gesetz-
lich verboten, öffentlich religiöse Parolen zu 
verkünden oder religiöse Gruppenaktivitä-
ten an öffentlichen Plätzen vorzunehmen 
und Malediver darin einzubinden“.

Gesetzesfolgen und Vorkommnisse

Kirchen und nichtmuslimische Gebets-
stätten sind verboten und existieren nicht 
auf den Malediven. Bereits im Oktober 
1998 berichtete die IGFM: „Seit dem 18. 
Juni 1998 begannen die Behörden der Ma-
lediven, mutmaßliche Christen zu verhaf-
ten und zu verhören. Bekannt wurde die 
Verhaftung zweier junger Frauen, Aneesa 
Hussain (32) und Aminath Moonisa (17), 
beide aus der Hauptstadt Male. Aus ver-
lässlichen Quellen ist bekannt, dass An-
eesa körperlich misshandelt, mit dem 
Tod bedroht und in einer kleinen Zelle 
in Isolationshaft gehalten wurde.“ Nach 
einer internationalen Kampagne unter 
IGFM-Beteiligung kamen die beiden Ge-
fangenen sowie ausländische Inhaftierte 
frei. Letztere wurden aufgrund des Ver-
dachts der Mission ausgewiesen.

Im November 2008 ermittelten die Be-
hörden gegen einen Einheimischen, weil 
er eine englischsprachige Bibel importiert 
hatte. Die Heilige Schrift der Christen ist 
bisher nicht vollständig in Dhivevi über-
setzt. Nur Touristen dürfen ausschließlich 
für den persönlichen Gebrauch eine Bibel 
einführen. Aber im Jahr 2019 gab es 18 Fälle 
von Konfiszierung nichtmuslimischer Ge-
genstände, darunter christlicher Kreuze. 
Der Verkauf von Weihnachtskarten wird 
unterbunden. Wie aus zuverlässiger Quel-
le zu erfahren war, wurden Schulbücher mit 
Bildern von Kirchen eingezogen. Einhei-
mische, die sich im Ausland haben taufen 
lassen, verschwanden nach ihrer Rückkehr.

Hort von IS-Kämpfern

Den Terrorgruppen „Islamischer Staat“ 
und „Al-Nusra-Front“ sollen sich mehr als 

200 maledivische Kämpfer angeschlossen 
haben. Gemessen an der Bevölkerungs-
zahl ihrer Inselheimat ist ihr Anteil so hoch 
wie in keinem anderen Land der Welt. Die 
Rückkehr dieser Kämpfer wird als weitere 
Bedrohung und Radikalisierung gefürch-
tet. Einer Studie der „Asia Foundation“ zu-
folge gibt es zudem Dutzende von Banden 
junger Leute, die auch für religiöse Radi-
kalisierung anfällig sind.

Perspektiven für Menschenrechte 
und Religionsfreiheit

Trotz allem sind Beobachter mit Blick auf 
die Zukunft der Menschenrechtssituati-
on auf den Malediven verhalten optimis-
tisch. Die Hoffnung stützt sich auf Präsi-
dent Ibrahim Mohamed Solih, dem am 
24. September 2018 bei den Wahlen ein 
überraschender Sieg gegen den bisheri-
gen Amtsinhaber Yameen gelang. In ei-
ner Pressemeldung des Rates der Europäi-
schen Union vom 17. Juni 2019 heißt es: 
„Seit Antritt der Regierung von Präsident 

Ibrahim Mohamed Solih im November 
2018 hat sich die politische Lage verbes-
sert. Die Durchführung friedlicher und de-
mokratischer Parlamentswahlen am 6. Ap-
ril 2019 war ein willkommener Schritt. 
Beim jährlichen politischen Dialog zwi-
schen den Malediven und der EU, der am 
11. März 2019 zum vierten Mal stattfand, 
hat die Regierung bestätigt, dass sie fest 
entschlossen ist, für eine stabile Demokra-
tie, eine verantwortungsvolle Regierungs-
führung und die Achtung der Menschen-
rechte zu sorgen.“ Unter anderem setzt sich 
auch die Regierung der USA für die Wie-
dereinsetzung der Menschenrechtsorgani-
sation MDN ein.

Urlauber sollten zumindest auf den Ho-
telinseln nach Gottesdienstmöglichkeiten 
fragen, etwa in der Weihnachtszeit, die zur 
Hochsaison zählt. Regierungen und Men-
schenrechtsorganisationen müssen zudem 
weiterhin auf der uneingeschränkten Rati-
fizierung des „Internationalen Paktes über 
bürgerliche und Politische Rechte“ behar-
ren.
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Die Brutalität eines Regimes 
gegen die Opposition

BELARUS

Hunderttausende widerstehen friedlich 
dem Regime von Aljaksandr Lukaschen-
ka in Belarus. Frauen spielen in der Frei-
heits- und Demokratiebewegung eine he-
rausragende Rolle. Immer wieder werden 
hunderte Menschen verhaftet. Das Re-
gime geht mit großer Brutalität gegen De-
monstranten vor. Politische Gefangene 
werden gefoltert. Das Europäische Parla-
ment hat die Demokratiebewegung mit 
seinem Sacharow-Preis 2020 ausgezeich-

Ein Überblick von Michael Leh

25. Oktober mit drei Forderungen gestellt: 
Die Gewalt gegen Demonstranten müsse 
beendet werden. Die politischen Gefange-
nen seien freizulassen. Lukaschenka müs-
se zurücktreten. Falls diese Forderungen 
nicht erfüllt seien, beginne ein landeswei-
ter Streik. 

Das Regime ließ das Ultimatum ver-
streichen. Noch am 25. Oktober, einem 
Sonntag, gingen in der Hauptstadt Minsk 
mehr als 100.000 Menschen auf die Stra-

net. Der „Alternative Nobelpreis“ (Right 
Livelihood Award) ist zudem in diesem 
Jahr an den belarussischen Bürgerrechtler 
Ales Bjaljazki und das von ihm gegründe-
te Menschenrechtszentrum „Viasna“ (Wes-
na) gegangen.

Die nach Wahlfälschungen bei der Prä-
sidentschaftswahl vom 9. August unterle-
gene Kandidatin Swetlana Tichanowskaja 
hatte am 13. Oktober aus dem litauischen 
Exil dem Regime ein Ultimatum bis zum 

Kundgebung von Belarussinnen und Belarussen in Berlin vor dem Auswärtigen Amt
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ße. Das Regime setzte Blendgranaten und 
Gummigeschosse gegen die Demonstran-
ten ein. Der stellvertretende Innenminis-
ter hatte zuvor auch den Einsatz scharfer 
Schusswaffen angedroht. Erneut wurden 
Hunderte verhaftet. 

Schon im August konnte das Regime 
Streiks in Betrieben niederschlagen, denn 
es hat viele Machtmittel in der Hand, be-
sonders die Drohung mit Entlassungen. 
Wie der Nachrichtenkanal „Belarus Feed“ 
meldete, wurden etwa in der Stadt Rechit-
sa sechs Angestellte der Petroleum-Firma 
„Belorusneft“ entlassen, nachdem sie ein 
Protestvideo gedreht hatten. Als am 26. Ok-
tober in der Stadt Hrodna Arbeiter streik-
ten, wurden etliche festgenommen. Gegen 
Streikende in der Minsker Traktorenfab-
rik ging die Sonderpolizei „Omon“ vor. Bis 
zum Abend wurden mehr als 340 Personen 
festgenommen. Protestierenden Studenten 
hatte Lukaschenka angedroht, sie von der 
Universität auszuschließen. Die belarussi-
sche Menschenrechtsorganisation „Viasna“ 
(„Frühling“) verzeichnete am 27. Oktober 
99 politische Gefangene mit Namen, Fotos 
und Gefängnisadressen.

Ein Generalstreik kam nicht zustande. 
Doch gab es an vielen Orten Arbeitsnie-
derlegungen und Versammlungen für ein 
paar Stunden, auch in Staatsbetrieben. Es 
fanden weiterhin große Demonstrationen 
statt. Der Wunsch nach Freiheit und De-
mokratie ist ungebrochen.

Versuch der Spaltung

Absurd anmutende Bilder kamen am 10. 
Oktober aus Minsk: Diktator Lukaschenka 
traf sich zum Gespräch mit etwa zwölf po-
litischen Häftlingen im dortigen KGB-Ge-
fängnis. Bei der Inszenierung behielt Luka-
schenka die Fäden in der Hand. Laut dem 
staatsnahen belarussischen Telegram-Ka-
nal „Pul Perwogo“ soll das Treffen vierein-
halb Stunden gedauert haben. Es sei über 
eine Verfassungsreform gesprochen wor-
den – deren Bedeutung hatte im Septem-
ber Russlands Präsident Wladimir Putin bei 
einem Treffen mit Lukaschenka betont. Der 
ARD-Korrespondent in Belarus, Jo Ange-
rer, erklärte: „Lukaschenko will eine Ver-
fassungsreform, die die Macht des Präsi-
denten ein bisschen einschränkt und dem 
Parlament ein bisschen mehr Macht gibt. 
Mittel- oder langfristig würde es Neuwah-

len geben, bei denen er dann möglicherwei-
se nicht mehr antritt. Er hat insofern relativ 
wenig zu bieten, und ich glaube nicht, dass 
sich die Opposition darauf einlassen wird.“

Lukaschenka erklärte laut Telegram-Ka-
nal „Pul Perwogo“ im Gefängnis: „Unser 
Land lebt unter der Losung der Dialogbe-
reitschaft.“ Swetlana Tichanowskaja erklär-
te dazu: „Einen Dialog führt man nicht in 
der Gefängniszelle“. Laut „Pul Perwogo“ 
habe Lukaschenka zu den Gefangenen auch 
gesagt: „Die Hälfte von Ihnen hier sind Ju-
risten und wissen: Die Verfassung schreibt 
man nicht auf der Straße.“ 

Der bekannteste Häftling beim Treffen 
im KGB-Gefängnis war der Bankmanager 
und Politiker Viktor Babariko, der bei der 
Präsidentschaftswahl gegen Lukaschenka 

antreten wollte. Mindestens fünf der Ge-
fangenen, die Lukaschenka dort traf, wur-
den inzwischen aus der Haft entlassen oder 
bekamen Hausarrest auferlegt. Die Gefäng-
nisvisite Lukaschenkas wertet die Opposi-
tion als einen Spaltungsversuch. 

Unbeugsame Maria Kalesnikava

Bei dem Treffen mit Lukaschenka fehlte 
Maria Kalesnikava vom oppositionellen 
„Koordinierungsrat“. Sie wurde in die Un-
tersuchungshaftanstalt in Schodsina, rund 
55 Kilometer östlich von Minsk, gebracht. 
Die Korrespondentin der Wochenzeitung 

Maria Kalesnikava auf einem 
Plakat der Belarussen in Berlin

FO
TO

: M
IC

H
AE

L 
LE

H



28    �  menschenrechte 2020

in Transportfahrzeugen und Haftanstalten 
die Rede. Es heißt darin auch: „Es gibt Zeu-
genberichte über Vergewaltigungen durch 
Beamte des Innenministeriums mit Gum-
miknüppeln, die sowohl Männer als auch 
Frauen betreffen.“ 

Der Vorsitzende der deutschen 
IGFM-Sektion, Edgar Lamm, und der Vor-
sitzende der belarussischen Sektion, Ivan I. 
Kotlyar, haben die Gewalt der Sicherheits-
kräfte in Belarus verurteilt.

(Bei den Eigennamen verwendet der Autor 
die belarussische Form.)

INFORMATIONEN

DIE ZEIT, Alice Bota, twitterte am 21. Ok-
tober, dass sie inzwischen mit der Anwäl-
tin von Kalesnikava sprechen konnte. Die 
Bürgerrechtlerin habe „viel Energie und 
versuche, Projekte mit anderen inhaftier-
ten Frauen auszuarbeiten“. Zunächst sei 
Kalesnikava mit sechs Frauen in einer Zel-
le gewesen, nun teile sie sich die Zelle mit 
drei Insassinnen. Sie erfahre viel Solidari-
tät, vor allem von vielen Unterstützern aus 
Deutschland, für die sie „sehr sehr dank-
bar“ sei, berichtete Alice Bota. 

Das Lukaschenka-Regime wollte die 
mutige 38-Jährige Vertreterin des „Koor-
dinierungsrates“ Kalesnikawa vorher ge-
waltsam in die Ukraine abschieben. Das 
vereitelte sie, indem sie vor der Grenze 
ihren Pass zerriss. Jetzt wird ihr „Gefähr-
dung der nationalen Sicherheit“ gemäß 
Paragraph 361 Strafgesetzbuch vorgewor-
fen. Ihre Schwester Tazjana Chomytsch ist 
in Polen und erklärte in einem Interview 
mit der ARD- „Tagesschau“: „Maria fühlt 
sich physisch und psychisch gut. Sie ist ein 
sehr positiver, mental starker Mensch – 
daher gibt sie sich auch in dieser Situation 
nicht geschlagen. Dass viele Leute ihr Brie-
fe schreiben, hilft ihr sehr.“ Ihre Schwes-
ter habe auch ihre Landsleute gebeten, die 
Möglichkeit der Bücherspende an die Ge-
fängnisbibliothek zu nutzen. 

Folter und Vergewaltigungen

Die belarussische Menschenrechtsorgani-
sation „Viasna“, das Belarussische Helsin-
ki-Komitee, die „Weltorganisation gegen 
Folter“ (OMCT) und die Internationale 
Föderation für Menschenrechte (FIDH) 
haben in einem Schreiben an den UN-Son-

derberichterstatter über Folter erklärt, sie 
hätten viele Informationen über Miss-
handlungen durch Sicherheitskräfte in Be-
larus gesammelt. Mehr als hundert Opfer 
seien bereits auf Video interviewt worden. 

Eine erste Analyse der Zeugenaussa-
gen habe „zuverlässig den systematischen 
Charakter von Folter und grausamer, un-
menschlicher und erniedrigender Behand-
lung in ganz Belarus aufgezeigt“. Im Schrei-
ben an den UN-Sonderberichterstatter ist 
von Frakturen, Blutergüssen verschiede-
ner Größe an Oberschenkeln und Ober-
körper, psychischen Traumata, Schlägen 

Bitte schreiben auch Sie an Maria 
Kalesnikava ins Gefängnis, die lange 
in Stuttgart gelebt hat und sehr gut 
Deutsch beherrscht. Die Adresse lau-
tet: 

Maria A. Kalesnikava  
Pre-Trial Detention Center  
vulica Savieckaja 22 A 
222 160 Žodzina  
BELARUS. 

Das Porto für die Postkarte kostet 
0,95 Euro, für den Standardbrief 1,10 
Euro.

Das herausragende Engagement der Frauen verleiht der belarussischen Demokratie
bewegung einen besonderen Charakter: „Fight like a woman“
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Spiel mit dem Feuer
SÜDKAUKASUS

Beinah drei Jahrzehnte lang hielt der 
Waffenstillstand zwischen Armenien 
und Aserbaidschan, abgesehen von be-
grenzten bewaffneten Auseinanderset-
zungen. Aber der Konflikt um die Region 
Berg-Karabach blieb ungelöst. Nach ei-
nem Grenzzwischenfall am 12. Juli 2020, 
bei dem 16 Soldaten ums Leben kamen, 
eskalierten jedoch die Kampfhandlun-
gen. In Aserbaidschan wurden nun zu-
nehmend mehr Stimmen laut, die eine 
kriegerische Antwort auf den Vorfall 
forderten. Studenten skandierten auf 
den Straßen Bakus: „Beendet die Qua-
rantäne, beginnt mit dem Krieg“. Die 
IGFM, die in beiden Staaten mit Sektio-
nen vertreten ist, rief umgehend beide 
Seiten zur Mäßigung auf. 

EINE HINTERGRUNDANALYSE 
VON CARMEN KRUSCH-GRÜN 

Armenien und Aserbaidschan sind Nach-
barstaaten im Südkaukasus zwischen dem 
Schwarzen und Kaspischen Meer, östlich 
der Türkei, nördlich des Iran und südlich 
Georgiens und Russlands. Wenige Jah-
re nach dem Trauma des Völkermords 
an den Armeniern im Jahre 1915 kam es 
zu kriegerischen Auseinandersetzungen 
zwischen Armenien und Aserbaidschan 
um das südwestlich gelegene Hochgebir-
ge Berg-Karabach, das sowohl für die Ar-
menier als auch für die Aserbaidschaner 
als Kernland ihrer Jahrtausende alten Ge-
schichte zählt. Durch den Einmarsch der 
Roten Armee wurden Armenien, Aserbai-
dschan und Georgien Teil der neuen Sow-
jetunion und der Konflikt vorläufig been-
det. Stalin legte – im Einvernehmen mit 
dem türkischen Präsidenten Kemal Atatürk 
– die Grenzen neu fest: Die zum damali-
gem Zeitpunkt mehrheitlich von Armeni-
ern bewohnte Hochebene Berg-Karabach 
wurde 1923 gegen den Willen der Arme-
nier als autonomes Gebiet der Unionsre-
publik Aserbaidschan zugeteilt. Alle Ver-
suche der Berg-Karabach-Region, Teil der 
armenischen Sowjetrepublik zu werden, 

Zum Konflikt zwischen Armenien und Aserbaidschan

scheiterten an der Moskauer Sowjetzentra-
le. Ungeachtet der Kritik an der damaligen 
Grenzziehung ist die sowjetische Entschei-
dung heute die völkerrechtliche Grundlage 
für die territoriale Zugehörigkeit Berg-Ka-
rabachs zu Aserbaidschan.

Im Jahr 1988 wurden schwere Gewalt-
akte von Aserbaidschanern an den in 
Berg-Karabach lebenden Armeniern be-
kannt, die die gesamte Region erschütter-
ten. Der 1994 von Russland ausgehandelte 
Waffenstillstand zwischen Armenien und 
Aserbaidschan beendete eine Gewaltspi-
rale, die rund 50.000 Menschenleben ge-
kostet hatte. Die Provinz Berg-Karabach 
deklarierte sich 1991 de facto als unabhän-
gige Republik Arzach. Dort leben ungefähr 
140.000 Einwohner. Sie ist seit der Flucht 
der rund 40.000 Aserbaidschaner heute 
fast hundert Prozent armenisch. Berg-Ka-
rabach nahm zudem mehrere Nachbarpro-
vinzen ein und besetzte damit faktisch fast 
15 Prozent aserbaidschanischen Territori-
ums. Bis zur Eskalation des Konflikts im 
Sommer 2020 kam es wiederholt zu Schar-
mützeln an den Grenzen, bei denen unge-
fähr 200 Menschen umkamen.

Der Freund des einen ist  
der Feind des anderen

Diese damals geschaffenen Fakten bilden 
die Ausgangslage des Konflikts. Wie viel-
schichtig dieser ist, sei an einigen Beispie-
len erläutert: 

Ohne staatliche Genehmigung darf 
weder ein Armenier nach Aserbaidschan, 
noch ein Aserbaidschaner nach Armeni-
en einreisen. Auch ein Besucher Aserbai-
dschans kann mit dem Einreisestempel des 
einen Landes nicht einfach in das andere 
Land einreisen. Eine von Aserbaidschan 
nicht genehmigte Einreise nach Berg-Ka-
rabach wird als Straftat geahndet. 

 Positive Berichterstattung über den je-
weils Anderen oder gar Freundschaften 
werden als eine Art Volksverrat betrach-
tet, dies gilt in der Regel auch für das brei-
tere Umfeld, was bedeutet: Der Freund 

eines Armeniers, gleich welcher Nationali-
tät, kann nicht auch der Freund eines Aser-
baidschaners sein und umgekehrt.

 Ein aserbaidschanischer Offizier, der 
2004 während einer Veranstaltung der 
NATO in Budapest einen armenischen 
Teilnehmer im Schlaf mit einer Axt ermor-
det hatte, wurde nach Auslieferung Un-
garns 2012 von Aserbaidschan begnadigt 
und fast zum Volkshelden erklärt. Hinge-
gen wurde der damals 76-jährige gefeierte 
Volksheld und berühmteste Schriftsteller 
Akram Aylishi 2013 dafür, dass er in sei-
nem neuen Buch „Steinerne Träume“ auch 
von aserischen (aserbaidschanischen) 
Gräueltaten sprach, staatlich entehrt und 
gesellschaftlich verfolgt und geächtet.

 In den historischen Wissenschaften 
beider Länder wird vielfach nachzuwei-
sen versucht, wer nun der eigentliche Be-
sitzer von Berg-Karabach ist. Dazu geht 
man zurück auf die Antike und führt eine 
Linie vor unserer Zeitrechnung auf, die 
sowohl auf der armenischen als auch auf 
der aserbaidschanischen Seite zu dem Er-
gebnis führt, das Berg-Karabach „urarme-
nisch“ oder „uraserbaidschanisch“ ist. So 
stellt etwa ein junger aserbaidschanischer 
Jura-Doktorand anhand der Analyse der 
armenischen Sprache und der Kiefermerk-
male von Armeniern fest, dass es sich um 
ein 800 vor Christus zugewandertes Volk 
im Gegensatz zu dem seit 2.000 vor Chris-
tus einheimischen aserbaidschanischen 
Volk handele. 

 Während Armenien die gewalttätigen 
Übergriffe 1988 in direkten Zusammen-
hang mit der Weiterführung des an ihnen 
verübten Völkermords im Jahre 1915 stellt, 
fordert Aserbaidschan dazu auf, den arme-
nischen Angriff auf Chodschali 1992 mit 
mindestens 500 Todesopfern weltweit als 
Genozid anzuerkennen. 

In 30 Jahren keinen Schritt vorwärts

Während des eingefrorenen Konflikts seit 
dem Waffenstillstandsabkommen von 
1994 haben sich die Gräben der Ablehnung 
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vertieft. Weder Armenien noch Aserbai-
dschan hat seine jeweilige Jugend zu ver-
söhnlicher Kommunikation erzogen, im 
Gegenteil. In Aserbaidschan hat sich das 
repressive und autokratische System der 
Familiendynastie Aliew nicht zuletzt mit-
hilfe des Feindbilds fest etabliert, während 
Armeniens Präsidenten am Status quo 
Berg-Karabachs nicht rütteln wollten. 

 Umso mehr überraschte die sanfte Re-
volution in Armenien von 2018 mit ih-
rem Anführer Nikol Paschinjan, der sich 
– wenngleich natürlich auch Nationalist – 
vor allem dem Kampf gegen Korruption, 
dem sozialen und demokratischen Aufbau 
im Land verschrieben hatte. Als moder-
ner demokratischer Revolutionär begeis-
terte er das Volk und insbesondere die Ju-
gend. Die deutsche Bundeskanzlerin wird 
ihren Antrittsbesuch bei ihm sicherlich nie 
vergessen, als er sich außerhalb des Proto-
kolls mit ihr auf die Straße begab und un-
ters Volk mischte. Die Kanzlerin wurde be-
geistert empfangen und viele wollten ein 
Selfie mit ihr erringen.

 Paschinjan überraschte zudem durch 
das Bekenntnis, dass er außenpolitisch in 

alle Richtungen offen sei und für ihn die 
türkische Anerkennung des Völkermords 
an den Armeniern keine grundsätzliche 
Rolle in den Beziehungen mit der Türkei 
spiele. Im April 2019 sagte er in seiner Rede 
in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates zum Berg-Karabach-Kon-
flikt: „Meiner Überzeugung nach ist der 
bloße Dialog zwischen den Führungsper-
sönlichkeiten nicht ausreichend, um das 
Problem zu lösen. Ebenso wichtig ist es, 
einen Dialog zwischen den Gesellschaf-
ten in Gang zu bringen, sodass wir unsere 
Gesellschaften auf Frieden und nicht auf 
Krieg vorbereiten“. Doch nur wenige Mo-
nate später verkündete er auf einer Kund-
gebung in der Hauptstadt Berg-Karabachs: 
„Karabach ist Armenien! Punkt!“

Woraufhin der aserbaidschanische Prä-
sident Aliew die Minsker Gruppe der Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE), die seit 1992 das 
Mandat zur friedlichen Konfliktlösung des 
Berg-Karabach-Konflikts innehat, scharf 
kritisierte, die Mission sei nach all diesen 
Jahren ergebnislos. Die OSZE führe nur 
Scheinverhandlungen. Für Aliew, und das 

hat er stets klar betont, komme nur eine 
Rückführung Berg-Karabachs in aserbai-
dschanisches Territorium oder eine mili-
tärische Lösung in Frage. Und tatsächlich 
rüsteten sowohl Armenien als auch Aser-
baidschan stetig auf, wobei das ressour-
cenarme Armenien dem ölreichen Aser-
baidschan mittlerweile stark unterlegen ist. 
Zudem steht der türkische Riese Aserbaid-
schan in dieser Frage immer klar und deut-
lich Gewehr bei Fuß.

 Wie schon zu Zeiten vor der Sowjetuni-
on ist das kleine Armenien in seiner Vertei-
digung auf die Schutzmacht Russland an-
gewiesen und daher auch Mitglied des von 
Russland geführten internationalen Mili-
tärbündnisses „Organisation des Vertrags 
über kollektive Sicherheit“ (OVKS). 

Wie kam es zu den  
aktuellen Gefechten?

Die derzeitigen militärischen Auseinan-
dersetzungen sind die heftigsten seit 2016. 
Umgehend riefen Papst Franziskus, der 
UNO-Generalsekretär, die EU, Russland, 
die USA, die Minsker OSZE-Gruppe und 
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auch die IGFM beide Parteien zum Waffen-
stillstand und zur Deeskalation auf, wäh-
rend die Türkei sofort ihre Bereitschaft er-
klärte, „der aserbaidschanischen Seite bis 
zum Schluss“ beizustehen.

 Nun drängen sich die Fragen auf, 
wie es soweit kommen konnte und war-
um der Waffengang nicht im Grenzgebiet 
Berg-Karabach, sondern viel weiter nörd-
lich, im Grenzgebiet Tawusch/Towus ent-
brannt ist?

 Es gibt dazu von beiden Seiten keine 
sonderlich aufschlussreichen Verlautba-
rungen. Beide Parteien bezeichnen den 
anderen als Aggressor und sehen sich in 
Verteidigungsposition. Begonnen hat es 
offenbar mit dem Beschuss eines aserbai-
dschanischen Militärjeeps, der sich un-
achtsam auf armenisches Terrain begeben 
habe. Fachleute beschäftigen sich bislang 
ergebnislos mit der Frage, ob doch ein grö-
ßerer Plan dahintersteckt. Aserbaidschan 
hat ein klar formuliertes Motiv, es möchte 
sein Territorium zurück und das seit nun-
mehr fast 30 Jahren. Nichts bewegt sich in 
diese Richtung. 

 Russland, oder vielmehr die OVKS, 
muss Armenien nur dann dem Bündnis-
vertrag zufolge beistehen, wenn dessen 
Landesgrenzen angegriffen werden. Wenn 
Aserbaidschan einen Krieg im Grenz-

bereich Berg-Karabachs beginnt, muss 
Russland nicht eingreifen, da es sich hier 
nach internationalem Recht um aserbai-
dschanisches Territorium handelt. Aber 
in Tawusch, nördlich von Berg-Karabach, 
müsste Russland eingreifen. Wenn Aser-
baidschan einen Kriegsanlass gesucht hät-
te, dann hätte es sich dafür wohl kaum Ta-
wusch als Schauplatz ausgesucht.

 Wäre hingegen Armenien der Kriegs-
treiber, hätte es sich einen Ort außerhalb 
Berg-Karabachs ausgesucht und sich da-
durch die militärische Unterstützung 
Russlands gesichert. Die Frage stellt sich, 
ob Armenien den Waffengang provoziert 
hat. Fest steht, dass Paschinjan noch im-
mer viele mächtige Gegner im Land hat 
und bislang noch keine durchschlagenden 
politischen Erfolge erzielen konnte. Die 
soziale Versorgung und das Gesundheits-
system sind in bedauernswertem Zustand, 
aktuell stark durch COVID-19 zusätzlich 
belastet. Auf seiner Seite gibt es zwar Mo-
tive, doch stehen die Kosten in keinerlei 
Verhältnis zum Nutzen, bedenkt man, was 
für ein Inferno ein Krieg in Armenien nach 
sich ziehen könnte. 

 Der bekannte russische Journalist und 
Fernsehmoderator, Maksim Schewtschen-
ko, denkt in eine andere Richtung. Er ist 
der Überzeugung, dass das Grenzgebiet 

Tawusch/Towus keinesfalls zufällig zum 
Austragungsort der militärischen Ausein-
andersetzung geworden ist, sondern ganz 
gezielt zur Schädigung der dort verlau-
fenden Südkaukasus-Erdgaspipeline an-
visiert wurde, die Erdgas aus dem kaspi-
schen Meer ins türkische Gasverteilernetz 
(bis nach Italien) pumpt. Er spricht von ei-
nem Krieg um Gewinnmaximierung aus 
Energieressourcen zwischen Russland und 
der Türkei.

Warum demonstrieren junge,  
moderne und gebildete Menschen 
für den Krieg?

Dass im Jahre 2020 in Aserbaidschan tau-
sende Menschen, darunter viele Jugendli-
che, auf die Straße gehen und diesen Krieg 
einfordern und Armenien mitsamt seinen 
Jugendlichen entschlossen dagegen hält, 
führt erschaudernd klar vor Augen, dass 
das bloße Einfrieren von Konflikten, ohne 
breite und intensive friedensfördernde 
Maßnahmen einen faulen und sträflichen 
Kompromiss darstellt.

Die Autorin ist promovierte  
Politikwissenschaftlerin und IGFM- 
Referentin für die Länder der ehemaligen 
Sowjetunion.

Gesetzentwurf über  
„ausländische Agenten“

NICARAGUA

Die Regierung Nicaraguas hat einen Ent-
wurf für ein „Gesetz zur Regulierung aus-
ländischer Agenten“ vorgelegt, mit des-
sen Hilfe Nichtregierungsorganisationen, 
Agenturen oder Einzelpersonen, die direkt 
oder indirekt Geld von ausländischen Re-
gierungen oder Körperschaften erhalten, 
kontrolliert werden sollen. Artikel 12 des 
Entwurfs verbietet unter Strafandrohung, 
dass „ausländische Agenten“ sich in „in-
nere Angelegenheiten“ des Landes einmi-
schen. Damit würde die Finanzierung un-

IGFM: Nicaragua folgt dem schlechten russischen Beispiel

abhängiger Medien staatlich kontrolliert. 
Menschenrechtsorganisationen würden 
ihre Unabhängigkeit verlieren.

Der Gesetzentwurf verlangt in Art. 4 zu-
dem eine "Registrierung externer Agenten".

Zuständig für die Überwachung und die 
Verhängung von Sanktionen wäre das In-
nenministerium. Nicaragua wird seit Jah-
ren wegen anhaltender Verletzungen der 
Menschenrechte kritisiert.

Im Juni 2020 forderte Michelle Bache-
let, UN-Menschenrechtskommissarin und 

ehemalige Präsidentin Chiles, die nicaragu-
anische Regierung auf, die Versammlungs-, 
Vereinigungs- und Meinungsfreiheit sowie 
die Unabhängigkeit der Medien zu respek-
tieren. Die nicaraguanische Regierung ig-
noriert üblicherweise solche „Einmischun-
gen von außen“. IGFM-Vorsitzender Edgar 
Lamm betont: „Die nicaraguanische Re-
gierung folgt hier dem unrühmlichen Bei-
spiel Russlands. Auch in Putins Reich wer-
den unabhängige NGOs als ausländische 
Agenten diffamiert und verfolgt.“
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Tribunal: Zwangsarbeit in 
politischer DDR-Haft

AUFARBEITUNG

Ergreifend und beklemmend – so wirken 
die Berichte ehemaliger politischer Gefan-
gener der DDR im Tribunal „Zwangsarbeit 
in politischer DDR-Haft“ auf den Zuhörer. 
Das Tribunal, ausgerichtet von der Union 
der Opferverbände kommunistischer Ge-
waltherrschaft (UOKG) in Kooperation 
mit der Internationalen Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM) und dem Men-
schenrechtszentrum Cottbus, fand vom 
11. bis 13. September 2020 am authenti-
schen Ort, nämlich in der Gedenkstätte 
Zuchthaus Cottbus statt. Gefördert wur-
de das Tribunal durch die Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, 
Professor Monika Grütters (CDU), MdB.

Nicht zur Verantwortung bekannt

Zwangsarbeit in politischer DDR-Haft hat 
es gegeben. Sie war menschenrechtswidrig, 
würdeverletzend und völkerrechtswidrig. 
Doch bis auf einige Ausnahmen bekennen 
sich weder Wirtschaft noch Politik zu ihrer 
Verantwortung. Im 30. Jahr der Deutschen 
Einheit sollte mit dem Tribunal dieses Ka-
pitel der deutschen Geschichte aufgearbei-
tet werden.

Durch vorherige Befragung ehemali-
ger politischer Gefangener und deren Aus-
wertung wurden folgende Wirtschaftsbe-
reiche als Einsatzstätten ausgemacht: 
Stahl- und Walzwerke, Chemiewerke, 
Möbelbau, Bergbau, Reichsbahn, Beklei-
dungs-, Schuh- und Wäscheherstellung bis 
hin zu diversen Montagearbeiten.

In den Einführungsreferaten wurden 
historische und aktuelle Vergleiche über 
den Einsatz von politischen Gefangenen 
in anderen Ländern gezogen, angefangen 
vom sowjetischen Gulag, in dem nach Ein-
schätzung von Marion Smith, Geschäfts-
führer von Victims of Communism Me-
morial Foundation mit Sitz in Washington, 

„Der Einsatz war systemrelevant.“

rund eine halbe Million Gefangene durch 
Zwangsarbeit ums Leben kamen. Im Lao-
gai, dem Zwangsarbeitssystem Chinas wird 
heute noch die Arbeitskraft von 40 bis 50 
Millionen Gefangenen ausgebeutet. Auch 
der von Kuba selbst gepriesene Einsatz von 
Ärzten im Ausland, insbesondere in La-
teinamerika und Afrika, seien Formen von 
Zwangsarbeit, weil die betroffenen Ärzte 
unter Druck gesetzt, wie Geiseln gehalten 
werden und kaum ein Mitspracherecht 
hinsichtlich Ort und Dauer des Einsatzes 
haben. Es wird ihnen zudem der größte 
Teil des Lohns abgenommen. Bada Nam, 
Generalsekretär der in Südkorea ansässi-
gen PSCORE, berichtete über Zwangsar-
beit in Nordkorea und den unmenschli-

chen Umgang mit den Gefangenen. Maria 
Nooke, die Beauftragte des Landes Bran-
denburg zur Aufarbeitung der Folgen der 
kommunistischen Diktatur in der DDR, 
informierte darüber, dass Haftfolgeschä-
den bei ehemaligen politischen Gefange-
nen bekannt seien und eine Studie darüber 
demnächst veröffentlicht werde. Der Un-
tersuchung zufolge beklagten 70 Prozent 
der Befragten psychische Schäden und un-
gefähr 60 Prozent körperliche Beschwer-
den. Birgit Neumann-Becker, Beauftragte 
des Landes Sachsen-Anhalt zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur, sagte, dass der Ein-
satz von Zwangsarbeitern systemrelevant 
war. Sie wurden, so Neumann-Becker, in 
Bereichen eingesetzt, die aus gesundheit-

VON KARL HAFEN
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lichen Gründen sonstige Bürger nicht aus-
üben konnten oder wollten.

Als Hausherrin und Geschäftsführerin 
des Menschenrechtszentrums begrüßte 
Sylvia Wähling die Gäste und erinnerte da-
ran, dass der Tagungsraum die frühere Pro-
duktionsstätte der Firma Pentacon auf dem 
Gefängnisgelände war. Die Gefangenen im 
Männerzuchthaus Cottbus, mehrheitlich 
politische Häftlinge, mussten dort für den 
Export bestimmte Kamerateile bearbeiten 
und montieren. Im Grußwort des Koope-
rationspartners Internationale Gesellschaft 
für Menschenrechte berichtete Karl Hafen, 
ehemaliger Geschäftsführender Vorsitzen-
der der IGFM, von einer Anhörung der 
IGFM im Jahre 1984 über politische Haft 
in der DDR. Das Thema Zwangsarbeit stell-
te einen Schwerpunkt der damaligen Be-
fragung ehemaliger politischer Gefangener 
dar. Er sehe dieses Tribunal als Fortsetzung 
der Aufklärungsarbeit darüber, wie politi-
sche Häftlinge bei Androhung von Zucht-
strafen wie etwa Absonderung in den Pro-
duktionsprozess der DDR eingebunden 
sowie bei Umgehung von Arbeitsschutz 
und Gesundheitsfürsorge ausgebeutet wur-
den. Dies geschah auch bei der Herstellung 
von Exportgütern, die von der Bundesre-

publik Deutschland aus in Auftrag gege-
ben worden waren. Niemand solle sich he-
rausreden, er habe es nicht wissen können.

Vierfache Normerfüllung gefordert

Die dreitägige Veranstaltung war so ge-
gliedert, dass am Freitag die Einführun-
gen in Form von Impulsvorträgen in das 
Thema stattfanden. Der Berliner Politik-
wissenschaftler und Theologe Christian 
Sachse referierte über die „Internationa-
le Bewegung gegen Zwangsarbeit und der 
Zeithistoriker Jan Phillip Wölbern von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung sprach über 
den Stand der wissenschaftlichen Unter-
suchungen zur „Zwangsarbeit politischer 
Häftlinge in der DDR-Diktatur“. Susan-
ne Kill, Leiterin Konzerngeschichte bei 
der Deutsche Bahn Stiftung, wartete mit 
dem Sonderthema „Häftlingsarbeit für die 
Deutsche Reichsbahn – Historische For-
schung und Erinnerungspolitik“ auf und 
gab Details der gesteuerten Ausbeutung 
preis. So setzte die Bahn pro Jahr in der 
DDR 500 Gefangene ein, wobei sie teilwei-
se bis zu 400 Prozent Übernormerfüllung 
forderte und es zudem zu schweren Unfäl-
len kam. Insbesondere im Reichsbahnaus-

besserungswerk Brandenburg-Görden, wo 
ausgediente Wagons zum Teil in Handar-
beit mit ungeeignetem Werkzeug von Ge-
fangenen zerlegt wurden, kam es immer 
wieder zu schwersten Verletzungen. Aus 
den achtziger Jahren sei eine offizielle Stu-
die bekannt geworden, die den Verant-
wortlichen der Bahn völlige Gleichgültig-
keit gegenüber Gefangenen bescheinigte.  

Der Samstag war der Tag der Befragung. 
Vor jeder Fragerunde stellte Christian 
Sachse Einsatzort und Beschäftigungsart 
vor und gab Einblicke in den Forschungs-
stand, in Details der jeweils beteiligten 
Haftanstalten und Informationen zur Zahl 
der eingesetzten Gefangenen. Es wurden 
insgesamt 14 Zeugen befragt.  

Stellvertretend für die 14 Zeugen lesen 
Sie hier zwei Aussagen. (Das gesamte Pro-
tokoll schicken wir Ihnen gerne auf An-
frage zu.) 

Als Zeuge für seinen Einsatz in der Be-
kleidungsindustrie wurde H. S. aufgerufen, 
der in der VEB Schuhfabrik Weißenfels 
für die Firma „Salamander“ produzier-
te. H. S. war Mitglied der Friedensbewe-
gung „Schwerter zu Pflugscharen“. Er wur-
de 1988 als Lehrer entlassen, weil er nicht 
gegen die Abzeichen „Schwerter zu Pflug-

Publikum in der Produktionshalle von Pentacon im Männerzuchtshaus Cottbus
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scharen“, die seine Schüler auf ihren Ja-
cken aufgenäht hatten, vorgehen wollte. 
Aus seiner Stasi-Akte konnte er später ent-
nehmen, dass die Staatssicherheit für die 
Zukunft seiner damals erst zwei Jahre al-
ten Tochter bereits ein Studierverbot erlas-
sen hatte. Er wurde 1988 verhaftet, gemäß 
der Paragraphen 219 und 220 und weite-
rer Bestimmungen verurteilt und 1989 ins 
Jugendhaus Halle verlegt. 

Rund um die Uhr Zwang  
und Schikane

Die Jury befragte ihn zu den allgemeinen 
Haft- und Arbeitsbedingungen. Der er-
scholl um vier Uhr morgens, Arbeitsbe-
ginn war um sechs Uhr. Der Arbeitsplatz 
befand sich im Gefängnis selbst. In den 
Versorgungsgängen des Kellers arbeite-
ten 600 kriminelle und 700 politische Ge-
fangene ohne Tageslicht und mit geringem 
Lampenlicht. Pro Schicht sollte jeder Ge-
fangene acht Paar Schuhe herstellen. Es 
gab keinen Handschuh zum Schutz vor 
den starken Garnen, die durch das Leder 
gezogen werden mussten. Vorrangig ging 
es nicht um Masse, sondern um Qualität, 
um Sauberkeit der Nähte. Schon nach we-
nigen Tagen Arbeit begann ein ständiger 
Prozess von Eiter, Blut und Schmerz durch 
die Fäden, die sich in die Hand einschnit-
ten. Steffen berichtete von einem sensib-

len Mitgefangenen, der jeden Tag geweint 
habe. Die Notdurft musste vor den Augen 
der Wärter verrichtet werden, es herrsch-
te allgemeines Redeverbot. Alles war, wie 
Steffen sagte, auf Erniedrigung und Verlet-
zung der Würde ausgelegt.

R. S. berichtete als Zeuge von seinem 
Einsatz in der metallverarbeitenden In-
dustrie. R. S. wurde als 15-Jähriger wegen 
Fluchtversuchs zu anderthalb Jahren Haft 
verurteilt, zu einer dreijährigen Bewährung 
ausgesetzt. Dennoch wurde er ins Jugend-
gefängnis Halle gebracht, das über eine 
Hundelaufanlage abgeschottet war. Die Ge-
fangenen waren in einem Alter von 14 bis 
18 Jahren. Er schilderte diese Zeit als bru-
tal, Zwang und Schikane rund um die Uhr. 
Er wurde bei dem VEB Metalldrücker Hal-
le eingesetzt und war mit der Herstellung 
von Beschlägen befasst. R. S. machte spä-
ter durch eine Anzeige gegen IKEA auf sich 
aufmerksam, Auftraggeber für Beschläge. 

Die Jury stellte Fragen zur Normerfül-
lung und zum Gefängnisalltag. Er berichte-
te, dass Wärter dabei zugeschaut hätten, wie 
kriminelle Mitgefangene ihn verprügelten, 
weil er die Norm nicht geschafft hatte: Bei 
Nichterfüllung wurde die gesamte Arbeits-
brigade bestraft. Er sprach von äußerst ver-
rohten kriminellen Mitgefangenen, die sich 
von den übrigen Häftlingen Chef nennen 
ließen und auch vor Vergewaltigung nicht 
zurückschreckten. In der Folge verstüm-

melten sich Gefangene selbst. Einmal in 
der Woche gab es Staatsbürgerkunde und 
ein bisschen Metalllehre. Niemand habe 
sich mit Blick auf den Strafkatalog getraut, 
die Arbeit zu verweigern: Marschieren bis 
zum Umfallen, Entengang über Treppen 
oder Einkaufsverbot und andere Strafen. 
R. S. sagte, die Gefangenen seien von allen 
Informationen abgeschnitten worden, sie 
hätten nicht gewusst, was sie und für wen 
sie produzierten. Aber es sei ihnen aufge-
fallen, dass alles sehr sauber und weiß war. 

2012 berichtete die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Ernst & Young in einem 
Untersuchungsbericht, dass die schwedi-
sche Firma IKEA in Produktionsstätten in 
der DDR Zubehörteile fertigen ließ. Da-
bei wurden Strafgefangene eingesetzt, un-
ter ihnen auch politische Gefangene. Nach 
Bekanntwerden versicherte IKEA, sich an 
einem Fonds zu beteiligen, machte aber 
ihre Beteiligung von der anderer Firmen 
abhängig. Somit blieb es bis heute bei lee-
ren Versprechungen.

Ergebnis der mehrstündigen Beratung der 
Jury am Sonntag war die „Cottbusser Er-
klärung zur DDR-Zwangsarbeit vom 13. 
September 2020“. Die Erklärung schicken 
wir Ihnen gerne auf Anfrage zu. Sie finden 
sie auch im Internet unter: https://www.
igfm.de/deutschland-cottbusser-erklae-
rung-zur-ddr-zwangsarbeit/

Gruppenfoto Jury, Zeitzeugen und Experten
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Der Verein Menschenrechtszentrum Cott
bus (MRZ) wurde im Oktober 2007 ge-
gründet. Die meisten Mitglieder des Ver-
eins sind politische Gefangene der DDR, 
die im Zuchthaus Cottbus einsaßen und 
nicht mit Hass auf das erlittene Unrecht 
zurückblicken. Der Versöhnungsgedanke 
trägt die Arbeit des Vereins.

In dem 1860 eröffneten „Königlichen 
Centralgefängnis“ wurden während des 
Nationalsozialismus wie auch in der Zeit 
der DDR zahlreiche politische Gegner 
der NS-Terrorherrschaft und später der 
SED-Diktatur inhaftiert. Als heutiger Ort 
des Gedenkens ist die Haftanstalt ein Bei-
spiel bürgerschaftlichen Engagements. Im 
Mittelpunkt stehen die politisch Verfolg-
ten, denen in der Vergangenheit Unrecht 
angetan wurde. 

Seit Mai 2011 ist der eingetragene Ver-
ein Eigentümer des einstigen Gefängnisses 
an der Bautzener Straße und betreibt dort 
die Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus. Zen-
trales Anliegen der ehemaligen politischen 
Häftlinge ist es, zu erinnern und zu mah-
nen. Besucher sollen durch die anschauli-
che Darstellung früheren Unrechts für die 
Werte einer freiheitlich-demokratischen 
und rechtsstaatlichen Gesellschaft sensibi-
lisiert werden. Über die Gedenkstättenent-
wicklung entscheidet der Vereinsvorstand, 
dem zur Hälfte ehemalige politische Ge-
fangene angehören.

Zu den Zielen und Aufgaben des Ver-
eins zählen die Unterstützung von ehema-
ligen Häftlingen bei der Recherche von Ak-
ten, individuelle Gespräche und Interviews 
mit Zeitzeugen sowie die Dokumentation 
und Forschung zum Haftort Cottbus. In 

Aus der Erinnerungslandschaft 
Deutschlands nicht mehr  
wegzudenken

MRZ COTTBUS

VON SYLVIA WÄHLING

Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus in Denkmalliste 
des Landes Brandenburg aufgenommen

der Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus fin-
den regelmäßig öffentliche Veranstaltun-
gen statt, wie etwa Lesungen, Podiums-
diskussionen, Filmvorführungen und 
Konzerte sowie Bildungsveranstaltun-
gen für Schulklassen und weitere Jugend-
gruppen, die im weitesten Sinne früheres 
und heutiges Unrecht, Demokratie und 
Menschenrechte zum Thema haben. Das 
MRZ versteht sich als Menschenrechts-
verein und betreibt darüber hinaus aktive 
Menschenrechtsarbeit bei den Bildungs-
veranstaltungen und vor Ort, so auch im 
Nordirak. Das einstige größte politische 
Gefängnis der DDR ist heute ein Ort histo-
risch-politischer Bildung, ein Ort der Auf-
arbeitung von Unrecht, des bürgerschaftli-
chen Engagements und der Kultur. 

Ehemalige Häftlinge als  
Eigentümer der Anstalt

Die Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus ist 
ein ungewöhnliches Projekt, denn sie ist 
nicht staatlich, sondern in privater Hand. 
Die Hälfte der Kosten werden von der Be-
auftragten der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien, dem Land Brandenburg 
und der Stadt Cottbus finanziert. Priva-
te Spender und Firmen tragen allerdings 
dazu bei, dass der Verein 160.000 Euro 
jährlich aufbringt, um die Betriebskosten 
zu bezahlen. Da der Verein Eigentümer 
des gesamten Gefängnisareals und Betrei-
ber der Gedenkstätte ist, sind die Mitglie-
der des Vereins, folglich auch die ehema-
ligen Häftlinge, Eigentümer ihres eigenen 
Gefängnisses. Das ist wohl einzigartig, dass 
Häftlinge ihr Gefängnis kaufen, um darin 
über Menschenrechte zu sprechen.

Nach dem Erwerb der einstigen Haft-
anstalt im Jahr 2011 konnte es endlich los-
gehen: Mit Hilfe der erwähnten Unterstüt-
zer wurden die Sanierung des "Hafthauses 
I" und eine Teilsanierung des Torhauses 
realisiert. Durch die Rekonstruktion von 
Zellen in der 2. Etage der Gedenkstätte 
können sich Besucher heute einen Ein-
druck verschaffen, unter welch inhuma-
nen Bedingungen Menschen zur Zeit der 
SED-Diktatur im Zuchthaus Cottbus in-
haftiert waren. 

Seit 2012 hat das MRZ drei eigene 
Ausstellungen erarbeitet und wechseln-
de Sonderausstellungen zu verschiede-
nen Themen gezeigt. Die Dauerausstel-
lungen „Karierte Wolken – politische Haft 
im Zuchthaus Cottbus 1933–1989“ sowie 
„HAFT – ZWANG – ARBEIT im Zucht-
haus Cottbus 1933–1989“ zeigen typi-
sche Beispiele politischen Unrechts aus 
der Zeit der NS-Terrorherrschaft und der 
SED-Diktatur. Die Menschenrechte bilden 
den Kern dieser Cottbuser Dauerausstel-
lungen. Über das Schicksal von politischen 
sowie aus politischen Gründen kriminali-
sierten Häftlingen hinaus können sich Be-
sucher hier mit dem Streben nach Ver-
wirklichung von Menschenrechten, deren 
Unterdrückung, aber auch Beachtung aus-
einandersetzen. 

Den Außenbereich der Gedenkstät-
te sowie die wechselvolle Geschichte des 
22.000 Quadratmeter großen Geländes seit 
der Erbauung der ersten Gebäude bis zur 
heutigen Nutzung durch das Menschen-
rechtszentrum Cottbus können sich Besu-
cher mit Hilfe der Dauerausstellung „Ver-
gangen, nicht vergessen – Das Zuchthaus 
Cottbus im Spiegel der Zeiten“ selbst er-
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schließen. Allen Ausstellungen ist gemein-
sam, dass in Zitaten besondere Erlebnisse, 
Gedanken und Gefühle ehemaliger In-
haftierter aus der Zeit der NS-Terrorherr-
schaft und der SED-Diktatur wiedergege-
ben werden. Damit sollen die Stimmen der 
Menschen, die aus politischen Gründen 
Unrecht erfahren haben, an diesem eins-
tigen Unrechtsort für die Nachwelt erhal-
ten bleiben.

Ansporn zur Auseinandersetzung 
mit Geschichte

Als außerschulischer Lernort mit zweifa-
cher Vergangenheit (Nationalsozialismus/
DDR) bietet die Gedenkstätte Zuchthaus 
Cottbus beste Voraussetzungen, um das 
historisch-politische Interesse jugendli-
cher Besucher zu wecken und zu fördern. 
Das Erleben der weitläufigen historischen 
Gefängnisanlage mit Zellentrakt, Arrest-
bereich und mehreren Dauerausstellun-
gen schärft ihr geschichtliches Bewusst-
sein und motiviert sie zur eigenständigen 
Auseinandersetzung mit der Geschichte. 

Im Mittelpunkt der Bildungsarbeit ste-
hen die Mechanismen der Herrschaft in 
Diktaturen und der repressive Umgang mit 
politischen Gegnern unter Missachtung 
der Menschenrechte. Diese Themen er-
schließen sich durch die Beschäftigung mit 
dem historischen Ort, mit Text- und Sach-
quellen sowie – für die Zeit der SED-Dikta-
tur – durch die Begegnung mit Zeitzeugen. 
Dabei wird die Vergangenheit nie isoliert 
betrachtet, sondern in Bezug zu heutigen 
Menschenrechtsverletzungen, zu Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit weltweit ge-
setzt.

An mehreren Stellen der Gedenkstätte 
finden die Besucher die Ergebnisse der kre-
ativen Werke von Cottbuser Jugendlichen, 
wie Filme, Gedichte, Texte, Zeichnungen, 
Fotos und Skulpturen, die im Rahmen 
von Kunst- und Schreibworkshops ent-
standen sind. Dabei geht es um die Ausei-
nandersetzung mit Fragen nach Freiheit, 
Gefühlen, Ungewissheit, Gefangenschaft, 
Gesellschaft, Ausbeutung, Fremd- und 
Selbstbestimmung. 

Am 10. Dezember 2015, dem Interna-
tionalen Tag der Menschenrechte, wur-
de dem Menschenrechtszentrum Cottbus 
e.V. in Anwesenheit der geistlichen Leitung 
der Kathedrale von Coventry, der deut-

schen Nagelkreuzgemeinschaft als auch 
der Evangelischen Landeskirche (EKBO) 
in einem feierlichen Gottesdienst das Na-
gelkreuz von Coventry verliehen. Damit ist 
das Menschenrechtszentrum Cottbus Mit-
glied der weltweiten Nagelkreuzgemein-
schaft, die für Versöhnung eintritt. Wie in 
knapp 70 anderen Orten in Deutschland ist 
das MRZ als Nagelkreuzzentrum ein Ort 
des regelmäßigen Gebets. Hier finden Na-
gelkreuzandachten an jedem ersten Mitt-
woch im Monat statt. Die Fürbitten gelten 
besonders den Menschen, die unter den 
Spätfolgen der kommunistischen Dikta-
tur leiden und/ oder auch heute noch im-
mer unter diktatorischen Bedingungen in 
Gefängnissen inhaftiert sind.

Der jahrelanger Kampf des Menschen-
rechtszentrums Cottbus als Eigentümer 
und Träger der Gedenkstätte um die An-
erkennung der Bedeutung des ehemali-
gen Gefängnisses an der Bautzener Stra-
ße in Cottbus für die deutsche Geschichte, 
Wissenschaft und den Städtebau wurde im 
Sommer 2020 belohnt. Denn im August 
ist die Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus in 
die Denkmalliste des Landes Brandenburg 
aufgenommen worden. In seiner Begrün-
dung für die Beurteilung des Denkmals 
schrieb abschließend das „Brandenbur-
gische Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologische Landesmuseum“ (Zos-
sen): „Neben der Einbindung von Zeit-
zeugen (DDR) und der Sichtung von Ar-
chivalien (NS und DDR) zur Klärung der 
Ereignisgeschichte müssen hierfür bauli-
che Zeugnisse und Spuren der Verwah-
rung und Zwangsarbeit als Beleg für den 
entwürdigenden und menschenverachten-
den Umgang des DDR-Regimes mit non-
konformen Mitbürgern aufgedeckt, ge-
sichert und detailliert erforscht werden.“ 
Die Nachricht hat unter zahlreichen ehe-
maligen politischen Häftlingen und Mit-
gliedern des Vereins für große Freude und 
Bestätigung der bisherigen Arbeit gesorgt. 

Aufgrund ihrer Andersartigkeit ist 
die Gedenkstätte Zuchthaus Cottbus aus 
der Erinnerungslandschaft Deutschlands 
nicht mehr wegzudenken. Die Bestätigung 
hierfür wird sein, wenn in naher Zukunft 
im Rahmen der Novellierung des Stasi-
unterlagengesetzes, die kurz vor der Ver-
abschiedung steht, eine neue Außenstelle 
des Bundesbeauftragten für die Stasiunter-
lagen im ehemaligen Gefängnis in Cottbus 
eingerichtet wird. Wer hätte dies im No-
vember 1989 gedacht? 

Seit beinah fünf Jahrzehnten enga-
giert sich Wolfgang Link aus Gen-
genbach für Menschenrechte, ins-
besondere Religionsfreiheit, in der 
IGFM. Im Jahr 2007 gründete er so-
gar eine eigene Stiftung, die Stepha-
nus-Stiftung für verfolgte Christen, 
mit Sitz in Frankfurt/Main. Drei Jahr-
zehnte nach dem Scheitern der Sow-
jetunion und ihrer Satellitenstaaten, 
und nachdem Ost und West in Euro-
pa wieder zusammenwachsen konn-
ten, versteht er nicht die Verehrung der alten Idole. Es sind die Verant-
wortlichen für den Roten Terror, die heute noch gewürdigt werden. In 
seinem 48-seitigen Band „Die Pforten der Hölle werden sie nicht über-
wältigen“ rückt er die wahren Helden ins Rampenlicht: Er hat dazu „Zeug-
nisse von Bekennern und Märtyrern“ als „leuchtende Vorbilder, die Licht 
in der Dunkelheit erstrahlen lassen und letztendlich die Macht der Fins-
ternis besiegen“, zusammengestellt. 

Wolfgang Link, „Die Pforten der Hölle werden sie nicht überwältigen“, 
Books on Demand, 2020, 48 Seiten, 6,99 Euro.

INFORMATIONEN
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Vor allem koptische Müllsammler, auf 
Arabisch „Zabbalin“, leben in Kairos 
Abfallverwertungsviertel Moytama-
deia. Sie werden ausgegrenzt und miss-
achtet. Der Geograph Sebastian Dra-
binski schildert deren Situation: „Ohne 
Schutzkleidung und oftmals ohne Was-
seranschluss am Arbeitsplatz findet man 
nicht selten ganze Großfamilien und 
auch Kleinkinder bei ihrer täglichen Ar-
beit im stinkenden Müll.“

Drabinski arbeitet als Projektleiter bei der 
„Kooperative zur Entwicklung der Umwelt 
in Moytamadeia“. Sie wurde 1981 von der 
deutschen Ordensschwester Maria Grabis 
gegründet. Etwa 90 Prozent der Bewoh-
ner sind Kopten, die Übrigen Muslime, wie 
Drabinski im IGFM-Interview berichtet. 
Zur koptischen Mar-Girgis-Gemeinde in 
Moytamadeia zählen etwa 5.000 Familien. 
Es leben dort somit wohl mehr als 20.000 
Menschen. Etwa 5.000 bis 10.000 Personen 
arbeiten im Abfallrecycling.

Die einzige Schule dort ist privat. Sie 
muss Gebühren verlangen. Viele Eltern 
können jedoch nicht das Schulgeld von 
etwa 200 Euro pro Jahr aufbringen. Der 
Staat ist dort nicht präsent, etwa um Schu-
len zu bauen. Trotz staatlicher Schulpflicht 
besuchen hier vermutlich viele Kinder kei-
nen Unterricht. Sie müssen auch oft bei der 
Abfallarbeit helfen. In den neunziger Jah-
ren erreichte Schwester Maria Grabis, dass 
die Gegend an Wasserversorgung und Ka-
nalisation angeschlossen wurde.

 „Die Arbeitsbedingungen sind scho-
ckierend, einfach katastrophal. In den Sor-
tierbereichen sah ich schon eine Mutter mit 
fünf kleinen Kindern, die ihr Frühstück im 
Müll einnahmen, oder bei anderer Gele-
genheit eine Mutter, die ihren Kindern ab-
genagte Knochen aus einer Tüte in den Ab-
fällen reichte“, sagt Drabinski. 

Die „Zabbalin“ leisten dabei eine sehr 
wertvolle Arbeit. Sie recyceln schätzungs-
weise ein Drittel des gesamten Mülls in Kai-

Christen im Müllviertel Kairos
ÄGYPTEN

VON MICHAEL LEH

PROJEKTARBEIT

Ausgrenzung noch bitterer in Zeiten der Krise

Sehr viel, sehr viel hilft uns die Lebensmitteltasche.  
Durch Corona wurde unser Leben wirklich schwierig.

Nadia A., Christin aus Moy-
tamadeia, ist 43 Jahre alt und 
hat vier Kinder. Zwei von ih-
nen studieren schon, das 
jüngste Kind, eine Tochter, 
ist erst 13 Jahre alt. Die Fa-
milie lebt seit Frühjahr 2020 
von den Gelegenheitsjobs des 
Vaters, der derzeit Fisch ver-
kauft. Vor Ausbruch der Pan-
demie trug noch der älteste 
Sohn, der als Friseur arbei-
tet, zum Familieneinkommen 
bei. Der Lockdown ließ diese 
Geldquelle versiegen
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Der Inhalt hilft uns zu 
überleben. Die Tasche 
ist eine große Hilfe.
Der christliche Ägypter  
Ghatas Y. (55) aus Moytamadeia, 
hätte wegen der COVID-19-Pan-
demie fast nichts mehr zum Le-
ben gehabt. Lebensnotwendige 
Nebeneinkünfte, die er aus Gele-
genheitsjobs bezog, entfielen mit 
Beginn des Lockdowns. Sein Lohn 
als Hausmeister reichte nicht aus. Und 
auch diese Summe hätte sein Arbeitge-
ber fast nicht mehr aufbringen können: 
Spender kommen für sein Monatsge-
halt auf. Seine Familie wird nun zudem 
mit Lebensmitteltaschen versorgt, die 
gesponsert werden. 

»
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Das Recht auf ein faires Verfahren
UKRAINE

Inwiefern Gerichtsverfahren in der Ukrai-
ne fair ablaufen und Menschenrechtsstan-
dards entsprechen, beschäftigt seit dem 
Jahr 2017 die ukrainische Sektion der In-
ternationalen Gesellschaft für Menschen-
rechte (IGFM). Dazu beobachtet sie im 
Rahmen eines Projekts, das das Auswär-
tige Amt in Berlin finanziell fördert, Ge-
richtsverfahren und dokumentiert ihre Er-
kenntnisse. Die deutsche Sektion der IGFM 
unterstützt sie dabei. Die Idee zum Projekt 
entstand vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, dass Anwälte und Vertreter der Zivil-
gesellschaft in „politisch motivierten“ Straf-
verfahren Menschenrechtsverletzungen 
gemeldet hatten. Die IGFM reagierte zu-
dem auf das Interesse der Weltöffentlichkeit 
an der Reform des Justizsystems, die die uk-
rainische Regierung initiiert hatte.

Während dieser Arbeit bemühten sich 
die IGFM-Experten unter Leitung der 
Rechtsanwältin Anastasija Alekseyeva, 
mit der Verteidigung, den Richtern und 
Staatsanwälten zu kommunizieren und 
sich auf offizielle Dokumente (Gerichts-
entscheidungen, Rechtsmittel der Partei-
en usw.) zu stützen, die von beiden Seiten 
des Verfahrens zur Verfügung gestellt wur-
den. Darüber hinaus war die Kommunika-
tion mit Angehörigen der Angeklagten ein 

ro. Weder vom Staat noch von der Gesell-
schaft erfahren sie Wertschätzung. Trotz 
ihrer Lebensumstände sind diese Men-
schen „positiv gestimmt und gastfreund-
lich“. Weil sie wenig Bildung erhalten und 
im Schmutz leben, blicken viele Ägypter 
auf sie herab. Die Schweinezucht, die es in 
den Müllvierteln gibt, ist dafür ein weite-
rer Grund.

Vor zehn Jahren wurden unter dem 
Vorwand der Schweinegrippe tausende der 
Tiere getötet: „Es hat zwar nie in Ägypten 
ein Schwein die Schweinegrippe auf den 
Menschen übertragen. Trotzdem gilt na-
türlich das Tier im Islam als unrein. So war 
das Auftreten der Schweinegrippe die Ge-
legenheit, sie loszuwerden und den hartge-
sottenen Islamisten etwas zu geben.“

Auch bei besonderen Krankheitsfällen 
hilft die Kooperative: „Die Leute dort ha-
ben in der Regel keine Krankenversiche-
rung. In solchen Fällen muss die Familie 
losziehen und Geld erbetteln, bei der Kir-
che, bei Nachbarn und bei Organisatio-
nen wie uns. Die öffentliche medizinische 
Versorgung ist dramatisch, wenn die Pati-
enten über keine finanziellen Mittel ver-
fügen. Wir haben in der Schule zum Bei-
spiel Kinder, die kaum sehen können. Der 
Staat sorgt nur für ihre Impfungen. Oft-
mals nehmen Krankheiten daher einen 
schweren Verlauf oder werden chronisch.“ 

Die IGFM unterstützt die Lieferungen von 
Hilfspaketen sowie die Schul- und Weiter-
bildung der jungen Menschen. 

Dokumentation 2019 über das Monitoring von 18 Gerichtsverfahren
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Der Lockdown aufgrund der Coro-
na-Pandemie hat die Lage für die Zabba-
lin noch verschlimmert: „Viele Menschen, 
die dort leben, sind Tagelöhner und leben 
so von der Hand in den Mund. Je nachdem, 
welche Route sie abfahren, finden sie jetzt 
auch weniger Abfälle vor: Ein Hotel in Kai-
ro, das keine Gäste mehr beherbergt, pro-
duziert auch keine Abfälle mehr.“ 

Auf die Frage nach den Hilfen durch die 
„Kooperative“ erklärt Drabrinski: „Monat-
lich erhalten durch uns, die Environmen-
tal Development Association Moytama-
deia (EDAM), 100 Familien ein Hilfspaket 
zu umgerechnet je 14 Euro mit Grundnah-
rungsmitteln: Öl, Reis, Nudeln, verschiedene 
Teesorten.“ Es gibt darüber hinaus Alpabeti-
sierungskurse, Schulhilfen, Nähwerkstätten.
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wichtiger Bestandteil des Überwachungs-
prozesses. Jeder Bericht wurde auf unse-
rer Online-Informationsplattform www.
humanrights-online.org veröffentlicht 
und an Politiker und Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens in den EU-Ländern, 
an ukrainische Anwälte und Menschen-
rechtsverteidiger sowie an Vertreter der 
OSZE-Überwachungsmission in der Uk-
raine und andere Interessenten verteilt.

Die Beobachter – ein Team aus Vollju-
risten und Referendaren mit einem quali-
fizierten Abschluss – stellten im Zuge ihrer 
Untersuchungen diverse Mängel fest, die 
von Manipulation bis hin zu körperlichen 
Angriffen reichten. Im Einzelnen doku-
mentierten die Beobachter folgende Ver-
suche, auf Verfahren, Beteiligte und Urteil 
Einfluss zu nehmen (Auszug aus der Liste):

Vertreter der Staatsanwaltschaft blo-
ckierten wiederholt die Beweisprüfung 
während des Prozesses. Anstatt die Bewei-
se, die sie gesichert hatten, ins Verfahren 
einzuführen, legten sie zunächst nur Pro-
tokolle aus dem Beweissicherungsverfah-

ren vor. Geständnisse, die auf Video auf-
gezeichnet worden waren, wurden mit der 
Begründung nicht mehr verwendet, dass 
die Öffentlichkeit davon Kenntnis erhal-
ten habe. Die Staatsanwaltschaften behin-
derten die Verteidigung, indem sie ihr Be-
weise vorenthielten – trotz ausdrücklicher 
Aufforderung, sie vorzulegen.

Zu lange hinter Gittern gelassen

In einem Verfahren wegen Steuerhinter-
ziehung wurden Angeklagte über die Beu-
gehaft hinaus oder bis zur Erfüllung ihrer 
festgesetzten Kaution in Haftanstalten fest-
gehalten. Vier Angeklagte wurden nur für 
kurzfristige Inhaftierungen in Gefängnis-
sen festgesetzt, und mit der Begründung, 
sie seien ja nur vorübergehend in Haft, 
wurde ihnen der Zugang zu medizinischer 
Versorgung und anderen Leistungen ver-
weigert. 

Angeklagte wurde zum Zeitpunkt des 
Beginns der Verhandlung nicht in den Ge-
richtssaal gebracht, während Richter und 

andere Teilnehmer des Verfahrens bereits 
dort anwesend waren. Der Verteidiger des 
Journalisten Muravitzky – die IGFM be-
richtete über seinen Fall in der Zeitung 
„Für die Menschenrechte“ – musste nach 
kurzfristiger Verlegung des Verfahrens-
standortes eine lange Strecke zurückle-
gen, um dort nach seiner Ankunft von der 
Verschiebung des Verfahrens zu erfahren. 

In fast allen Fällen, die die IGFM do-
kumentierte, wurden die Angeklagten in 
Gewahrsam gehalten. In einem Fall wurde 
der Angeklagte unter Hausarrest gestellt, 
im zweiten Fall wurde der Angeklagte 
aufgrund des Austauschs von Gefangenen 
zwischen den ukrainischen Behörden und 
den Vertretern der Ostukraine freigelas-
sen, jedoch nicht durch Entscheidung des 
Gerichts.

Die IGFM-Beobachter dokumentier-
ten Druck von außen auf Verfahrensbe-
teiligte. So wurde der Richter, der einen 
Angeklagten, statt ihn zu inhaftieren, un-
ter Hausarrest gestellt hatte, durch Maß-
nahmen örtlicher Autoritäten, unter an-

Gruppenbild mit Vertretern von Anwaltsvereinen, die sich am Monitoring beteiligt haben
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derem durch das Büro des Staatsanwalts 
und eines ukrainischen Abgeordneten, aus 
dem Amt entfernt. In einem anderen Fall 
wurde der Gerichtssaal von einer unbe-
kannten Gruppe von Personen unter An-
drohung von Gewalt blockiert, die sich 
weigerten, Richter aus dem Raum zu ent-
lassen, bis sie ihre Entscheidung zulasten 
des Angeklagten geändert hatten und er 
weiter in Haft blieb. In anderen Fällen wur-
den Verteidiger im Gerichtsgebäude von 
radikalen Aktivisten angegriffen, sodass 
sie ihren Pflichten zur Verteidigung nicht 
nachkommen konnten. 

In den Jahren 2018 und 2019 doku-
mentierten die IGFM-Beobachter die 
Verfahren, analysierten ihre Abläufe und 
Rechtsverstöße. Sie trugen die Ergebnis-
se Politikern, Richtern, Staatsanwälten, 
Verteidigern und deren Berufs- und Stan-
desverbänden in der Ukraine sowie euro-
päischen Institutionen bis hin zum Euro-
päischen Menschenrechtsgerichtshof vor. 
Im laufenden Programm wurden alleine 
zwischen 2019 und 2020 mehr als 250 Ge-
richtsverfahren beobachtet. In einem Ver-
fahren – Melnik gegen Ukraine – strengen 

„Erzähl mir etwas über den Krieg“
ÖSTLICHE PARTNERSCHAFT

Vor 75 Jahren, am 8. Mai 1945, ist der Zwei-
te Weltkrieg offiziell beendet worden. Der 
Gedenktag in diesem Jahr gab Anlass, Ur-
sache, Schuld und Folgen mit Politikern, 
Historikern und Zeitzeugen etwa in Fern-
sehrunden oder Zeitungssonderbeilagen 
zu behandeln. In fast allen Auftritten wur-
de die westliche Sicht präsentiert, Kriegs-
opfer und Kriegsteilnehmer aus Gebieten 
der ehemaligen Sowjetunion kamen sel-
ten oder gar nicht zu Wort. Der Interna-
tionalen Gesellschaft für Menschenrechte 
(IGFM) war das im Sinne der Völkerver-
ständigung und der Verständigung von 
Mensch zu Mensch zu wenig. Im Rahmen 
der Projektreihe über die Östliche Partner-
schaft (ÖPR), in der die IGFM mit ihren 
Sektionen in Armenien, Aserbaidschan, 

Zeitzeugen-Appell für den Frieden

Belarus (Weißrussland), Georgien, Mol-
dau, Ukraine und zusätzlich mit der rus-
sischen Sektion zusammenarbeitet, lautete 
der Auftrag: Mitwirkung bei der Erstellung 
eines Regieplans für ein gemeinsames Vi-
deo „Erzähl mir etwas vom Krieg“, Auf-
zeichnung von Kurzinterviews mit Zeit-
zeugen des Zweiten Weltkriegs, Erstellung 
von professionell nutzbarem Videomateri-
al für einen gemeinsamen Videofilm. Die 
Projektreihe der IGFM läuft nun bald im 
siebten Jahr; sie wird aus Mitteln des Aus-
wärtigen Amtes in Berlin gefördert.

Ausgangssituation

In der Sowjetunion wurde die Geschichte 
des Zweiten Weltkriegs als Sieg gegen die 

Faschisten, als der Große Vaterländische 
Krieg glorifiziert und als Solidarisierungs-
faktor für die Sowjetmacht missbraucht. 
Abweichende Geschichtsbilder waren un-
zulässig. Die Vergangenheitsbewältigung 
ist heute ein wichtiger Identitätsfaktor 
für die Nachfolgestaaten der UdSSR. In 
dem Projekt geht es der IGFM nicht um 
simple Schuldzuweisungen, sondern um 
das Verständnis für gesellschaftliche und 
machtpolitische Prozesse, Entstehung und 
Entwicklung von inner- und zwischen-
staatlichen Konflikten, von menschlichem 
Leid und unmenschlichen Abgründen. 
Die Sektionen selbst sind unterschiedli-
chen Voraussetzungen und Strukturen un-
terworfen: Die Mitglieder in Weißrussland 
sind strenger reglementiert als beispiels-

die Beobachter eine Intervention des Eu-
ropäischen Menschenrechtsgerichtshofs 
an, nachdem der Angeklagte sechs Jahre 
in Untersuchungshaft festgehalten wur-
de und das bislang zuständige ukrainische 
Gericht zwei Entscheidungen des Euro-
päischen Menschenrechtsgerichtshofs ig-
noriert hat.

Erste Erfolge

Bei Redaktionsschluss Ende 2020 können 
wir feststellen, dass das Monitoring über-
wiegend zu positiven Reaktionen geführt 
hat: Inzwischen dürfen – im Vergleich zu 
2017 und 2018 – in vielen Gerichtsver-
handlungen Angeklagte neben ihren Ver-
teidigern sitzen und werden nicht mehr 
in Käfigen festgesetzt (siehe auch unseren 
Appell in der Zeitung „Für die Menschen-
rechte“ August 2020 gegen die obligatori-
sche „Käfighaltung“ von Untersuchungs-
gefangenen). Das ist einer der größten 
Erfolge des Projekts. In vielen Fällen poli-
tisch motivierter Anklagen wurden Ange-
klagte gegen Kaution oder Hausarrest aus 
der U-Haft entlassen. Während auf natio-

naler Ebene Gerichte immer noch die Öf-
fentlichkeit offiziell ausschließen können, 
erlauben regionale Gerichte zunehmend 
öfter die Beobachtung durch Juristen der 
IGFM. In einzelnen Fällen streben Rich-
ter die Zusammenarbeit an, um gemein-
sam die Menschenrechtsstandards in den 
Verfahren zu verbessern. Die Justiz öffnet 
sich, weil sie erkennt, dass die IGFM kein 
Feind der Gerichte ist.

Die Botschaft der IGFM-Beobachter 
ist, dass sich die positive Entwicklung nur 
durch eine permanente Beobachtung fort-
setzen lässt. Die Justiz in Osteuropa und 
speziell in der Ukraine ist ein dynamisches 
System, das sich hauptsächlich aus politi-
schen Gründen ständig ändert. Immer ist 
es noch so, dass viele Richter in Ruhe ge-
lassen werden möchten, damit sie ohne Be-
obachtung „auf die alte und übliche Weise“ 
Gerichtsverfahren durchführen können. 
Das nächste Vorhaben besteht darin, die 
Erfahrungen, das Wissen und die gesam-
melten Informationen durch Bildungspro-
gramme mit Richtern und Anwälten und 
insbesondere mit den angehenden Juris-
ten zu teilen.
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weise in Georgien, die Mitglieder in Ar-
menien und Aserbaidschan sehen sich ak-
tuell mit Krieg konfrontiert. Im Vorstand 
der ukrainischen Sektion arbeitet der Di-
rektor der Gedenkstätte Babyn Jar mit 
(benannt nach der Schlucht bei Kiew als 
Schauplatz des größten einzelnen NS-Mas-
sakers an der jüdischen Bevölkerung), der 
eine sehr enge Beziehung zum Kriegsge-
schehen hat. Die einen bestehen überwie-
gend aus Hochschullehrern und Studen-
ten, die nächste wiederum aus politisch 
interessierten Bürgern. Und nicht in allen 
ÖPR-Staaten, so insbesondere in Russland, 
Ukraine und Aserbaidschan, wird die freie 
Diskussion zum Thema Zweiter Weltkrieg 
staatlicherseits gerne gesehen.

Unerwartete, erstaunliche Aussagen 

„Wir wollen keinen Krieg. Alle wissen das. 
Alle sehen das. Unsere jungen Leute fragen 
jetzt: „Hatten Sie Angst während des Krie-
ges oder nicht?“ Was kann ich Ihnen sa-
gen? Wenn ich sage: Ich hatte keine Angst, 
ist das eine Lüge. Wenn ich sage, ich hatte 
Angst, dann ist auch das eine Lüge. Ich sage: 
Ich habe vor nichts Angst. Du gehst in den 
Krieg. Du gehst nicht zu einer Hochzeit. Im 
Krieg gibt es Tod und Überleben. Das hängt 
von Dir selbst ab. Die Angst muss in Euren 
Händen liegen, damit Ihr wisst, was zu tun 
ist. Es gibt niemanden, der Krieg will. Der 
Krieg wurde durch Einigkeit gewonnen.“ 

So lautete die Aussage eines aserbaidscha-
nischen Kriegsveteranen, der 1942 nach 
der Aufforderung von Stalin ins Feld zog: 
„Meine Kinder, der Feind wird geschlagen 
werden. Der Sieg ist unser!“ Anfang 1944 
wurde er verletzt und heimgeschickt.

„Ich spreche mit jungen Menschen – 
Gott bewahre, dass sich kein Krieg wieder-
holt. Gott bewahre, dass Sie nicht sehen, 
was wir sahen. Gott bewahre, dass Sie den 
Krieg nicht erleben. Möge es Frieden ge-
ben. Frieden auf der ganzen Welt. Mögen 
die Menschen viel Liebe haben. Ich möchte 
mich an die Jugend wenden: Konkurrieren 
Sie miteinander im Studium, im Sport und 
in der Arbeit. Führen Sie niemals Krieg, es 
ist ein Unheil. Glauben Sie an Gott, lieben 
und helfen Sie einander und wir können 
alle Probleme lösen, die Pandemie über-
stehen, und es wird keinen Krieg geben. 
Sie können eine friedliche neue Welt schaf-
fen.“ Das sagte ein 97-jähriger georgischer 
Kriegsveteran aus Suchumi in Abchasien, 
der an der ukrainischen Front kämpfte. 
„Nach Rückkehr vom siegreichen Angriff 
gratulierten wir uns gegenseitig, diejeni-
gen, die noch am Leben waren, und der-
jenigen, die auf dem Schlachtfeld blieben, 
haben wir uns immer erinnert. … Ich sah 
im Krieg viel Freundschaft und Schmerz. 
Ich habe niemals gedacht, dass ich noch-
mal einen Krieg überleben muss. Abcha-
sien war okkupiert. Ich verlor mein Haus. 
Ich dachte nicht, dass ich zum Flüchtling 

werden würde. Ich bin sicher, dass wir 
ohne Krieg Abchasien zurückholen und 
Georgien vereinen werden.“

„Die Hauptsache ist, dass der Mensch 
nicht stillsteht. Wir sollten immer versu-
chen, etwas zu erreichen. Seien Sie als Men-
schen und Führungskräfte freundlicher zu-
einander, seien Sie toleranter. Man muss 
nicht nur reden, sondern auch seinem Geg-
ner zuhören können, also seien Sie freund-
licher, dann wird es keinen Krieg geben.“ 
Dies rät Alexander Grigorjew, Veteran aus 
Belarus, für den am 23. Juli 1941 der Krieg 
begann. Er kämpfte als Partisan in den Wäl-
dern, einer für die Deutschen gefährlichen 
Zone, wie er meint. „Ich wurde zweimal an-
geschossen. Jetzt habe ich Angst, aber aus 
irgendeinem Grund gab es diese Angst da-
mals nicht. Deshalb bin ich stolz darauf, 
dass unser Volk gewonnen hat. Doch sol-
che Grausamkeiten, wir sahen solche Grau-
samkeiten."

Alle Beiträge sind im Original und mit 
Übersetzung auf der Webseite „human-
rights-online.org“ zu finden. IGFM-Grün-
der Iwan Agrusow, der am 1. Februar 2012 
verstarb, ermahnte bei einem Besuch der 
russischen Sektion deren Mitglieder: 
„Ohne die Kenntnis der Vergangenheit 
gibt es keine Zukunft.“ Alle interviewten 
Veteranen hatten sich gegen den Krieg aus-
gesprochen. Hoffen wir, dass die Politiker 
und ganz besonders die Jugend ihnen zu-
hören. 

Kollage von Veteranen, die über ihre Kriegserfahrungen berichtet haben
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Nach sechs Jahren Flüchtlingslager 
Chance auf Rückkehr

IRAK/JESIDEN

Unter dem seit Mai 2020 amtierenden 
irakischen Ministerpräsidenten Mustafa 
Al-Kadhimi wird die Rückkehr der Flücht-
linge in ihre Heimat im irakischen Distrikt 
Shingal auch seitens der Regierung in Bag-
dad unterstützt. Im Juli 2020, sechs Jahre 
nach dem Angriff der Terrororganisation 
Islamischer Staat auf das Gebiet, besuch-
te eine für die Flüchtlinge verantwortliche 
irakische Politikerin das erste Mal eini-
ge Aufnahmecamps in Kurdistan/Nord-
irak. Im Oktober 2020 beschlossen die 
irakische Zentralregierung und das Par-
lament der kurdischen Provinz in einem 
Abkommen, dass sie gemeinsam die Ver-
waltung und den Wiederaufbau des Shin-
gal-Gebiets übernehmen. Mit dem Aufbau 
einer 2.500 Mann starken Polizei werden 
alle bisher tätigen, unter verschiedenen 
Kommandos stehenden Milizen aufgelöst 
und entwaffnet. Für die PKK ist das Ge-

VON KARL HAFEN

HUMANITÄRE HILFE

biet tabu. Die IGFM sieht in diesem Ab-
kommen einen ersten richtigen Schritt für 
die Rückkehr der jesidischen und christli-
chen Flüchtlinge in ihre Heimat.

Rund um die Millionenstadt Dohuk 
in Kurdistan im Nordirak gibt es im-
mer noch ungefähr 20 Flüchtlingsla-
ger für rund 600.000 Flüchtlinge, darun-
ter 450.000 Jesiden und 50.000 Christen. 
Nach seinem Besuch von Mitte Septem-
ber bis Ende Oktober bestätigte Khalil 
Al-Rasho, IGFM-Referent für humanitä-
re Hilfe im Nordirak, dass inzwischen zu-
nehmend mehr Flüchtlinge die Lager ver-
lassen, um sich wieder im Shingal-Gebiet 
niederzulassen. In den Flüchtlingslagern 
gebe es inzwischen leere Zeltstraßen, so 
dass die Verbliebenen ebenfalls an Rück-
kehr denken. Doch die Umsetzung des Ab-
kommens stellt alle vor große Herausfor-
derungen: Wo Jesiden einst die Mehrheit 

stellten, sind sie aktuell (noch) in der Min-
derheit. Kurden, Araber und andere haben 
sich ebenfalls dort niedergelassen, verlas-
sene Besitztümer in Beschlag genommen, 
die sie nicht herzugeben gedenken. Die be-
waffneten Milizen aus unterschiedlichen 
Ethnien und mit diversen religiösen und 
politischen Anschauungen hatten gehofft, 
als bezahlte Soldaten in die reguläre Ar-
mee Iraks oder Kurdistans aufgenommen 
zu werden. Sie sind die Verlierer des Ab-
kommens und sie wehren sich dagegen. 

Unterstützung der Jesiden  
durch die IGFM

Unter der Leitung von Khalil Al-Rasho 
unterstützt die IGFM schon seit 2014 je-
sidische Flüchtlinge im Nordirak. Rund 
50 jesidische Frauen wurden dank des En-
gagements der IGFM aus der Gefangen-

Alphabetisierungskurs im Lager Mamrashan
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schaft des IS befreit. Insgesamt wurden 
dem „Büro für gerettete Jesidinnen“ der 
kurdischen Regional-Regierung zufolge 
mehr als 3.500 Jesiden befreit. Über 2.800 
Jesiden befinden sich jedoch nach wie vor 
in der Gewalt der Terrormiliz.

In den Lagern mit ihren tausenden 
Flüchtlingen hat sich das Leben normali-
siert, Geschäfte sind entstanden, Handwer-
ker bieten ihre Dienste an, und um manche 
Zelte herum und außerhalb des Lagerzauns 
befinden sich kleine Gärten. Auch die Po-
litik nimmt wieder Raum ein: Verantwort-
liche, deren Stellung vergleichbar mit der 
eines „Bürgermeisters“ ist, regieren ihr 
Viertel. Man hat sich mit der Situation weit-
gehend arrangiert. Und doch ist weiterhin 
Hilfe und Unterstützung notwendig. 

Von der humanitären Hilfe, wie die 
IGFM sie seit dem Überfall auf das Shin-
gal-Gebiet leistet, sind zwei Angebote auch 
heute noch fester Bestandteil von Hilfsgü-
tertransporten: Die Hilfe und Förderung 
von behinderten Flüchtlingen mit medi-
zinischen, orthopädischen und hygieni-
schen Mitteln sowie die Ausstattung wie 
etwa Maschinen, Stoffe und Garne für die 
Nähstuben. Diese dienen als Begegnungs-
stätte für traumatisierte IS-Opfer zum 
Austausch mit Gleichgesinnten und Auf-

arbeitung von traumatischen Erfahrun-
gen. Die Frauen nähten überwiegend die 
traditionelle Kleidung und nahmen Repa-
raturaufträge an. Weil die Anzahl der be-
ständig neu hinzukommenden Frauen, 
die sich nach ihrer Befreiung dort einfin-
den, allmählich abnimmt, aber das Nähen 
auch dem Broterwerb dient, werden inzwi-
schen auch professionelle Aufträge ange-
nommen: Im Lager Mamrashan beispiels-
weise werden unter ärztlicher Aufsicht 
Masken zum Schutz vor dem sich rasant 
ausbreitenden Coronavirus hergestellt. Pro 
Woche können bis zu 10.000 Mund-Na-
sen-Bedeckungen genäht werden. Gera-
de in den engen Flüchtlingslagern sind sie 
enorm wichtig.

Hilfe für behinderte Flüchtlinge

Durch die massive Gewalt des IS wurden 
viele so schwer verletzt, dass bleibende 
Schäden entstanden. Behinderungen auf-
grund von Eheschließungen unter nahen 
Blutsverwandten stellt zudem ein großes 
Problem dar. Viele Familien haben behin-
derte Angehörige zu betreuen, was unter 
Lagerbedingungen eine besondere Her-

ausforderung bedeutet. Die IGFM unter-
stützt sie mit Gehhilfen, Toilettenstüh-
len, Rollatoren und vor allem Rollstühlen, 
von denen die IGFM inzwischen mehre-
re Hundert verteilt hat. Die IGFM konnte 
mit vielen Krankenbetten zur Ausstattung 
von Kliniken beitragen, die gerade derzeit 
in der Coronakrise mehr davon benötigen.

Fortbildung, Ausbildung, Freizeit, 
coronabedingte Videokonferenzen

Als der IS das Shingal-Gebiet überfiel, wa-
ren die Grundschulkinder im Alter von 
sechs bis zehn Jahren, heute sind sie zwölf 
bis 16 Jahre alt. Diejenigen Kinder, die vom 
IS verschleppt und später freigekauft wur-
den oder sogar fliehen konnten, hatten 
in den vergangenen Jahren ihre Mutter-
sprache und viele auch Lesen und Schrei-
ben verlernt. Das kurdische Schulsystem 
nimmt aber Jugendliche über 13 Jahren 
nicht mehr auf. Es gab auch keine Ange-
bote für die heute 13- bis 16-Jährigen. Die 
größere Gruppe von Analphabeten bilde-
ten jedoch jesidische Frauen, die nie oder 
nur kurz zur Schule gegangen waren. Für 
diese hat die IGFM dreimonatige Alphabe-

Abnahme der Mund-Nasenschutzmasken aus der Nähstube von Mamrashan
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tisierungskurse angeboten. Die Nachfrage 
nach diesen Schulungen ist anhaltend groß, 
sodass die IGFM weiterhin alle drei Mona-
te neue Lehrgänge anbieten muss.

Ergänzende und nicht weniger wichti-
ge Kurzseminare sind die Erste-Hilfe-Kur-
se, Kurse zur Vermeidung von Feuerbrand 
in den Zelten und ganz besonders Kurse 
zur Familienplanung wegen der stark stei-
genden Geburtenzahl in den Lagern und 
zur Vermeidung drohender Behinderun-
gen durch Heirat in enger Familie.

Im vergangenen Jahr boten wir zur 
Fort- und Weiterbildung Computer-Ein-
steigerkurse an. Aus Beständen einer Bank 
erhielten wir etliche Laptops plus Zube-
hör, die wir mit einheimischer Software 
für die überwiegend jungen erwachsenen 
Teilnehmer nutzbar machten. Des Wei-
teren werden Englisch- und seit 1. Okto-
ber 2020 Deutschunterricht angeboten. 
Mit den Deutschkursen spricht die IGFM 
einerseits Frauen an, deren Männer in 
Deutschland wohnen, andererseits haben 
sich viele Heranwachsende beworben, die 
sich vorstellen können, für deutsche Fir-
men oder im Service von Behörden im Irak 
zu arbeiten. Die IGFM versteht ihr Ange-
bot nicht als Konkurrenz zu den Kursen, 
mit denen ein Zertifikat für die Einreise 

nach Deutschland erlangt werden kann, 
sondern lediglich als Vorbereitung und 
Einführung. Absolventen berichten, dass 
sie durch das IGFM-Training bereits etwa 
eine Monatsgebühr der offiziellen Kurse 
einsparen konnten. Alle diese Lehrgänge 
sind offiziell angemeldet und genehmigt. 
Und zur Ergänzung fördert die IGFM wei-
terhin Sport und Musikerziehung. Frauen, 
die besondere Probleme haben, lädt die 
IGFM zu begleiteten Ausflügen ein, bei de-
nen sie sich aussprechen können. Zu dieser 
Zielgruppe zählen Jesidinnen, die als Skla-
vinnen von IS-Männern Kinder geboren 
haben. In der Folge sind diese Betroffenen 
in einen Konflikt geraten, weil sie zur Ent-
scheidung entweder für das Kind oder für 
die Zugehörigkeit zur jesidischen Gemein-
schaft gezwungen sind.

Normalerweise liegen zwischen jedem 
Einsatz im Irak ein bis zwei Monate. Durch 
die Pandemie bedingt folgte dem ersten 
Aufenthalt im Januar erst der Zweite im 
Oktober. In der Zwischenzeit sind viele Je-
siden aus IS-Hand freigekommen. Alle, die 
erreichbar waren, hat IGFM-Mitarbeiter 
Al-Rasho interviewt. Eine weitere Neue-
rung im Umgang mit Helfern, Campleitern 
und Behörden im Irak ist die wöchentliche 
Video-Konferenz, die Khalil Al-Rasho seit 

Mai 2020 organisiert und die diszipliniert 
von allen Teilnehmern angenommen wird.

IGFM hilft christlichen  
Flüchtlingen in Syrien

Während der Jahresversammlung 2020 
baten uns aus Syrien geflohene Christen 
um Hilfe und wir haben der Bitte entspro-
chen. Im Anschluss an seinen Einsatz in 
Kurdistan im September und Oktober reis-
te Khalil Al-Rasho am 28. Oktober über 
den Landweg nach Syrien ein. Ziel wa-
ren die Distrikte Al-Hasaka und Qamishli 
im Norden an der Grenze zur Türkei, ein 
Siedlungsgebiet aramäischer/ assyrischer 
Christen und Zufluchtsort dieser religiö-
sen Minderheit infolge der türkischen An-
griffe. Bereits Anfang Oktober schickte die 
IGFM zwei Container voll Hilfsgütern per 
Seefracht mit dem Ziel Tripoli in den Li-
banon, weil der Transport über die Türkei 
zu unsicher ist. Eine befreundete Organi-
sation brachte sie durch den Zoll. Die me-
dizinischen Hilfsgüter gingen an eine Po-
liklinik, die restliche Fracht an bedürftige 
Flüchtlinge. Aus einer laufenden Spenden-
kampagne kaufte die IGFM Lebensmittel 
und andere notwendige Güter und verteil-
te sie. Die Hilfe wird fortgesetzt.

Bischof Morits Hamsiekh im Gespräch mit Khalil Al-Rasho über die Lage der christlichen Flüchtlinge im Nordirak

HUMANITÄRE HILFE
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40 Jahre Not- und Aufbauhelfer
ARBEITSGRUPPE WITTLICH

Die Ehrenvorsitzende der Internationalen 
Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM), 
Katrin Bornmüller, hat vor 40 Jahren die 
IGFM-Arbeitsgruppe in Wittlich gegrün-
det. Eine im Frühjahr geplante Feier mit 
Joachim Rodenkirch, Bürgermeister der 
Stadt Wittlich, und vielen Freunden und 
Wegbegleitern musste wegen der CO-
VID-19-Pandemie verschoben werden. 
Seit 1980 leistet Bornmüller, unterstützt 
durch ein rund 60-köpfiges Team, hu-
manitäre Hilfe. Seither wurden mehr als 
490 Lastwagen auf dem Landweg in diver-
se Länder geschickt. Im September 2020 
ging erstmals ein Container als Seefracht 
mit dem Ziel Tripoli in den Libanon. Die 
Begünstigten der jahrzehntelangen Hilfe 
sind ehemalige politische Gefangene, An-

gehörige politischer Gefangener und Ver-
folgter, benachteiligte Minderheiten sowie 
Flüchtlinge. Die Arbeitsgruppe arbeitet 
bei der Zusammenstellung von Hilfsgü-
tertransporten über die Region hinaus zu-
sammen mit der IGFM-Geschäftsstelle in 
Frankfurt, der Europäischen Mission unter 
Leitung von IGFM-Mitglied Frank Seidler 
in Mecklenburg Vorpommern und weite-
ren privaten Initiativen. 

Hilfsgütertransporte

Wegen der Pandemie musste die Arbeit 
Ende März unterbrochen werden. Sie wur-
de aber bereits im Juni 2020 wieder auf-
genommen. Die Bilanz der guten Hilfe 
hält jedem Vergleich mit den Vorjahren 

stand: zwei Hilfsgütertransporte zur Ver-
teilung durch die IGFM-Sektion nach Lett-
land, zwei zur IGFM-Sektion nach Litau-
en, zwei zum Verein „8+“ im kroatischen 
Vinkovi, der 350 benachteiligte kinderrei-
che Familien betreut. Ein weiterer Trans-
port lieferte Hilfe nach Bosnien-Herzego-
wina zum Verein MERHAMET, der sich 
um 700 ärmste Familien kümmert, so-
wie zu katholischen Pfarrern. Eine La-
dung war für die Flüchtlinge in Kurdistan 
(Nordirak) bestimmt sowie die bereits er-
wähnte Seefracht für Flüchtlinge im Liba-
non. Und hinzu kommt ein Rettungswa-
gen für iranische Flüchtlinge in Albanien, 
welcher schon der Dritte war, den die Ar-
beitsgruppe beschafft hat. Die IGFM-Witt-
lich stemmt ihre Kosten für die Miete des 

Am Ende eines Tages zwei Transporte bepackt
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benprojekte wurden auch im Irak in meh-
reren Flüchtlingslagern verwirklicht. Für 
Frauen und Mädchen, die nicht lesen und 
schreiben konnten, initiierte und finan-
zierte sie Alphabetisierungskurse. Schon 
bald wurde das Angebot auch von ande-
ren Flüchtlingen angenommen. Damit Ju-
gendliche im tristen Lageralltag Ablen-
kung finden, förderte sie zusammen mit 
Khalil Al-Rasho Sport-, bevorzugt Ball-
sportgruppen. Sie stattete sie mit entspre-
chender Bekleidung, Trainingsgeräten und 
Bällen aus, die sie mit ihrer Arbeitsgrup-
pe gesammelt hatte. Doch damit nicht ge-
nug: Die neuesten Kurse, an deren Entste-
hung sie maßgeblich beteiligt war, bieten 
Englisch- und Computer-Unterricht, Ein-
führung in Familienplanung sowie musi-
kalische Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen.

In allen Lagern gibt es zahlreiche be-
hinderte Flüchtlinge, die nur ein Schat-
tenseitendasein führen können. Mit jedem 
Transport in den Irak schickt die Arbeits-
gruppe Wittlich medizinische und ortho-
pädische Hilfen wie Rollstühle, Rollatoren 
sowie Sanitär- und Hygieneartikel. Die AG 
Wittlich hat drei Jahre lang eine Familie 
mit acht an Hepatitis B erkrankten Kin-
dern und deren Mutter mit Geld für Me-
dikamente, Arztbesuche und Laborrech-
nungen versorgt.  

Ein großes Problem der Flüchtlingsla-
ger ist der allgegenwärtige Müll, angefan-
gen vom weggeworfenen Papierschnipsel 
bis hin zu Zelten, die jenseits des Lager-
zauns entsorgt wurden. Zusammen mit 
Khalil Al-Rasho organisierte Katrin Born-
müller eine Müllsammelaktion, eher als 
gutes Beispiel und als Wink mit dem Zei-
gefinger, doch immerhin kamen Kran und 
Lastwagen zum Einsatz. Aber ohne eine 
geringe Entlohnung hätten sich deutlich 
weniger Leute beteiligt. 

Über Sylvester 2019/2020 war Ka-
trin Bornmüller bei der albanischen 
IGFM-Sektion und deren Vorsitzenden 
Professor Margarita Kola zu Gast. Sie ist 
Professorin für Internationales Recht und 
wohl die bekannteste Anwältin in Albani-
en. Sie besuchten zum wiederholten Mal 
das Lager „Ashraf 3“ bei Tirana und die 
von iranischen Flüchtlingen kleine erbau-
te Siedlung für gut 3.000 Leute. Das Lager 
zeigt die grausamen Methoden des Mul-
lah-Regimes in einem Museum. Für die 

Lagers und alles, was anfällt, selbst. Die 
Spendenbereitschaft der Menschen in der 
Region ist nach wie vor groß, gefördert 
durch regelmäßige Berichte in der örtli-
chen Presse.

Verfolgte anhören, für politische 
Gefangene und Verfolgte eintreten, 
Initiative zeigen

Nur einen Monat, nachdem Katrin Born-
müller und IGFM-Mitarbeiter Khalil 
Al-Rasho die Flüchtlingslager in Kurdis-
tan (Nordirak) besucht hatten, ging es 
im Januar 2020 erneut nach Kurdistan – 
für Katrin Bornmüller war es der 13. Be-
such der Flüchtlingslager. Diesmal beglei-
tete sie Arbeitsgruppenmitglied Muho 

Boga und Ekhlas Bajoo, eine junge Frau, 
die während der Jahresversammlung 2020 
als Zeugin über ihre Verschleppung durch 
den IS berichtete. Wieder wurden Flücht-
linge befragt, die bereits fünfeinhalb Jah-
re in der Hand des IS gewesen waren, bis 
sie endlich freikamen. Die Schicksale las-
sen einen nicht schlafen. Fast alle wurden 
in Baghos in Syrien befreit, bevor sie in das 
Lager Al-Hol kamen, in dem zugleich un-
gefähr 70.000 Islamisten mit ihren Ange-
hörigen kaserniert waren.

Zum Ende des Jugoslawienkriegs 1992 
richtete Katrin Bornmüller in Zagreb eine 
Nähstube für durch sexuelle Gewalt trau-
matisierte Frauen ein, wo sie sich zurück-
ziehen, aussprechen und gegenseitig Halt 
geben konnten. Entsprechende Nähstu-

Selman Mesudija und Mirsad Duratovic empfangen Hilfsgütertransport in Bosnien-Herzegowina.
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Krankenstation des Lagers hatte Katrin 
Bornmüller über Vermittlung ihrer Söh-
ne von den Johannitern einen Rettungs-
wagen gekauft.

In Albanien besuchte Katrin Born-
müller zusammen mit Mitgliedern der 
IGFM-Sektion Albanien Opfer von Blutra-
che. Sie traf eine Mutter, die jahrelang mit 
einem ihrer Söhne in einem Schuppen ver-
steckt überlebte, betreut von einer albani-
schen Lehrerin. Ihr Ehemann verbirgt sich 
mit weiteren Söhnen in den Bergen. Glaub-
hafte Berichte bestätigen, dass die Blutra-
che in Albanien nicht nur gegenüber Män-
nern ausgeübt wird, sondern auch schon 
Frauen und Kinder ermordet wurden. 

Schicksale vor der  
Härtefallkommission in Mainz

Carmen Jondral-Schuler, Beisitzerin des 
IGFM-Vorstands und Mitglied der Ar-
beitsgruppe Wittlich, hat als Migrations-
beraterin beim Deutschen Roten Kreuz 
beruflich mit Geflüchteten und Migran-
ten, darunter auch mit konvertierten 
Christen zu tun. Sie brachte den Fall ei-
ner Familie aus dem Iran, einer Mutter mit 
ihren erwachsenen Kindern vor die rhein-
land-pfälzische Härtefallkommission in 
Mainz. (In der Kommission prüfen zwölf 
Sachverständige unabhängig von Behör-
den, ob eine vollziehbar ausreisepflichtige 

Person trotzdem im Bundesgebiet bleiben 
darf – etwa wegen dringender humanitä-
rer oder persönlicher Gründe.)

Die Betroffenen waren bereits im Iran 
zum Christentum konvertiert und mussten 
deswegen flüchten. Ihre Asylanträge wur-
den jedoch abgelehnt. Jondral-Schuler er-
reichte aber einen positiven Entscheid. Da-
ran mitbeteiligt war IGFM-Mitarbeiterin 
Michaela Koller, die die Härtefallkommis-
sion mit einer gutachterlichen Stellungnah-
me zu Konvertiten aus dem Iran überzeug-
te. Ihre Kollegin Carmen Krusch-Grün gab 
wiederum ihre Expertise in zwei Fällen von 
politisch verfolgten Aserbaidschanern an 
Jondral-Schuler mit Erfolg weiter.

„Tue Gutes und sprich darüber!“

Die Tradition der Infostände wird von der 
Arbeitsgruppe weiter gepflegt. Anlässlich 
des „Tags der Menschenrechte“ 2019 und 
zu anderen Anlässen informierten Mitglie-
der und Freunde der Arbeitsgruppe auch 
bei widrigen Wetterverhältnissen in der 
Innenstadt von Wittlich über die Arbeit 
der IGFM und sammelten Spenden und 
Unterschriften. Vorträge vor Mitgliedern 
anderer Vereine und vor Kirchengemein-
den gehören ebenfalls zum Repertoire der 
AG-Mitglieder.

Carmen Jondral-Schuler organisierte 
und leitete am Weltweiten Gebetstag für 
verfolgte Christen im November einen 
Gottesdienst in ihrer Kirchengemeinde in 
Wittlich. Es war der Siebte dieser Art, den 
sie durchführte und über Menschenrechts-
verletzungen berichtete sowie die Verlet-
zung von Religionsfreiheit beklagte. Da-
bei bedient sie sich regelmäßig aus dem 
Rundbrief „Religionsfreiheit im Fokus“ 
(und vormals „Verfolgte Christen aktuell“, 
in dem IGFM-Mitarbeiterin Michaela Kol-
ler Verfolgungsschicksale, unter anderem 
als „Gefangene des Monats“ vorstellt.

Ehrungen von Mitgliedern  
der Arbeitsgruppe

Langjährige Aktivitäten der Arbeitsgrup-
penmitglieder erfreuen sich wohltuender 
Anerkennung. Die Mitarbeit der Mitglie-
der und Helfer Friedhelm Klein, Muho 
Boga und Peter Eltges wurde mit Verlei-
hung der Ehrennadeln des Landes Rhein-
land-Pfalz gewürdigt.Rettungswagen aus Wittlich auf dem Weg zum Einsatz in Bosnien Herzegowina
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Die IGFM-Arbeitsgruppe Fulda fördert gemäß der UN-Kinderrechtskonvention 
den Schulbesuch rumänischer Kinder aus Armutsmilieus. 

Nicht Spitzennoten zählen,  
sondern die Sehnsucht nach Bildung

RUMÄNIEN

Zufrieden lächelnd hält Piroşca Bratu aus 
Unirea sein Notebook in den Händen, das 
ihn auf seinem künftigen Bildungsweg 
am Technischen Gymnasium Anghel Sa-
ligny in Brăila begleiten wird. Der Schü-
ler ist begabt. Seine Lieblingsfächer sind 
Physik und rumänische Literatur. Im Jahr 
2019 schloss er die achte Klasse der Ein-
heitsschule in seinem Wohnort Unirea ab 
und erreichte gute Ergebnisse in der na-
tionalen Bewertungsprüfung. Eine erfolg-
reiche Abschlussprüfung öffnet die Tür 
zur weiterführenden Schule in der Groß-
stadt, seien es drei Jahre für eine berufli-
che Ausrichtung oder vier Jahre für eine 
Hochschulreife (Baccalaureat – dem Abi-
tur vergleichbar). 

Doch so einfach lässt sich die Sehnsucht 
nach Bildung in Rumänien nicht realisie-

VON GUNTER GOEBEL

ren, denn Piroşca kommt vom Land, ist 
arm und hat einen Bruder, der bereits die 
höhere Schule in der Großstadt Brăila be-
sucht. Umgerechnet 65 Euro kostet allein 
die monatliche Busfahrkarte für den knapp 
30 Kilometer langen Schulweg. Bei 17 Euro 
Kindergeld und dem Verdienst des Vaters 
von rund 130 Euro als Tagelöhner war bis-
her sogar die Rente der Großmutter nötig, 
damit die Familie überhaupt über die Run-
den kam. Die Mutter hatte die Familie vor 
einigen Jahren verlassen. Ohne weitgehen-
de Selbstversorgung mit dem Gemüse aus 
dem Garten und Mamaliga als täglichem 
Hauptgericht, einem Maisbrei ähnlich der 
italienischen Polenta, wären schon die letz-
ten Jahre wirtschaftlich nicht zu schaffen 
gewesen.

Schulabbruch wegen Armut

Wie Piroşca geht es vielen Kindern vom 
Land. Ihre schulische Zukunft beginnt 
oder endet mit der nationalen Bewer-
tungsprüfung im 8. Schuljahr, die jeden 
Juni stattfindet. Nicht nur das erfolgrei-
che Bestehen der Prüfung weist den wei-
teren Weg: Während landesweit knapp je-
des fünfte Kind nach der achten Klasse die 
Schule verlässt, sind es im Kreis Brăila, am 
Rande der nördlichen Walachei, etwa ein 
Drittel der Schüler, die gar nicht erst an 
dieser Abschlussprüfung teilnehmen. So 
viele Kinder wie nirgendwo sonst in Rumä-
nien verlassen vorzeitig die Schule und be-
ginnen den perspektivlosen Weg als Tage-
löhner auf den Weiden und in den Ställen 
der kleinen Orte auf dem Land. Offiziel-
len Angaben zufolge brechen rund 30.000 
Kinder jährlich die Grund- oder Haupt-
schule in Rumänien ab.

In dieser Statistik ist ein erheblicher An-
teil der Kinder der Roma-Minderheit nicht 

erfasst, die trotz landesweiter Schulpflicht 
aus unterschiedlichen Gründen dem Unter-
richt fernbleiben. Sie leben meist an den äu-
ßeren Rändern des Dorfes unter einfachs-
ten hygienischen Bedingungen, 68 Prozent 
von ihnen ohne Wasseranschluss, 78 Pro-
zent ohne Bad oder Toilette im Haus, wie 
der jüngste Bericht des Kinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen UNICEF für Ru-
mänien feststellt. Ohne saubere Kleidung 
und ordentliche Schuhe werden die Kinder 
aber an den Schulen abgewiesen. Viele der 
Roma ertragen auch die täglichen Demü-
tigungen und Ausgrenzungen durch Mit-
schüler nicht oder es fehlen den Eltern die 
finanziellen Möglichkeiten, die notwendi-
gen Schulmaterialien zu erwerben. Nur die 
wenigsten von ihnen können auf einen In-
ternetzugang zurückgreifen, der etwa für 
die „Online-Schule“, den Hausunterricht 
in Rumänien in Zeiten der Corona-Pande-
mie, nötig ist. Manch ein Roma-Tagelöh-
ner nimmt auch schon seinen 12-jährigen 
Sohn als Helfer mit zum Ernteeinsatz. Es 
gehe ja für die Kinder sowieso auf der Wei-
de weiter, so rechtfertigen sie dies. 

Roma-Kinder besonders betroffen

Vielerorts dulden die Behörden das Fern-
bleiben der schulpflichtigen Kinder der 
Roma, schauen einfach darüber hinweg, 
mit fatalen Folgen für die Betroffenen. 
Nicht so Marian Bacan, der engagierte 
Schulsozialarbeiter der Gemeinde Unirea. 
Er wirbt auch an den Rändern der Dör-
fer für den Schulbesuch. Ausreden lässt er 
nicht gelten, bemüht sich immer wieder, 
Eltern zu überzeugen. So manchem Kind 
kann er einen gefüllten Schulranzen über-
reichen, eine Spende der IGFM-Arbeits-
gruppe Fulda: „Morgen sehen wir uns in 
der Schule, und es wird nicht gekniffen“, 

Piroşca Bratu in den Räumen der Stiftung 
Fundația Lumina in Brăila
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Die Familie von Alina Maruntu verfügt in dem kleinen Örtchen Cotu Mihaela am Fluss Siret über keinen Stromanschluss. Dank der IGFM haben 
sie verlässlich Licht ohne laufende Kosten.

Nicht Spitzennoten zählen,  
sondern die Sehnsucht nach Bildung

sagt er dabei gerne. Sein Vorgehen hat oft 
Erfolg, denn er kennt die sozialen und 
wirtschaftlichen Nöte der Familien durch 
die vielen Besuche in ihren Hütten und Ba-
racken. 

Marian Bacan hatte die IGFM-Fulda 
bei ihrem Besuch 2018 in der Schule von 
Unirea auch auf Piroşca Bratu aufmerksam 
gemacht. Er saß während des Besuchs aus 
Fulda in der hintersten Reihe des Klas-
senzimmers. Als die deutschen Gäste die 
Schüler fragten, wer denn im nächsten Jahr 
die höhere Schule besuchen möchte, mel-
dete sich auch Piroşca. Eine Stunde spä-
ter, im Vorgarten seiner Familie, holte die 
Fuldaer Gruppe die Realität ihrer Lebens-
situation ein. 

Nicht zuletzt diese Begegnung mit der 
Familie Bratu stand am Beginn eines seit 
nunmehr zwei Jahren gelingenden Bil-
dungsprojektes. Neben Piroşcas Schulbe-
such fördert die IGFM den Werdegang von 
vier weiteren Schülerinnen und Schülern 
aus Unirea durch Bildungspatenschaften. 
Dabei übernehmen Spender die monatli-
chen Buskosten zur Hälfte oder zu einhun-
dert Prozent. Alle Schüler des Patenschafts-
projekts haben ein Notebook erhalten, das 
Carmen Neacsu, die Leiterin der Brăilaer 
Stiftung „Fundația Lumina“, für die Dauer 
des Schulbesuches unentgeltlich ausleiht. 
Diese Notebooks sowie 30 weitere solcher 

Geräte für die Schule in Unirea hat die Eu-
ropäische Investitionsbank (EIB) in Lu-
xemburg auf Vermittlung der IGFM-Ar-
beitsgruppe vergeben. 

Rund 60 Kilometer von Unirea entfernt, 
in dem kleinen Örtchen Gulianca, hat die 
IGFM-Arbeitsgruppe Fulda einen anderen 
Weg gewählt, Kindern eine lebenswerte 
Zukunft zu ermöglichen. Sie hat für Fami-
lie Cazan ein Haus renoviert und ihr miet-
frei zur Verfügung gestellt. Darin sollen sie 
nun menschenwürdig aufwachsen können 
und ihr Besuch der Gemeindeschule von 
Salcia Tudor gelingen. 

Unterstützung zum Überwintern

Über viele Jahre fristete die Familie Cazan 
in einem Stallanbau auf dem Anwesen ei-
nes Großlandwirts („Patron“) ein küm-
merliches Dasein, eine Situation der mo-
dernen Leibeigenschaft, wie man sie noch 
oft in Rumänien auf dem Land antrifft. Nur 
für Kost und Logis mussten die Cazans für 
ihren „Patron“ arbeiten: Die Mutter melk-
te die Kühe, der Vater hütete die Schafe 
und musste den ganzen Sommer über auf 
der Weide übernachten. Der Bauer brach-
te Zigaretten und Alkohol und machte den 
Mann dadurch gefügig. 

Die IGFM-Fulda unterstützte die Fa-
milie über viele Jahre mit Sachspenden, 

Schulmaterialien und Lebensmitteln. Sie 
ermutigte die Familie mehrfach, diese Le-
benssituation zu verlassen. Doch die Angst 
und die häufigen Drohungen der Bäuerin, 
die Familie werde ohne jede Grundlage vor 
dem völligen Nichts stehen, ließ die Fami-
lie Cazan lange Zeit zögern. Nach einem 
Streit warf der Großlandwirt die Familie 
bei Wintereinbruch vom Hof.

Pastor Daniel Buzatu aus Brăila fand 
für die Familie nach langer Suche in ei-
nem anderen Ort ein verlassenes Haus – 
ohne Wasser, ohne Licht und ohne Koch-
möglichkeit. Mit viel Improvisationstalent, 
Lebensmittel- und Holzlieferungen durch 
Pastor Buzatu gelang das Überwintern un-
ter schwierigen Umständen. Die IGFM-Ar-
beitsgruppe Fulda arbeitet mit diesem Pas-
tor eng zusammen und die Vielfalt ihrer 
Arbeit vor Ort wäre ohne ihn als Partner 
so nicht denkbar. 

Pastor Daniel Buzatu erwarb das 
Haus „Gulianca“ mit Spendengeldern der 
IGFM-Fulda. Freiwillige Helfer, unter der 
Leitung seines Mitpastors Viorel Mitrea, 
der gelernter Handwerker ist, renovier-
ten es. Die Fuldaer Arbeitsgruppe schick-
te Hausrat, Möbel und Küchenutensilien. 
Eine Patenfamilie aus Fulda übernahm ei-
nen Großteil der Renovierungskosten und 
eine monatliche Patenschaft, damit die Fa-
milie fürs Erste überleben kann. Als größ-
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Familie Cazan vor dem renovierten Haus in Gulianca. Mit Hilfe des Bohrturms haben Arbeiter 
einen 60 Meter tiefen Brunnen gebohrt.

Neue Lernmöglichkeiten in der Schule in Unirea, dank gespendeter Schulmöbel des Landkreises Fulda. Auch zwei Tischtennisplatten schickte die 
IGFM-Arbeitsgruppe Fulda im Winter der Scoala Gymnasiala Unirea, eine Spende des „sport-grenzenlos“-Projekts von Holger Nikelis.

HUMANITÄRE HILFE

te Herausforderung erwies sich die Was-
serversorgung in dem kleinen Dorf. Das 
Wasser, das Familie Cazan aus dem 500 
Meter entfernten Ziehbrunnen holte, war 
stark verschmutzt. Es ist nur zur Garten-
bewässerung zu gebrauchen. Immer wie-
der musste die Familie bei Nachbarn um 
Wasser betteln, die einen Brunnen ge-
bohrt hatten. Mit Spendengeldern ließ die 
Arbeitsgruppe Fulda im Oktober 2020 auf 
dem Grundstück des Hauses einen 60 Me-
ter tiefen Brunnen bohren, der nun der Fa-
milie Cazan und einer Nachbarfamilie mit 
zwei Kindern sauberes Trinkwasser liefert. 
Langsam, Schritt für Schritt, integriert sich 
die Familie in die Dorfgemeinschaft. 

Schicksale wie die oben beschriebenen 
sind leider keine Einzelfälle in den länd-
lichen Regionen um die Großstädte des 
ansonsten prosperierenden Rumäniens. 
Über 30 Photovoltaikanlagen installierte 
die IGFM-Arbeitsgruppe in den vergan-
genen Jahren in den Vororten Brăilas, oft-
mals auch bei alten Menschen. Viele von 
ihnen können mit ihren Renten die monat-
lichen Stromrechnungen nicht berappen. 
Auch in die verlassene Baracke, in der Fa-
milie Cazan unter menschenunwürdigen 
Bedingungen überwintert hatte, ist inzwi-
schen die nächste Familie eingezogen. Ihre 
ursprüngliche Bleibe hatten die Besitzer 
ohne Rücksicht weiterverkauft. 

Ein Sicherungsnetz mit  
weiten Maschen

Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet 
sich in Rumänien immer weiter. Ursachen, 
Auslöser und die Begleiterscheinungen 
der Armut gleichen sich meist. Krankheit, 
Tod oder Behinderung eines Familienmit-
glieds, meist gepaart mit Arbeitslosigkeit 
und niedrigem Bildungsstand sind Risi-
kofaktoren. Mit dem Wegfall des Ernäh-
rers gerät die gesamte Familie in große Not. 
Das soziale Sicherungsnetz hat in Rumä-
nien sehr weite Maschen. Es kann die be-
sonders Bedürftigen nicht auffangen oder 
deren Grundbedürfnisse stillen. Wäh-
rend andere Länder im EU-Durchschnitt 
28 Prozent ihres Staatshaushaltes für ihre 
sozialen Schutzsysteme als Teil des Sozial-
haushalts ausgeben, sind es in Rumänien 
nur 14 Prozent. Lediglich 2,7 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts stellt Rumänien für 
Bildung bereit, in Deutschland, das in etwa 
im EU-Durchschnitt liegt, sind es 4,5 Pro-
zent. So bescheinigt der EU-Bildungsbe-
richt 2019 Rumänien Leistungsschwäche 
und eine chronische Unterfinanzierung, 
wie auch der staatliche Radiosender Ra-
dio Romania International offen berichtet. 

Im reichen Europa in Würde zu leben, 
sollte zumindest bedeuten, Zugang zu 
Wasser, Licht und Wärme zu haben. Und 
für Kinder sollte der Zugang zu Bildung 
selbstverständlich garantiert sein. Nur so 
haben Kinder die Möglichkeit, ihr persön-
liches Potential zu entfalten und ihre Zu-
kunft einmal zu gestalten. 

Der Autor ist Sprecher der AG Fulda
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Ein fester Händedruck, ein „Danke, dass 
Sie meinen Bruder und mich unterstüt-
zen“ von Sorin-Valentin als Begrüßung 
und wir betreten die Räume der Stiftung 
Lumina. Zu viert sind wir in diesem Jahr 
als Delegation der IGFM-Arbeitsgruppe 
Fulda in Brăila unterwegs: Felizitas Son-

Weitere Projekte der IGFM-Arbeitsgruppe Fulda

Kontakt: IGFM-Fulda, Gunter Goebel, E-Mail: gunter.goebel@igfm-fulda.de, Tel. 0661/240088.
Spenden: IGFM-Arbeitsgruppe Fulda, Sparkasse Fulda: IBAN DE92 5305 0180 0040 0274 45.

Vermittlung von Schulpatenschaften (Fahrtkostenstipendien für den Schulbus zur Schule)

Vermittlung von Familienpatenschaften (in Form von Geld- oder Sachspenden – siehe Homepage http://www.igfm-fulda.de)

Bereitstellung von Schulranzen, Heften und Schulmaterialien für Schulkinder armer Familien 

Holzlieferungen als Lebensversicherung im Winter für besonders notleidende Menschen 

Lebensmittelpakete zu Weihnachten – ein Zeichen der Verbundenheit in der kalten Jahreszeit

Warme Decken für kalte Winternächte – für bedürftige Familien und alte Menschen 

Photovoltaikanlagen (12-Volt-Anlagen für Licht) für Menschen ohne Stromanschluss 

Projekt „winterfester Raum“ für arme Familien (Einbau von Isolierglasfenstern und -türen)

Fahrräder für Tagelöhner und Familien

„Croitorie Brăila“ – Nähstubenprojekt für benachteiligte Mädchen 

Unterstützung der orthodoxen Armenküche „Heiliger Casian“ durch Lebensmittel und Kleiderpakete 

Unterstützung des Ausbildungs- und Seniorenprojekts der Fundația Lumina (Stiftung „Licht“)

Barzan (8) steht vor einem neuen Leben
Familienzusammenführung
IRAK

Barzan war gerade zwei Jahre alt, als IS-Ter-
roristen am 3. August 2014 das kleine Dorf 
Tel Qasab, vier Kilometer südlich der Stadt 
Shingal im Nordirak, angriffen. Seine Fa-
milie versuchte, mit ihm im Shingal-Gebir-
ge Schutz zu finden. Sie wurde aber schon 
beim Aufstieg über die Serpentinen gefan-
gen genommen, in die Stadt Shingal ge-
bracht und in einem ehemaligen Standes-
amt eingesperrt. Wenig später wurde die 
Familie mit anderen Gefangenen 50 Kilo-
meter weiter östlich in Kaser Al Mihrab in 
einer Schule festgesetzt. Nach einem weite-
ren vergeblichen Fluchtversuch wurde die 
Familie auseinandergerissen: Barzans Ge-
schwister Mahida (zehn Jahre), Ghazuan 
(acht Jahre) und Adnan (fünf Jahre) wur-
den in IS-Familien untergebracht. Von den 
Eltern fehlt bis heute jede Spur.

Als Tel Afar 2016 vom IS befreit wur-
de, fand man dort Adnan und Mahida in 
einem Gefängnis in Tal Kef. Spuren von 
Ghazuan führten nach Syrien. Alle drei 
Kinder wurden befreit und leben jetzt bei 
einem Bruder des leiblichen Vaters. Auch 

Barzan kam in eine IS-Familie. Bis er be-
freit werden konnte, vergingen vier lan-
ge weitere Jahre. Dabei spielte ein glückli-
cher Zufall eine entscheidende Rolle: Ein 
ebenfalls in Kaser Al Mihrab gefangener 
Jeside konvertierte unter dem Druck, an-
dernfalls getötet zu werden, zum Islam und 
wurde Religionslehrer in einer Moschee. 
Lehrer Bazhar freundete sich mit Barzans 
Pflegeeltern an und hielt den Kontakt auch 
dann noch aufrecht, als diese IS-Leute mit 
Barzan infolge der Zerschlagung des Isla-
mischen Staates nach Syrien flohen. Da-
nach flüchteten sie in die Türkei. Den ent-
scheidenden Tip über den Aufenthalt des 
Jungen gab der Religionslehrer Bazhar: Er 
wollte, dass wenigstens die Kinder wieder 
zusammenkommen. Die irakische Regie-
rung nahm Kontakt mit dem irakischen 
Konsul in Ankara auf. Weil der Junge noch 
so klein ist und kein Kontakt zu den leib-
lichen Eltern bestand, war Vertraulichkeit 
und Dringlichkeit geboten. Nach einem 
langen bürokratischen Prozess konnte das 
Kind am 12. November 2020 in der iraki-

schen Botschaft von der irakischen Minis-
terin für Flüchtlingsangelegenheiten und 
dem Botschafter in Empfang genommen 
werden. Am 16. November dann ging es 
zurück in die Heimat Irak.

Barzan spricht Turkmenisch, die Spra-
che seiner Pflegeeltern. Seine Geschwis-
ter sprechen Kurdisch, und in der Schule 
wird er zusätzlich Arabisch lernen müssen. 
Doch er ist frei, und der tägliche Kontakt 
mit seinen Geschwistern wird ihm helfen, 
schnell zu lernen und die Vergangenheit 
zu vergessen. Katrin Bornmüller, Ehren-
vorsitzende der IGFM, und Khalil Al-Ras-
ho kennen bereits seine Geschwister durch 
mehrere Besuche, halten Kontakt und hel-
fen, dass die Familie Frieden findet.� (kh)
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